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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

 

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Thomas Gruber als 

Einzelrichter über die Beschwerde von XXXX , alias XXXX , Staatsangehörigkeit Afghanistan, 

gegen den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 06.07.2018, Zahl 

1171610310-171201235, nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 13.08.2020 

zu Recht: 

 

A) 

Die Beschwerde wird gemäß §§ 3 Abs. 1, 8 Abs. 1, 10 Abs. 1 Z 3, 55, 57 AsylG 2005, § 9 BFA-

VG, und §§ 52, 55 FPG als unbegründet abgewiesen. 

 

B) 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

I. Verfahrensgang: 
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1. Der Beschwerdeführer (im Folgenden: „BF“ genannt) stellte nach unrechtmäßiger Einreise 

in das österreichische Bundesgebiet am 22.10.2017 den gegenständlichen Antrag auf 

internationalen Schutz gemäß § 2 Abs. 1 Z 13 des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 

100/2005 idF BGBl. I Nr. 24/2016. 

2. Am 23.10.2017 fand vor einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes die 

niederschriftliche Erstbefragung des BF statt. Zu seinem Fluchtgrund befragt brachte der BF 

vor, dass es in Afghanistan sehr unsicher gewesen sei und Krieg geherrscht habe. Sie hätten 

Grundstücksstreitigkeiten mit seinem Onkel väterlicherseits gehabt, der Verbindenden zu 

den Taliban gehabt habe. Sein Onkel habe die Taliban zu ihnen nachhause geschickt und 

diese hätten ihn mitnehmen wollen. Die Taliban hätten ihn töten oder in den Jihad schicken 

wollen. Seine Mutter habe Angst gehabt, weil sein Vater auch Soldat gewesen und seit 

einem Bombenanschlag körperlich behindert sei.     

3. Am 11.04.2018 wurde der BF vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, 

Regionaldirektion Oberösterreich (im Folgenden: „BFA“ genannt), im Asylverfahren 

niederschriftlich einvernommen. Dabei führte er zunächst an, in der Provinz Laghman 

geboren und aufgewachsen zu sein. Er sei Paschtune und sunnitischer Moslem. Er habe 

keine Schule besucht. Er habe seinem Vater in der Landwirtschaft geholfen und als 

Mechaniker gearbeitet. Sein Vater habe seine Ausreise organisiert und finanziert. Er habe 

Kontakt zu seiner Schwester in Kandahar. Der Ehemann seiner Schwester betreibe ein 

Lebensmittelgeschäft. Zu dem Rest seiner Familie habe er keinen Kontakt mehr. Seine 

Schwester und sein Schwager würden in Kabul leben.  

Zu seinem Fluchtgrund befragt brachte der BF vor, dass sein Vater verletzt worden sei und 

ein Bein verloren habe. Er habe als Mechaniker gearbeitet. Sein Vater sei arbeitslos gewesen 

und sie hätten keine Einkommensquelle gehabt. Sein Vater habe als er noch Geld verdient 

habe ein Grundstück gekauft. Sein Onkel habe jedoch behauptet, dass er dieses geerbte 

hätte und das Grundstück allen gehören würde. Es habe deswegen ständig Streit mit seinem 

Onkel gegeben. Sein Vater habe gemeint, dass er zur Volksarmee gehen solle, damit sie ein 

Einkomme hätten. Der Onkel habe die Taliban darüber informiert und die Taliban seien ein 

bis zwei Mal bei ihnen zuhause gewesen und hätten entschieden, dass das Grundstück 

seinem Onkel gehören würde. Die Taliban hätten ihnen vorgeworfen, dass sein Vater gewollt 

habe, dass er der afghanischen Polizei beitrete. Die Taliban hätten ihn zwei Mal mit einem 

Messer gestochen, doch seine Eltern hätten das Grundstück nicht hergeben wollen. Seine 

Eltern hätten gesagt, dass sie ihn zuerst versorgen wollen würden und den Taliban dann die 

Grundstücke geben würden. Er sei 5 Tage im Spital gelegen. Die Taliban hätten nicht 
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gewusst, dass sein Vater die Grundstücke schon auf ihn überschrieben habe. Als die Taliban 

seinen Vater nochmal zur Rede gestellt hätten, habe sein Vater den Taliban gesagt, dass er 

weg sei und die Grundstücke ihm gehören würden. Die Taliban hätten gesagt, dass keiner 

auf dem Grundstück arbeiten oder leben dürfe. Sein Vater habe gesagt, dass die Familie 

nicht mehr in Laghman, sondern in Jalalabad lebe. Die Grundstücke seien von den Taliban 

übernommen worden. Er habe sich nie bei der Volksarmee gemeldet, sondern habe nur den 

Dorfältesten von seinem Vorhaben berichtet.  

4. Mit dem angefochtenen Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl wurde 

der Antrag des BF auf internationalen Schutz gemäß § 3 Abs. 1 iVm. § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 

bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) und gemäß § 8 

Abs. 1 iVm. § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär 

Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan (Spruchpunkt II.) 

abgewiesen. Dem BF wurde gemäß §§ 57 und 55 AsylG ein Aufenthaltstitel aus 

berücksichtigungswürdigen Gründen nicht erteilt. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG iVm § 9 BFA-

VG wurde gegen ihn eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen und 

weiters gemäß § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die Abschiebung des BF gemäß § 46 FPG 

nach Afghanistan zulässig sei. Weiters wurde in Spruchpunkt IV. ausgeführt, dass die Frist für 

die freiwillige Ausreise des BF gemäß § 55 Abs. 1 bis 3 FPG zwei Wochen ab Rechtskraft der 

Rückkehrentscheidung betrage. 

Die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz begründete das BFA im 

Wesentlichen damit, dass nicht glaubhaft sei, dass die Taliban einen Verkauf von Teilen des 

Grundstücks zugelassen hätte. Entgegen der Angaben vor dem BFA haben der BF vor dem 

Verein Menschenrechte angegeben, dass seine Eltern und seine Schwester noch in Laghman 

leben würden und der BF zu seiner Familie regelmäßig Kontakt über das Internet habe. Der 

BF habe sein Fluchtvorbringen nicht glaubhaft machen können.    

5. Mit Verfahrensanordnung gemäß § 63 Abs. 2 AVG, BGBl. Nr. 51/1991 idF BGBl. I Nr. 

161/2013, (in der Folge: AVG) vom 09.07.2018 wurde dem BF gemäß § 52 Abs. 1 BFA-VG der 

Verein Menschenrechte Österreich als Rechtsberater für das Beschwerdeverfahren vor dem 

Bundesverwaltungsgericht zur Seite gestellt.  

6. Gegen den oben genannten Bescheid richtet sich die im Wege seiner Rechtsvertretung am 

03.08.2018 erhobene Beschwerde gegen den gegenständlichen Bescheid, welche 

fristgerecht beim BFA einlangte.  
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7. Die gegenständliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten wurden dem 

Bundesverwaltungsgericht am 14.08.2018 vom BFA vorgelegt. 

8. Der BF wurde mit rechtskräftigen Urteil des Bezirksgerichtes Steyr vom 05.11.2019 GZ 007 

U 34/2019p wegen des Vergehens der Sachbeschädigung gemäß § 125 StGB zu einer 

bedingten Freiheitsstrafe von einem Monat unter Setzung einer Probezeit von drei Jahren 

(verlängert auf fünf Jahre) verurteilt. 

9. Der BF wurde mit rechtskräftigen Urteil des Landesgerichtes Steyr vom 27.05.2020 GZ 015 

HV 18/2020m wegen unerlaubten Umgangs mit Suchtgiften gemäß §§ 27 Abs 1 Z 1 1. Fall, 2. 

Fall und 8. Fall SMG und § 27 Abs 2 SMG zu einer bedingten Freiheitsstrafe von 4 Monaten 

unter Setzung einer Probezeit von drei Jahren verurteilt. 

 

10. Das Bundesverwaltungsgericht führte in der gegenständlichen Rechtssache am 

13.08.2020 eine öffentliche mündliche Verhandlung durch, an der der BF im Beisein seiner 

bevollmächtigten Vertretung persönlich teilnahm. 

Der BF verzichtete aufgrund vorhandener Kenntnis des Länderinformationsblattes der 

Staatendokumentation, Gesamtaktualisierung am 13.11.2019, letzte Kurzinformation 

21.07.2020 der UNHCR-Richtlinien vom 30.08.2018, sowie des Akkord-Berichts vom 

07.12.2018, auf deren Übergabe.  

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

1. Feststellungen (Sachverhalt): 

1.1 Zur Person des BF: 

Der BF wurde am  XXXX  geboren. Er ist afghanischer Staatsangehöriger, sunnitischer 

Moslem und gehört der Volksgruppe der Paschtunen an. Die Muttersprache des BF ist 

Paschtu. Der BF stammt aus der Provinz Laghman. Der BF besuchte 4 Jahre die Schule und 

arbeitete in einer Motorradwerkstatt. Der BF weiß nicht wo sich seine Familie aufhält, 

vermutet aber im Iran. Seine Schwester und sein Schwager leben in Kandahar. Sein 

Schwager betreibt ein Lebensmittelgeschäft. In Österreich hat der BF seit November 2018 

eine Freundin mit der er nicht im gemeinsamen Haushalt lebt.  

Der BF absolvierte nur einen Deutschkurs und war nicht ehrenamtlich tätig. Momentan 

macht er auch keine andere Ausbildung oder Kurse.  
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Der BF ist jung, gesund und arbeitsfähig. Er wurde wegen des Vergehens der 

Sachbeschädigung gemäß § 125 StGB zu einer bedingten Freiheitsstrafe von einem Monat 

unter Setzung einer Probezeit von drei Jahren (verlängert auf fünf Jahre) verurteilt. Zudem 

wurde er wegen unerlaubten Umgangs mit Suchtgiften gemäß §§ 27 Abs 1 Z 1 1. Fall, 2. Fall 

und 8. Fall SMG und § 27 Abs 2 SMG zu einer bedingten Freiheitsstrafe von 4 Monaten unter 

Setzung einer Probezeit von drei Jahren verurteilt.  

Es kann nicht festgestellt werden, dass der BF seinen Herkunftsstaat aus wohlbegründeter 

Furcht vor den Taliban, seinem Onkel oder einer anderen konkreten individuellen Verfolgung 

aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 

Gruppe oder der politischen Gesinnung verlassen hat oder nach einer allfälligen Rückkehr 

mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit asylrelevante Übergriffe zu befürchten hätte.  

Es kann mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit festgestellt werden, dass dem BF bei einer 

Rückkehr nach Laghman aufgrund der dort herrschenden Sicherheitslage ein Eingriff in seine 

körperliche Unversehrtheit drohen würde. 

Dem BF steht jedoch als innerstaatliche Flucht- und Schutzalternative eine Rückkehr in eine 

der Städte Kabul, Herat oder Mazar-e Sharif zur Verfügung, wo es ihm möglich ist, ohne 

Gefahr, grundlegende und notwendige Lebensbedürfnisse wie Nahrung, Kleidung sowie 

Unterkunft befriedigen zu können bzw. ohne in eine ausweglose bzw. existenzbedrohende 

Situation zu geraten, zu leben. Dem BF würde bei seiner Rückkehr in eine dieser Städte kein 

Eingriff in seine körperliche Unversehrtheit drohen. 

Die Städte Mazar-e Sharif und Herat sind von Österreich aus sicher mit dem Flugzeug 

erreichbar.  

Der BF leidet an keinen Atemwegserkrankungen oder anderen chronischen Krankheiten, wie 

Bluthochdruck, Diabetes, Herz-Kreislauf-Erkrankungen, chronischen 

Atemwegserkrankungen, geschwächtem Immunstatus, Krebs oder Fettleibigkeit. Der BF 

gehört aufgrund seiner Gesundheit und seines jungen Alters nicht der Risikogruppe einer 

COVID-19 Erkrankung an.  

1.2. Feststellungen zum Herkunftsstaat: 

1.2.1. Auszug aus dem aktuellen LIB: 

Kabul 
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Die Provinz Kabul liegt im Zentrum Afghanistans (PAJ o.D.) und grenzt an Parwan und Kapisa 

im Norden, Laghman im Osten, Nangarhar im Südosten, Logar im Süden sowie Wardak im 

Westen. Provinzhauptstadt ist Kabul-Stadt (NPS o.D.). Die Provinz besteht aus den folgenden 

Distrikten: Bagrami, Chahar Asyab, Dehsabz, Estalef, Farza, Guldara, Kabul, Kalakan, Khak-e-

Jabar, Mir Bacha Kot, Musahi, Paghman, Qara Bagh, Shakar Dara und Surubi/Surobi/Sarobi 

(CSO 2019; vgl. IEC 2018). 

Laut dem UNODC Opium Survey 2018 verzeichnete die Provinz Kabul 2018 eine Zunahme der 

Schlafmohnanbaufläche um 11% gegenüber 2017. Der Schlafmohnanbau beschränkte sich 

auf das Uzbin-Tal im Distrikt Surubi (UNODC/MCN 11.2018). 

Kabul-Stadt – Geographie und Demographie 

Kabul-Stadt ist die Hauptstadt Afghanistans und auch ein Distrikt in der Provinz Kabul. Es ist 

die bevölkerungsreichste Stadt Afghanistans, mit einer geschätzten Einwohnerzahl von 

5.029.850 Personen für den Zeitraum 2019-20 (CSO 2019). Die Bevölkerungszahl ist jedoch 

umstritten. Einige Quellen behaupten, dass sie fast 6 Millionen beträgt (AAN 19.3.2019). Laut 

einem Bericht, expandierte die Stadt, die vor 2001 zwölf Stadtteile – auch Police Distrikts 

(USIP 4.2017), PDs oder Nahia genannt (AAN 19.3.2019) – zählte, aufgrund ihres 

signifikanten demographischen Wachstums und ihrer horizontalen Expansion auf 22 PDs 

(USIP 4.2017). Die afghanische zentrale Statistikorganisation (Central Statistics Organization, 

CSO) schätzt die Bevölkerung der Provinz Kabul für den Zeitraum 2019-20 auf 5.029.850 

Personen (CSO 2019). Sie besteht aus Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, 

Belutschen, Sikhs und Hindus (PAJ o.D.; vgl. NPS o.D.). 

Abb.1: Kabul, Police Distrikts (Darstellung der Staatendokumentation) 

(Quelle: BFA 13.2.2019) 

Hauptstraßen verbinden die afghanische Hauptstadt mit dem Rest des Landes (UNOCHA 

4.2014).  In Kabul-Stadt gibt es einen Flughafen, der mit internationalen und nationalen 

Passagierflügen bedient wird (BFA Staatendokumentation 25.3.2019). 

Die Stadt besteht aus drei konzentrischen Kreisen: Der erste umfasst Shahr-e Kohna, die 

Altstadt, Shahr-e Naw, die neue Stadt, sowie Shash Darak und Wazir Akbar Khan, wo sich 

viele ausländische Botschaften, ausländische Organisationen und Büros befinden. Der zweite 

Kreis besteht aus Stadtvierteln, die zwischen den 1950er und 1980er Jahren für die 

wachsende städtische Bevölkerung gebaut wurden, wie Taimani, Qala-e Fatullah, Karte Se, 

Karte Chahar, Karte Naw und die Microraions (sowjetische Wohngebiete). Schließlich wird 

der dritte Kreis, der nach 2001 entstanden ist, hauptsächlich von den „jüngsten 

Einwanderern“ (USIP 4.2017) (afghanische Einwanderer aus den Provinzen) bevölkert (AAN 

19.3.2019), mit Ausnahme einiger hochkarätiger Wohnanlagen für VIPs (USIP 4.2017). 
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Was die ethnische Verteilung der Stadtbevölkerung betrifft, so ist Kabul Zielort für 

verschiedene ethnische, sprachliche und religiöse Gruppen, und jede von ihnen hat sich an 

bestimmten Orten angesiedelt, je nach der geografischen Lage ihrer Heimatprovinzen: Dies 

gilt für die Altstadt ebenso wie für weiter entfernte Stadtviertel, und sie wird in den 

ungeplanten Gebieten immer deutlicher (Noori 11.2010). In den zuletzt besiedelten 

Gebieten sind die Bewohner vor allem auf Qawmi-Netzwerke angewiesen, um Schutz und 

Arbeitsplätze zu finden sowie ihre Siedlungsbedingungen gemeinsam zu verbessern. 

Andererseits ist in den zentralen Bereichen der Stadt die Mobilität der Bewohner höher und 

Wohnsitzwechsel sind häufiger. Dies hat eine disruptive Wirkung auf die sozialen Netzwerke, 

die sich in der oft gehörten Beschwerde manifestiert, dass man „seine Nachbarn nicht mehr 

kenne“ (AAN 19.3.2019). 

Nichtsdestotrotz, ist in den Stadtvierteln, die von neu eingewanderten Menschen mit 

gleichem regionalen oder ethnischen Hintergrund dicht besiedelt sind, eine Art 

„Dorfgesellschaft“ entstanden, deren Bewohner sich kennen und direktere Verbindungen zu 

ihrer Herkunftsregion haben als zum Zentrum Kabuls (USIP 4.2017). Einige Beispiele für die 

ethnische Verteilung der Kabuler Bevölkerung sind die folgenden: Hazara haben sich 

hauptsächlich im westlichen Viertel Chandawal in der Innenstadt von Kabul und in Dasht-e-

Barchi sowie in Karte Se am Stadtrand niedergelassen; Tadschiken bevölkern Payan Chawk, 

Bala Chawk und Ali Mordan in der Altstadt und nördliche Teile der Peripherie wie 

Khairkhana; Paschtunen sind vor allem im östlichen Teil der Innenstadt Kabuls, Bala Hisar und 

weiter östlich und südlich der Peripherie wie in Karte Naw und Binihisar (Noori 11.2010; vgl. 

USIP 4.2017), aber auch in den westlichen Stadtteilen Kota-e-Sangi und Bazaar-e-Company 

(auch Company) ansässig (Noori 11.2010); Hindus und Sikhs leben im Herzen der Stadt in der 

Hindu-Gozar-Straße (Noori 11.2010; vgl. USIP 4.2017). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Die afghanische Regierung behält die Kontrolle über Kabul. Nichtsdestotrotz, führten 

Aufständische, Taliban und andere militante Gruppierungen, im gesamten Jahr 2018, als auch 

in den ersten fünf Monaten 2019, insbesondere in der Hauptstadtregion weiterhin Anschläge 

auf hochrangige Ziele aus, um die Aufmerksamkeit der Medien auf sich zu ziehen, die 

Legitimität der afghanischen Regierung zu untergraben und die Wahrnehmung einer weit 

verbreiteten Unsicherheit zu schaffen (USDOD 6.2019; vgl. USDOD 12.2018). 

Aufgrund eben dieser öffentlichkeitswirksamer Angriffe auf Kabul-Stadt kündigte die 

afghanische Regierung bereits im August 2017 die Entwicklung eines neuen Sicherheitsplans 

für Kabul an (AAN 25.9.2017). So wurde unter anderem das Green Village errichtet, ein stark 

gesichertes Gelände im Osten der Stadt, in dem unter anderem, Hilfsorganisationen und 

internationale Organisationen (RFERL 2.9.2019; vgl. FAZ 2.9.2019) sowie ein Wohngelände 

für Ausländer untergebracht sind (FAZ 2.9.2019). Die Anlage wird stark von afghanischen 

Sicherheitskräften und privaten Sicherheitsmännern gesichert (AJ 3.9.2019). Die Green Zone 
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hingegen ist ein separater Teil, der nicht unweit des Green Villages liegt. Die Green Zone ist 

ein stark gesicherter Teil Kabuls, in dem sich mehrere Botschaften befinden – so z.B. auch die 

US-amerikanische Botschaft und andere britische Einrichtungen (RFERL 2.9.2019). 

In Bezug auf die Anwesenheit von staatlichen Sicherheitskräften liegt die Provinz Kabul mit 

Ausnahme des Distrikts Surubi im Verantwortungsbereich der 111. ANA Capital Division, die 

unter der Leitung von türkischen Truppen und mit Kontingenten anderer Nationen der NATO-

Mission Train, Advise and Assist Command – Capital (TAAC-C) untersteht. Der Distrikt Surubi 

fällt in die Zuständigkeit des 201. ANA Corps (USDOD 6.2019). Darüber hinaus wurde eine 

spezielle Krisenreaktionseinheit (Crisis Response Unit) innerhalb der afghanischen Polizei, um 

Angriffe zu verhindern und auf Anschläge zu reagieren (LI 5.9.2018). 

Im Distrikt Surubi wird von der Präsenz von Taliban-Kämpfern berichtet (TN 26.3.2019; vgl. 

SAS 26.3.2019). Aufgrund seiner Nähe zur Stadt Kabul und zum Salang-Pass hat der Distrikt 

große strategische Bedeutung (WOR 10.9.2018). 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevölkerung 

Der folgenden Tabelle kann die Zahl sicherheitsrelevanter Vorfälle bzw. Todesopfer für die 

Provinz Kabul gemäß ACLED und Globalincidentmap (GIM) für das Jahr 2018 und die ersten 

drei Quartale 2019 entnommen werden (Quellenbeschreibung s. Disclaimer, hervorgehoben: 

Distrikt der Provinzhauptstadt): 

 2018 2019 (bis 30.9.) 

 GIM 

Vorfälle 

ACLED 

Vorfälle (>= 1 Tote) 

ACLED 

Tote 

GIM 

Vorfälle 

ACLED 

Vorfälle (>= 1 Tote) 

ACLED 

Tote 

Bagrami  1 1  3 5 

Chahar Asyab  1 3  5 10 

Dehsabz    1 4 7 

Estalef       

Farza       

Guldara     2 4 

Kabul 256 58 677 146 71 389 

Kalakan    1 2 6 
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Khak-e-Jabar 1 3 39  1 5 

Mir Bacha Kot     1 5 

Musahi  2 4 1 22 70 

Paghman 4 7 20 2 14 49 

Qara Bagh  1 2  12 27 

Shakar Dara 7   12 2 11 

Surubi 16 8 34 18 28 110 

Insg. 284 81 780 181 167 698 

(ACLED 5.10.2019; ACLED 12.7.2019; GIM o.D.) 

Im Jahr 2018 dokumentierte UNAMA 1.866 zivile Opfer (596 Tote und 1.270 Verletzte) in der 

Provinz Kabul. Dies entspricht einer Zunahme von 2% gegenüber 2017. Die Hauptursache für 

die Opfer waren Selbstmord- und komplexe Angriffe, gefolgt von improvisierten 

Sprengkörpern (improvised explosive devices, IEDs) und gezielten Tötungen (UNAMA 

24.2.2019). 

Die afghanischen Sicherheitskräfte führten insbesondere im Distrikt Surubi militärische 

Operationen aus der Luft und am Boden durch, bei denen Aufständische getötet wurden (KP 

27.3.2019; vgl. TN 26.3.2019, SAS 26.3.2019, TN 23.10.2018,. KP 23.10.2018, KP 9.7.2018). 

Dabei kam es unter anderem  zu zivilen Opfern (TN 26.3.2019; vgl. SAS 26.3.2019). 

Außerdem führten NDS-Einheiten Operationen in und um Kabul-Stadt durch (TN 7.8.2019; 

vgl. PAJ 7.7.2019, TN 9.6.2019, PAJ 28.5.2019). Dabei wurden unter anderem Aufständische 

getötet (TN 7.8.2019) und verhaftet (TN 7.8.2019; PAJ 7.7.2019; vgl TN 9.6.2019, PAJ 

28.5.2019), sowie Waffen und Sprengsätze konfisziert (TN 9.6.2019; vgl. PAJ 28.5.2019). 

IDPs – Binnenvertriebene 

UNOCHA meldete für den Zeitraum 1.1.-31.12.2018 35 konfliktbedingt aus dem Distrikt 

Surubi vertriebene Personen, die alle in der Provinz Logar Zuflucht fanden (UNOCHA 

28.1.2019). Im Zeitraum 1.1.-30.6.2019 meldete UNOCHA keine durch gewaltsamen Konflikt 

aus der Provinz Kabul vertriebene Personen (UNOCHA 18.8.2019). Im Zeitraum 1.1.-

31.12.2018 meldete UNOCHA 9.422 Vertriebene, welche in die Provinz Kabul kamen, die 

meisten davon in den Distrikt Kabul (UNOCHA 28.1.2019). Im Zeitraum 1.1.-30.6.2019 

meldete UNOCHA 2.580 Vertriebene in die Provinz Kabul, alle in den Distrikt Kabul. Sie 

stammten aus Kapisa, Kunar, Nangarhar wie auch Logar, Ghazni, Baghlan und Wardak 

(UNOCHA 18.8.2019). 
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Bis zu zwei Drittel aller Afghanen, die außerhalb ihrer Provinz vertrieben wurden, bewegen 

sich in Richtung der fünf Regionalhauptstädte (NRC 30.1.2019) und Kabuls Wachstum war 

besonders umfangreich. Die Gesamtzahl der Binnenvertriebenen in Kabul ist nicht bekannt. 

Die Bewegung in und innerhalb der Stadt fluktuiert und viele kehren regelmäßig in 

friedlicheren Zeiten in ihr Herkunftsgebiet zurück (Metcalfe et al. 6.2012; vgl. AAN 

19.3.2019). Im September 2018 schätzte der afghanische Minister für Flüchtlinge und 

Repatriierung die Gesamtzahl der Binnenvertriebenen in Kabul auf 70.000 bis 80.000 

Menschen (TN 21.9.2018). 

[…] 

 

Herat 

Die Provinz Herat liegt im Westen Afghanistans und teilt eine internationale Grenze mit dem 

Iran im Westen und Turkmenistan im Norden. Weiters grenzt Herat an die Provinzen Badghis 

im Nordosten, Ghor im Osten und Farah im Süden (UNOCHA 4.2014). Herat ist in 16 Distrikte 

unterteilt: Adraskan, Chishti Sharif, Fersi, Ghoryan, Gulran, Guzera (Nizam-i-Shahid), Herat, 

Enjil, Karrukh, Kohsan, Kushk (Rubat-i-Sangi), Kushk-i-Kohna, Obe/Awba/Obah/Obeh (AAN 

9.12.2018; vgl. PAJ o.D., PAJ 13.6.2019), Pashtun Zarghun, Shindand, Zendahjan. Zudem 

bestehen vier weitere „temporäre“ Distrikte – Poshtko, Koh-e-Zore (Koh-e Zawar), Zawol und 

Zerko (CSO 2019; vgl. IEC 2018) –, die zum Zweck einer zielgerichteteren Mittelverteilung aus 

dem Distrikt Shindand herausgelöst wurden (AAN 3.7.2015; vgl. PAJ 1.3.2015). Die 

Provinzhauptstadt von Herat ist Herat-Stadt (CSO 2019). Herat ist eine der größten Provinzen 

Afghanistans (PAJ o.D.). 

Die CSO schätzt die Bevölkerung der Provinz für den Zeitraum 2019-20 auf 2.095.117 

Einwohner, 556.205 davon in der Provinzhauptstadt (CSO 2019). Die wichtigsten ethnischen 

Gruppen in der Provinz sind Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Turkmenen, Usbeken und 

Aimaqs, wobei Paschtunen in elf Grenzdistrikten die Mehrheit stellen (PAJ o.D.). Herat-Stadt 

war historisch gesehen eine tadschikisch dominierte Enklave in einer paschtunischen 

Mehrheits-Provinz, die beträchtliche Hazara- und Aimaq-Minderheiten umfasst (USIP 2015). 

Umfangreiche Migrationsströme haben die ethnische Zusammensetzung der Stadt 

verändert. Der Anteil an schiitischen Hazara ist seit 2001 besonders gestiegen, da viele aus 

dem Iran rückgeführt oder aus den Provinzen Zentralafghanistans vertrieben wurden (AAN 

3.2.2019). Der Grad an ethnischer Segregation ist in Herat heute ausgeprägt (USIP 2015; vgl. 

BFA Staatendokumentation 13.6.2019). 

Die Provinz ist durch die Ring Road mit anderen Großstädten verbunden (TD 5.12.2017). Eine 

Hauptstraße führt von Herat ostwärts nach Ghor und Bamyan und weiter nach Kabul. Andere 

Autobahn verbinden die Provinzhauptstadt mit dem afghanisch-turkmenischen 

Grenzübergang bei Torghundi sowie mit der afghanisch-iranischen Grenzüberquerung bei 

Islam Qala (iMMAP 19.9.2017). Ein Flughafen mit Linienflugbetrieb zu internationalen und 
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nationalen Destinationen liegt in der unmittelbaren Nachbarschaft von Herat-Stadt (BFA 

Staatendokumentation 25.3.2019). 

Laut UNODC Opium Survey 2018 gehörte Herat 2018 nicht zu den zehn wichtigsten 

Schlafmohn anbauenden Provinzen Afghanistans. 2018 sank der Schlafmohnanbau in Herat 

im Vergleich zu 2017 um 46%. Die wichtigsten Anbaugebiete für Schlafmohn waren im Jahr 

2018 die Distrikte Kushk und Shindand (UNODC/MCN 11.2018). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Herat gehört zu den relativ ruhigen Provinzen im Westen Afghanistans, jedoch sind Taliban-

Kämpfer in einigen abgelegenen Distrikten aktiv und versuchen oft terroristische Aktivitäten 

durchzuführen (KP 19.5.2019; vgl. KP 17.12.2018). Je mehr man sich von Herat-Stadt (die als 

„sehr sicher“ gilt) und den angrenzenden Distrikten Richtung Norden, Westen und Süden 

entfernt, desto größer wird der Einfluss der Taliban (BFA Staatendokumentation 13.6.2019). 

Auch im Vergleich zu Kabul gilt Herat-Stadt einem Mitarbeiter von IOM-Kabul zufolge zwar 

als sicherere Stadt, doch gleichzeitig wird ein Anstieg der Gesetzlosigkeit und Kriminalität 

verzeichnet: Raubüberfälle nahmen zu und ein Mitarbeiter der Vereinten Nationen wurde 

beispielsweise überfallen und ausgeraubt. Entführungen finden gelegentlich statt, wenn 

auch in Herat nicht in solch einem Ausmaß wie in Kabul (BFA Staatendokumentation 

13.6.2019). 

Der Distrikt mit den meisten sicherheitsrelevanten Vorfällen ist der an Farah angrenzende 

Distrikt Shindand, wo die Taliban zahlreiche Gebiete kontrollieren. Wegen der großen US-

Basis, die in Shindand noch immer operativ ist, kontrollieren die Taliban jedoch nicht den 

gesamten Distrikt. Aufgrund der ganz Afghanistan betreffenden territorialen Expansion der 

Taliban in den vergangenen Jahren sah sich jedoch auch die Provinz Herat zunehmend von 

Kampfhandlungen betroffen. Dennoch ist das Ausmaß der Gewalt im Vergleich zu einigen 

Gebieten des Ostens, Südostens, Südens und Nordens Afghanistans deutlich niedriger (BFA 

Staatendokumentation 13.6.2019). 

Innerhalb der Taliban kam es nach der Bekanntmachung des Todes von Taliban-Führer 

Mullah Omar im Jahr 2015 zu Friktionen (AAN 11.1.2017; vgl. RUSI 16.3.2016; SAS 

2.11.2018). Mullah Rasoul, der eine versöhnlichere Haltung gegenüber der Regierung in 

Kabul einnahm, spaltete sich zusammen mit rund 1.000 Kämpfern von der Taliban-

Hauptgruppe ab. Die Regierungstruppen kämpfen in Herat angeblich nicht gegen die Rasoul-

Gruppe, die sich für Friedensgespräche und den Schutz eines großen Pipeline-Projekts der 

Regierung in der Region einsetzt (SAS 2.11.2018). Innerhalb der Taliban-Hauptfraktion wurde 

der Schattengouverneur von Herat nach dem Waffenstillstand mit den Regierungstruppen 

zum Eid al-Fitr-Fest im Juni 2018 durch einen als Hardliner bekannten Taliban aus Kandahar 

ersetzt (UNSC 13.6.2019). 
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2017 und 2018 hat der IS bzw. ISKP Berichten zufolge drei Selbstmordanschläge in Herat-

Stadt durchgeführt (taz 3.8.2017; Reuters 25.3.2018). 

Aufseiten der Regierung ist das 207. Zafar-Corps der ANA für die Sicherheit in der Provinz 

Herat verantwortlich (USDOD 6.2019; vgl. PAJ 2.1.2019), das der NATO-Mission Train, 

Advise, and Assist Command - West (TAAC-W) untersteht, welche von italienischen 

Streitkräften geleitet wird (USDOD 6.2019; vgl. KP 16.12.2018). 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevölkerung 

Der folgenden Tabelle kann die Zahl sicherheitsrelevanter Vorfälle bzw. Todesopfer für die 

Provinz Herat gemäß ACLED und Globalincidentmap (GIM) für das Jahr 2018 und die ersten 

drei Quartale 2019 entnommen werden (Quellenbeschreibung s. Disclaimer, hervorgehoben: 

Distrikt der Provinzhauptstadt): 

 2018 2019 (bis 30.9.) 

 GIM 

Vorfälle 

ACLED 

Vorfälle (>= 1 Tote) 

ACLED 

Tote 

GIM 

Vorfälle 

ACLED 

Vorfälle (>= 1 

Tote) 

ACLED 

Tote 

Adraskan 3 6 23 1 11 24 

Chishti Sharif 12 14 73 3 4 18 

Enjil  1 1  2 3 

Fersi 3 5 25  5 34 

Ghoryan  5 28 3 17 53 

Gulran 1 4 28 1 11 48 

Guzera  6 24  12 92 

Herat 92 24 100 53 29 69 

Karrukh     4 27 

Koh-e-Zore* k.A. k.A. k.A. k.A. k.A. k.A. 

Kohsan  3 11 1 12 30 

Kushk  12 56  19 96 
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Kushk-i-Kohna  4 10  8 40 

Obe 2 15 80  20 129 

Pashtun Zarghun 4 15 84 7 22 124 

Poshtko* k.A. k.A. k.A. k.A. k.A. k.A. 

Shindand 24 51 327 9 91 352 

Zawol* k.A. k.A. k.A. k.A. k.A. k.A. 

Zendahjan  1 1 1 4 19 

Zerko* k.A. k.A. k.A. k.A. k.A. k.A. 

Insg. 141 166 871 79 271 1158 

*temporäre Distrikte. Sicherheitsrelevante Vorfälle in diesen Distrikten werden dem Distrikt 

Shindand zugerechnet. (ACLED 5.10.2019; ACLED 12.7.2019; GIM o.D.) 

 

Im Jahr 2018 dokumentierte UNAMA 259 zivile Opfer (95 Tote und 164 Verletzte) in Herat. 

Dies entspricht einem Rückgang von 48% gegenüber 2017. Die Hauptursache für die Opfer 

waren improvisierten Sprengkörper (improvised explosive devices, IEDs; ohne 

Selbstmordanschläge), gefolgt von Kämpfen am Boden und gezielten Tötungen (UNAMA 

24.2.2019). 

In der Provinz Herat kommt es regelmäßig zu militärischen Operationen (KP 16.6.2019; vgl. 

KP 28.9.2019, KP 29.6.2019, KP 17.6.2019, 21.5.2019). Unter anderem kam es dabei auch zu 

Luftangriffen durch die afghanischen Sicherheitskräfte (KP 16.6.2019; vgl. AN 23.6.2019). In 

manchen Fällen wurden bei Drohnenangriffen Talibanaufständische und ihre Führer getötet 

(AN 23.6.2019; vgl. KP 17.12.2018; KP 25.12.2018). Der volatilste Distrikt von Herat ist  

Shindand. Dort kommt es zu gewalttätigen Zusammenstößen zwischen rivalisierenden 

Taliban-Fraktionen, wie auch zwischen den Taliban und regierungsfreundlichen Kräften 

(NYTM 12.12.2018; AJ 7.12.2018; AN 30.11.2018; KP 28.4.2018; VoA 13.4.2018). 

Regierungskräfte führten beispielsweise im Dezember 2018 (KP 17.12.2018) und Januar 

2019 Operationen in Shindand durch (KP 26.1.2019). Obe ist neben Shindand ein weiterer 

unsicherer Distrikt in Herat (TN 8.9.2018). Im Dezember 2018 wurde berichtet, dass die 

Kontrolle über Obe derzeit nicht statisch ist, sondern sich täglich ändert und sich in einer 

Pattsituation befindet (AAN 9.12.2018). Im Juni 2019 griffen die Aufständischen 

beispielsweise mehrere Posten der Polizei im Distrikt an (AT 2.6.2019; vgl. PAJ 13.6.2019) 

und die Sicherheitskräfte führten zum Beispiel Anfang Juli 2019 in Obe Operationen durch 
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(XI 11.7.2019). Außerdem kommt es in unterschiedlichen Distrikten immer wieder zu 

bewaffneten Zusammenstößen zwischen Taliban und Sicherheitskräften (KP 5.7.2019; vgl. 

PAJ 30.6.2019) wie z.B in den Distrikten Adraskan, Fersi, Kushk-i-Kohna, Obe, Rabat Sangi, 

Shindand und Zawol (PAJ 30.6.2019).   

Auf der Autobahn zwischen Kabul und Herat sowie Herat und Farah werden Reisende immer 

wieder von Taliban angehalten; diese fordern von Händlern und anderen Reisenden 

Schutzgelder (ST 14.12.2018). 

IDPs – Binnenvertriebene 

UNOCHA meldete für den Zeitraum 1.1.-31.12.2018 609 konfliktbedingt aus der Provinz 

Herat vertriebene Personen, von denen die meisten in der Provinz selbst Zuflucht fanden 

(UNOCHA 28.1.2019). Im Zeitraum vom 1.1.-30.6.2019 meldete UNOCHA 586 aus der 

Provinz Herat vertriebene Personen (UNOCHA 18.8.2019). Im Zeitraum vom 1.1.-31.12.2018 

meldete UNOCHA 5.482 Vertriebene in die Provinz Herat, von denen die meisten (2.755) aus 

Ghor stammten (UNOCHA 28.1.2019). Im Zeitraum 1.1.-30.6.2019 meldete UNOCHA 6.459 

konfliktbedingt Vertriebene in die Provinz Herat, von denen die meisten (4.769) aus Badghis 

stammten (UNOCHA 18.8.2019). 

[…] 

 

Balkh 

Balkh liegt im Norden Afghanistans und grenzt im Norden an Usbekistan, im Nordosten an 

Tadschikistan, im Osten an Kunduz und Baghlan, im Südosten an Samangan, im Südwesten an 

Sar-e Pul, im Westen an Jawzjan und im Nordwesten an Turkmenistan (UNOCHA 13.4.2014; 

vgl. GADM 2018). Die Provinzhauptstadt ist Mazar-e Sharif. Die Provinz ist in die folgenden 

Distrikte unterteilt: Balkh, Char Bolak, Char Kent, Chimtal, Dawlat Abad, Dehdadi, Kaldar, 

Kishindeh, Khulm, Marmul, Mazar-e Sharif, Nahri Shahi, Sholgara, Shortepa und Zari (CSO 

2019; vgl. IEC 2018). 

Nach Schätzung der zentralen Statistikorganisation Afghanistan (CSO) für den Zeitraum 2019-

20 leben 1.475.649 Personen in der Provinz Balkh, davon geschätzte 469.247 in der 

Provinzhauptstadt Mazar-e Sharif (CSO 2019). Balkh ist eine ethnisch vielfältige Provinz, 

welche von Paschtunen, Usbeken, Hazara, Tadschiken, Turkmenen, Aimaq, Belutschen, 

Arabern und sunnitischen Hazara (Kawshi) bewohnt wird (PAJ o.D.; vgl. NPS o.D.). 

Balkh bzw. die Hauptstadt Mazar-e Sharif ist ein Import-/Exportdrehkreuz sowie ein 

regionales Handelszentrum (SH 16.1.2017). Die Autobahn, welche zum usbekischen 

Grenzübergang Hairatan-Termiz führt, zweigt ca. 40 km östlich von Mazar-e Sharif von der 

Ringstraße ab. (TD 5.12.2017). In Mazar-e Sharif gibt es einen Flughafen mit Linienverkehr zu 

nationalen und internationalen Zielen (BFA Staatendokumentation 25.3.2019). Im Januar 

2019 wurde ein Luftkorridor für Warentransporte eröffnet, der Mazar-e Sharif und Europa 

über die Türkei verbindet (PAJ 9.1.2019). 
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Laut dem Opium Survey von UNODC für das Jahr 2018 belegt Balkh den 7. Platz unter den 

zehn größten Schlafmohn produzierenden Provinzen Afghanistans. Aufgrund der Dürre sank 

der Mohnanbau in der Provinz 2018 um 30% gegenüber 2017 (UNODC/MCN 11.2018). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Balkh zählt zu den relativ stabilen (TN 1.9.2019) und ruhigen Provinzen Nordafghanistans, in 

welcher die Taliban in der Vergangenheit keinen Fuß fassen konnten (AN 6.5.2019). Die 

vergleichsweise ruhige Sicherheitslage war vor allem auf das Machtmonopol des ehemaligen 

Kriegsherrn und späteren Gouverneurs von Balkh, Atta Mohammed Noor, zurückzuführen 

(RFE/RL o.D.; RFE/RL 23.3.2018). In den letzten Monaten versuchen Aufständische der 

Taliban die nördliche Provinz Balkh aus benachbarten Regionen zu infiltrieren. Drei 

Schlüsseldistrikte, Zari, Sholagara und Chahar Kant, zählen zu jenen Distrikten, die in den 

letzten Monaten von Sicherheitsbedrohungen betroffen waren. Die Taliban überrannten 

keines dieser Gebiete (TN 22.8.2019). Einem UN-Bericht zufolge, gibt es eine Gruppe von 

rund 50 Kämpfern in der Provinz Balkh, welche mit dem Islamischen Staat (IS) sympathisiert 

(UNSC 1.2.2019). Bei einer Militäroperation im Februar 2019 wurden unter anderem in Balkh 

IS-Kämpfer getötet (BAMF 11.2.2019). 

Das Hauptquartier des 209. ANA Shaheen Corps befindet sich im Distrikt Dehdadi (TN 

22.4.2018). Es ist für die Sicherheit in den Provinzen Balkh, Jawzjan, Faryab, Sar-e-Pul und 

Samangan zuständig und untersteht der NATO-Mission Train, Advise, and Assist Command - 

North (TAAC-N), welche von deutschen Streitkräften geleitet wird (USDOD 6.2019). Deutsche 

Bundeswehrsoldaten sind in Camp Marmal in Mazar-e Sharif stationiert (TS 22.9.2018). 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevölkerung 

Der folgenden Tabelle kann die Zahl sicherheitsrelevanter Vorfälle bzw. Todesopfer für die 

Provinz Balkh gemäß ACLED und Globalincidentmap (GIM) für das Jahr 2018 und die ersten 

drei Quartale 2019 entnommen werden (Quellenbeschreibung s. Disclaimer, hervorgehoben: 

Distrikt der Provinzhauptstadt): 

 2018 2019 (bis 30.9.) 

 GIM 

Vorfälle 

ACLED 

Vorfälle 

(>= 1 Tote) 

ACLED 

Tote 

GIM 

Vorfälle 

ACLED 

Vorfälle 

(>= 1 Tote) 

ACLED 

Tote 

Balkh 63 9 75 80 83 364 

Char Bolak 7 33 274 5 66 378 

Char Kent     4 13 
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Chimtal  30 228  94 476 

Dawlat Abad 1 41 295 1 28 162 

Dehdadi 1   1 6 15 

Kaldar 1    4 9 

Kishindeh     7 22 

Khulm    1 3 10 

Marmul    1   

Mazar-e Sharif 5 3 8 5 11 88 

Nahri Shahi 3 3 15 7 13 42 

Sholgara 11 3 25 35 34 337 

Shortepa 2 4 35  6 18 

Zari 2 1 3 4 11 129 

Insg. 96 127 958 140 370 2063 

(ACLED 5.10.2019; ACLED 12.7.2019; GIM o.D.) 

Im Jahr 2018 dokumentierte UNAMA 227 zivile Opfer (85 Tote und 142 Verletzte) in Balkh. 

Dies entspricht einer Steigerung von 76% gegenüber 2017. Die Hauptursache für die Opfer 

waren Bodenkämpfe, gefolgt von improvisierten Bomben (IEDS; ohne Selbstmordattentate) 

und gezielten Tötungen. UNAMA verzeichnete für das Jahr 2018 insgesamt 99 zivile Opfer 

durch Bodenkämpfe in der Provinz (UNAMA 24.2.2019). Hinsichtlich der nördlichen Region, 

zu denen UNAMA auch die Provinz Balkh zählt, konnte in den ersten 6 Monaten ein 

allgemeiner Anstieg ziviler Opfer verzeichnet werden (UNAMA 30.7.2019). 

Im Winter 2018/2019 (UNGASC 28.2.2019) und Frühjahr 2019 wurden ANDSF-Operationen 

in der Provinz Balkh durchgeführt (UNGASC 14.6.2019). Die ANDSF führen auch weiterhin 

regelmäig Operationen in der Provinz (RFERL 22.9.2019; vgl KP 29.8.2019, KP 31.8.2019, KP 

9.9.2019) unter anderem mit Unterstützung der US-amerikanischen Luftwaffe durch (BAMF 

14.1.2019; vgl. KP 9.9.2019). Taliban-Kämpfer griffen Einheiten der ALP, Mitglieder 

regierungsfreundlicher Milizen und Sicherheitsposten beispielsweise in den Distrikten 

Chahrbulak (TN 9.1.2019; vgl. TN 10.1.2019), Chemtal (TN 11.9.2018; vgl. TN 6.7.2018), 

Dawlatabad (PAJ 3.9.2018; vgl. RFE/RL 4.9.2018) und Nahri Shahi (ACCORD 30.4.2019) an. 

Berichten zufolge, errichten die Taliban auf wichtigen Verbindungsstraßen, die 

unterschiedliche Provinzen miteinander verbinden, immer wieder Kontrollpunkte. Dadurch 
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wird das Pendeln für Regierungsangestellte erschwert (TN 22.8.2019; vgl. 10.8.2019). 

Insbesondere der Abschnitt zwischen den Provinzen Balkh und Jawjzan ist von dieser 

Unsicherheit betroffen (TN 10.8.2019). 

IDPs – Binnenvertriebene 

UNOCHA meldete für den Zeitraum 1.1.-31.12.2018 1.218 aus der Provinz Balkh vertriebene 

Personen, die hauptsächlich in der Provinz selbst in den Distrikten Nahri Shahi und Kishindeh 

Zuflucht fanden (UNOCHA 28.1.2019). Im Zeitraum 1.1.-30.6.2019 meldete UNOCHA 4.361 

konfliktbedingt Vertriebene aus Balkh, die allesamt in der Provinz selbst verblieben 

(UNOCHA 18.8.2019). Im Zeitraum 1.1.-31.12.2018 meldete UNOCHA 15.313 Vertriebene in 

die Provinz Balkh, darunter 1.218 aus der Provinz selbst, 10.749 aus Faryab und 1.610 aus 

Sar-e-Pul (UNOCHA 28.1.2019). Im Zeitraum 1.1.-30.6.2019 meldete UNOCHA 14.301 

Vertriebene nach Mazar-e-Sharif und Nahri Shahi, die aus der Provinz Faryab, sowie aus 

Balkh, Jawzjan, Samangan und Sar-e-Pul stammten (UNOCHA 18.8.2019). 

[…] 

 

Laghman  

Laghman liegt im Osten Afghanistans und grenzt im Norden an die Provinzen Panjshir und 

Nuristan, im Osten an Kunar, im Süden an Nangarhar und im Westen an Kabul und Kapisa 

(NPS o.D.la). Die Provinzhauptstadt von Laghman ist Mehtarlam (UNOCHA 4.2014la; vgl. NPS 

o.D.la, OPr 1.2.2017la). Die Provinz ist in folgende Distrikte unterteilt: Alingar, Alishing, 

Dawlat Shah, Mehtarlam, Qarghayi, und Bad Pash (auch Bad Pakh) (CSO 2019; vgl. IEC 

2018la, UNOCHA 4.2014la, NPS o.D.la, OPr 1.2.2017la). Bad Pash ist ein temporärer Distrikt 

(CSO 2019), der im Jahr 2011 aus dem Distrikt Mehtarlam herausgelöst wurde (AAN 

10.5.2011). 

Die afghanische zentrale Statistikorganisation (CSO) schätzte die Bevölkerung von Laghman 

für den Zeitraum 2019-20 auf 484.952 Personen (CSO 2019). Die Provinz wird hauptsächlich 

von Paschtunen bewohnt, gefolgt von tadschikischen und paschaiischen Stämmen (PAJ 

o.D.la; vgl. NPS o.D.la). Die Provinz ist größtenteils gebirgig, eine Tatsache, die den 

Aufständischen in der Vergangenheit entgegenkam, um in entlegene Gebirgsketten zu fliehen 

(SAS 15.11.2014). 

Der Abschnitt Kabul-Jalalabad der asiatischen Autobahn AH-1 führt durch den Distrikt 

Qarghayi, (MoPW 16.10.2015; vgl. UNOCHA 4.2014la), wo eine Nebenstraße abzweigt, die 

über die Provinzhauptstadt Mehtarlam nach Nurgeram in Nuristan führt (UNOCHA 4.2014la). 

Laut dem UNODC Opium Survey 2018 blieb der Schlafmohnanbau in Laghman 2018 mit einer 

Anbaufläche von (2.092 Hektar ähnlich wie im Jahr 2017 (2.257 Hektar), wobei es 

geringfügige Veränderungen auf Distriktebene gab (UNODC/MCN 11.2018). 

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 
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Sowohl im Oktober 2018 als auch Jänner 2019 wurde die Provinz Laghman als eine der 

relativ ruhigen Provinzen Afghanistans beschrieben; in einigen ihrer abgelegenen Distrikte 

wurde ein Anstieg der Aktivitäten von Taliban- und ISKP-Militanten verzeichnet (KP 

22.1.2019; vgl. KP 1.10.2018). Im Distrikt Alingar, der in der Vergangenheit hauptsächlich 

unter dem Einfluss der Taliban stand, eine zunehmende Präsenz von IS-Kämpfern zu 

verzeichnen (ST 27.2.2018; vgl. NAT 15.7.2018); auch bekämpfen sich Taliban und IS in der 

Provinz gegenseitig (RIA 24.7.2018). Laghman gilt, gemeinsam mit anderen Provinzen, als 

eine der Hochburgen des ISKP (AJ 10.6.2019; vgl. UNSC 1.2.2019). Die Stärke des ISKP in ganz 

Afghanistan wird auf 2.500 – 4.000 Personen geschätzt (UNSC 1.2.2019). 

In Bezug auf die Anwesenheit von staatlichen Sicherheitskräften liegt die Provinz Laghman 

unter der Verantwortung des 201. ANA Corps, das der NATO-Mission Train, Advise, and Assist 

Command - East (TAAC-E) untersteht, angeführt von US-amerikanischen und polnischen 

Streitkräften (USDOD 6.2019; vgl. KP 22.1.2019). 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevölkerung 

Der folgenden Tabelle kann die Zahl sicherheitsrelevanter Vorfälle bzw. Todesopfer für die 

Provinz Laghman gemäß ACLED und Globalincidentmap (GIM) für das Jahr 2018 und die 

ersten drei Quartale 2019 entnommen werden (Quellenbeschreibung s. Disclaimer, 

hervorgehoben: Distrikt der Provinzhauptstadt): 

 2018 2019 (bis 30.9.) 

 GIM 

Vorfälle 

ACLED 

Vorfälle (>= 1 Tote) 

ACLED 

Tote 

GIM 

Vorfälle 

ACLED 

Vorfälle (>= 1 Tote) 

ACLED 

Tote 

Alingar 14 51 231 4 30 104 

Alishing 18 29 124 13 60 201 

Bad Pash* k.A. k.A. k.A. k.A. k.A. k.A. 

Dawlat Shah  3 14  10 15 

Mehtarlam 79 45 226 45 42 131 

Qarghayi 12 6 31 9 22 77 

Insg. 123 134 626 71 164 528 

*temporärer Distrikt; sicherheitsrelevante Vorfälle in diesem Distrikt werden dem Distrikt 

Mehtarlam zugerechnet. (ACLED 5.10.2019; ACLED 12.7.2019; GIM o.D.) 
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Im Jahr 2018 dokumentierte UNAMA 271 zivile Opfer (93 Tote und 178 Verletzte) in der 

Provinz Laghman. Dies entspricht einem Rückgang von 23% gegenüber 2017. Die 

Hauptursachen für Opfer waren Bodengefechte, gefolgt von gezielten Tötungen und 

Kampfmittelrückständen/Minen. Damit zählt Laghman zu jenen Provinzen, in denen ein 

anhaltender Rückgang ziviler Opfer durch Bodenkämpfe zu verzeichnen war: Die Anzahl 

ziviler Opfer durch Bodenkämpfe betrug 2018 123, was einem Rückgang von 53% gegenüber 

2017 entspricht (UNAMA 24.2.2019). 

Sowohl im Oktober 2018 als auch Jänner 2019 wurde die Provinz Laghman als eine der 

relativ ruhigen Provinzen Afghanistans beschrieben; in einigen ihrer abgelegenen Distrikte 

wurde ein Anstieg an Aufständischenaktivitäten verzeichnet (KP 22.1.2019; vgl. KP 

1.10.2018). In der Provinz werden regelmäßig Sicherheitsoperationen durch afghanische 

Sicherheitskräfte, insbesondere im Distrikt Alishing, durchgeführt. In manchen Fällen kommt 

es unter anderem zu Verlusten unter den Aufständischen (z.B. BN 27.7.2019; KP 4.6.2019; ST 

23.1.2019; PAJ 26.11.2018; PAJ 3.11.2018; KP 1.10.2018; KP 27.9.2018; ST 27.2.2019). 

Angriffe durch Aufständische auf die afghanischen Sicherheitskräfte finden statt (KP 

22.1.2019; vgl. KP 23.12.2018). 

Bewaffnete Zusammenstöße zwischen die Taliban und Regierungskräfte finden statt (AN 

26.6.2019); aber auch Kämpfe zwischen Taliban-Aufständischen und ISKP-Kämpfern (z.B. ST 

27.2.2019; KP 14.2.2019; HP 20.10.2018; TEL 7.8.2018; NAT 15.7.2018; 1TV 23.6.2018; KP 

14.2.2018). 

IDPs – Binnenvertriebene 

UNOCHA meldete für den Zeitraum 1.1.-31.12.2018 9.738 konfliktbedingt Binnenvertriebene 

aus der Provinz Laghman, von denen fast alle (9.265) in der Provinz selbst neu siedelten 

(UNOCHA 28.1.2019). Von UNOCHA wurden für den Zeitraum vom 1.1.-30.6.2019 784 

Binnenvertriebene in Laghman erfasst, von denen 701 innerhalb der Provinz umsiedelten 

(UNOCHA 18.8.2019). Im Zeitraum 1.1.-31.12.2018 meldete UNOCHA 9.325 konfliktbedingt 

Vertriebene in die Provinz Laghman, die hauptsächlich aus der Provinz selbst stammten 

(UNOCHA 28.1.2019). Im Zeitraum 1.1.-30.6.2019 meldete UNOCHA 715 konfliktbedingt in 

die Provinz Laghman vertriebene Personen, die hauptsächlich aus Laghman selbst stammten 

(UNOCHA 18.8.2019). Im Jahr 2018 wurde Laghman als eine der Hauptprovinzen betrachtet, 

die sowohl Ursprung als auch Ziel für von Vertreibung und Konflikt betroffenen 

Gemeinschaften ist (UNOCHA 6.12.2018). 

[…] 

 

Erreichbarkeit 

Die Infrastruktur bleibt ein kritischer Faktor für Afghanistan, trotz der seit 2002 erreichten 

Infrastrukturinvestitionen und -optimierungen (TD 5.12.2017). Seit dem Fall der Taliban 

wurde das afghanische Verkehrswesen in städtischen und ländlichen Gebieten grundlegend 
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erneuert. Beachtenswert ist die Vollendung der „Ring Road“, welche Zentrum und Peripherie 

des Landes sowie die Peripherie mit den Nachbarländern verbindet (TD 26.1.2018). 

Investitionen in ein integriertes Verkehrsnetzwerk werden systematisch geplant und 

umgesetzt. Dies beinhaltet beispielsweise Entwicklungen im Bereich des Schienenverkehrs 

und im Straßenbau (z.B. Vervollständigung und Instandhaltung der Kabul Ring Road, des 

Salang-Tunnels, des Lapis Lazuli Korridors etc.) (BFA Staatendokumentation 4.2018; vgl. TD 

5.12.2017), aber auch Investitionen aus dem Ausland zur Verbesserung und zum Ausbau des 

Straßennetzes und der Verkehrswege (BFA Staatendokumentation 4.2018; vgl. TN 18.6.2018; 

SIGAR 15.7.2018, TET 13.12.2018, TD 26.1.2018, TD 8.1.2019, TN 25.5.2019, CWO 

26.8.2019). 

Jährlich sterben Hunderte von Menschen bei Verkehrsunfällen auf Autobahnen im ganzen 

Land – vor allem durch unbefestigte Straßen, überhöhte Geschwindigkeit und Unachtsamkeit 

(KT 17.2.2017; vgl. GIZ 7.2019, IWPR 26.3.2018). Die Präsenz von Aufständischen, 

Zusammenstöße zwischen diesen und den afghanischen Sicherheitskräften, sowie die Gefahr 

von Straßenraub und Entführungen entlang einiger Straßenabschnitte beeinflussen die 

Sicherheit auf den afghanischen Straßen. Einige Beispiele dafür sind die Straßenabschnitte 

Kabul-Kandahar (TN 15.8.2018; vgl. ST 24.4.2019), Herat-Kandahar (PAJ News 5.1.2019), 

Kunduz-Takhhar (KP 20.8.2018; vgl. CBS News 20.8.2019) und Ghazni-Paktika (AAN 

30.12.2019). 

Ring Road 

 

(TD 5.12.2017) 

Die Ring Road, auch bekannt als Highway One, ist eine Straße, die das Landesinnere 

ringförmig umgibt (HP 9.10.2015; vgl. FES 2015). Die afghanische Ring Road ist Teil eines 

Autobahnprojekts von 3.360 km Länge, das 16 Provinzen mit den größten Städten 
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Afghanistans, Kabul, Mazar, Herat, Ghazni und Jalalabad, verbinden soll (TN 9.12.2017). Sie 

verbindet außerdem Kabul mit den vier bedeutendsten Provinzhauptstädten Herat, 

Kandahar City, Jalalabad und Mazar-e Sharif (USAID 2014; vgl. TG 22.10.2014, BFA 

Staatendokumentation 4.2018). 

Trotz der Ankündigung von Präsident Ghani aus dem Jahr 2015, die Ring Road in neun 

Monaten fertigzustellen, sind einzelne Teilstücke weiterhin unbefestigt, darunter ein ca. 150 

km langes Teilstück zwischen Badghis und Faryab (Sigar 15.7.2018). Die asiatische 

Entwicklungsbank (Asian Development Bank – ADB, Anm.) genehmigte 150 Millionen USD, 

um die Kabul Ring Road fertigzustellen. Die fehlenden 151 Kilometer sollen künftig den 

Distrikt Qaisar (Provinz Faryab, Anm.) mit Dar-e Bum (Provinz Badghis, Anm.) verbinden; 

dieses Straßenstück ist der letzte Teil der 2.200 km langen Straße. Mittlerweile leben mehr 

als 80% der Afghanen weniger als 50 km von der Ring Road entfernt. Die Autobahn wird in 

diesem Projekt außerdem mit einem Entwässerungssystem ausgestattet, sowie auch mit 

weiteren modernen Sicherheitsfunktionen. Durch das Ring Road-Projekt sollen regionale 

Verbindungen erleichtert und die Qualität der Transportdienste verbessert werden (BFA 

Staatendokumentation 4.2018; vgl. PAJ 17.12.2017). 

Autobahnabschnitt Kandahar - Kabul - Herat 

Die afghanische „Ring Road“ verbindet große afghanische Städte wie Herat, Kandahar, 

Mazar-e Sharif und Kabul (TD 12.4.2018). Sie erstreckt sich südlich von Kabul und ist die 

Hauptverbindung zwischen der Hauptstadt und der großen südlichen Stadt Kandahar (REU 

13.10.2015). Der Kandahar-Kabul-Teil der Ring Road erstreckt sich vom östlichen und 

südöstlichen Teil Kandahars über die Provinz Zabul nach Ghazni in Richtung Kabul, während 

die Ring Road westlich von Kandahar nach Gereshk in Helmand und Delaram in Nimroz 

verläuft (ISW o.D.). 

Der Abschnitt zwischen Kabul und Herat beträgt 1.400 km (IWPR 26.3.2018). Die an die Ring-

Road anknüpfende 218 km lange Zaranj-Dilram-Autobahn (Provinz Nimroz, Anm.), auch 

„Route 606“ genannt, soll zukünftig Afghanistan mit Chabahar im Iran verbinden (AD 

15.8.2017; vgl. TET 9.8.2017, TD 24.5.2017). 

Anrainer beschweren sich über den schlechten Zustand des Abschnitts Kandahar-Kabul-

Herat (TN 14.3.2018). Ursachen dafür sind die mangelnde Instandhaltung und ständige 

Angriffe durch Aufständische (IWPR 26.3.2018). 

Autobahnabschnitt Baghlan-Balkh 

Die Baghlan-Balkh-Autobahn ist Teil der Ring Road und verbindet den Norden mit dem 

Westen des Landes. Sie gilt als eine unabdingbare Transitroute zwischen der Hauptstadt der 

Provinz Baghlan, Pul-e Khumri, und den nordwestlichen Provinzen Samangan, Balkh, 

Jawjzan, Sar-e Pul und Faryab (AAN 15.8.2016). 



- 22 - 

Salang Tunnel/Salang Korridor 

Der Salang-Korridor gilt als Vorzeigeobjekt des Kalten Krieges und wurde im Jahr 1964 zum 

ersten Mal eröffnet (TD 21.10.2015). Er ist die einzige direkte Verbindung zwischen der 

Hauptstadt Kabul und dem Norden des Landes (WP 22.1.2018; TD 21.10.2015). Der Salang-

Tunnel ist 2.7 km (1.7 Meilen) lang und wurde für den täglichen Verkehr von 1.000 bis 2.000 

Fahrzeugen gebaut. Heute befahren ihn jedoch täglich über 10.000 Transportmittel, was den 

Bedarf an Instandhaltungsarbeiten erhöht (WP 22.1.2018). Durch das von der Weltbank 

finanzierte Trans-Hindukush Road Connectivity Project soll bis 2022 u.a. der Salang-Korridor 

dank einer Förderung von 55 Millionen USD renoviert werden (TWB o.D.; vgl. TN 1.9.2018, 

RW 6.7.2017). In Juni 2018 kündigte das Ministerium für öffentliche Arbeiten (Ministry of 

Public Works – MoPW) an, dass die technischen und geologischen Untersuchungen sowie 

der Entwurf des neuen Salang-Tunnels gegen Ende 2019 abgeschlossen sein werden (TN 

18.6.2018). Im September kündigte das Ministerium für öffentliche Arbeit an, dass die 

Arbeiten an den ersten 10 km des Salang-Passes begonnen hätten (TN 1.9.2018). 

Weitere Autobahnen 

Gardez - Khost-Autobahn (NH08) 

Die Gardez-Khost-Autobahn, auch „G-K-Autobahn“ genannt, ist 101,2 km lang (USAID 

7.11.2016; vgl. PAJ 15.12.2015) und verbindet die Provinzhauptstadt der Provinz Paktia, 

Gardez, mit Khost City, der Provinzhauptstadt von Khost (PAJ 15.12.2015). Sie verbindet aber 

auch Ostafghanistan mit der Ghulam-Khan-Autobahn in Pakistan. Mitte Dezember 2015 

wurde die sanierte Gardez-Khost Autobahn eröffnet. Ebenso wurden 410 kleine Brücken und 

25 km Schutzwände auf dieser Autobahn errichtet (PAJ 15.12.2015; vgl. USAID 7.11.2016). 

Grand Trunk Road - Autobahnabschnitt Jalalabad-Peshawar / Pak-Afghan-Highway 

Die Grand Trunk Road, auch bekannt als „G.T. Road“, ist die älteste, längste und bekannteste 

Straße des indischen Subkontinentes (GS o.D.; vgl. Doaks o.D., Dawn 30.12.2018; EIPB 2006). 

Die über 2.500 km lange Route beginnt in der bangladeschischen Stadt Chittagong, verläuft 

über Delhi in Indien, Lahore und Peshawar in Pakistan, den Khyber Pass an der afghanisch-

pakistanischen Grenze und endet in Kabul (Samaa 9.8.2017; vgl. Scroll 4.5.2018, EIPB 2006). 

Der Khyber-Pass erstreckt sich über 53 km durch das Safed-Koh-Gebirge und ist eine der 

wichtigsten Verbindungen zwischen Afghanistan und Pakistan; er verbindet Kabul mit 

Peshawar (EB 30.3.2017; vgl. BL o.D., NG o.D.). 

Die Torkham-Peshawar Autobahn verbindet Jalalabad mit Peshawar in Pakistan, über die 

afghanische Grenzstadt Torkham in der Provinz Nangarhar. Sie ist eine der am stärksten 

befahrenen Straßen Afghanistans. Der afghanische Teil der Straße besteht aus zwei 

Abschnitten: der 76 km langen Torkham-Jalalabad-Straße und die Jalalabad-Kabul-

Verbindung, die sich über 155 km erstreckt (ET 27.10.2016). Die Straße, die auch als „Pak-

Afghan Highway“ bekannt ist, wird als Wirtschaftsroute zwischen Pakistan, Afghanistan, 
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Usbekistan, Tadschikistan und den südasiatischen Ländern genutzt (ET 7.3.2016; vgl. PAJ 

28.8.2015, PCQ o.D.). 

Autobahnabschnitte Kabul-Bamyan und Bamyan-Mazar-e Sharif 

Am 29.8.2016 wurde die Straße Kabul-Bamyan eingeweiht. Das von der italienischen 

Agentur für Entwicklung finanzierte Straßenprojekt sollte die Verbindung zwischen Kabul 

und Bamyan erleichtern und den wirtschaftlichen Aufschwung in der Region fördern. Durch 

die neu errichtete Straße beträgt die Reisezeit von Kabul nach Bamyan zweieinhalb Stunden 

(Farnesina 29.8.2016). 

Ausgeführt durch ein chinesisches Unternehmen, wurde der Startschuss zur Weiterführung 

des Projektes „Dare-e-Sof and Yakawlang Road“ gegeben. In der ersten, bereits beendeten 

Phase, wurde Mazar-e Sharif mit dem Distrikt Yakawlang in der Provinz Bamyan durch eine 

Straße verbunden. Der zweite Teil dieses Projektes, eine 178 km lange Straße, die durch 

mehr als 37 Dörfer verlaufen soll, wird den Distrikt Dare-e-Sof in der Provinz Samangan mit 

dem Distrikt Yakawlang verbinden; angedacht ist eine dritte Phase – dabei sollen die 

Provinzen Bamyan und Kandahar durch eine 550 km lange Straße verbunden werden (XI 

9.1.2017). Im September 2018 wurde ein Projekt zur Instandhaltung von 45 km Straße von 

Yakawlang nach Sighnan in der Provinz Bamiyan unterzeichnet (PAJ 4.9.2018). 

Kabul Ring Road 

Mitte September 2017 gewährte die islamische Entwicklungsbank (IDB) der afghanischen 

Regierung ein langfristiges Darlehen im Wert von 74 Millionen USD zum Bau der Kabul-Ring-

Road, die sich über eine Strecke von 95 km erstrecken wird; die Straße soll innerhalb von 

fünf Jahren gebaut werden (TKT 25.9.2017). Im August 2019 kündigte der Saudi Fond für 

Entwicklung (Saudi Fund for Development – SFD, Anm.) an, 48 Millionen USD in ein Projekt 

betreffend die Ring Road in Kabul zu investieren (CWO 26.8.2019). 

Transportwesen 

Das Transportwesen in Afghanistan gilt als „verhältnismäßig gut“. Es gibt einige regelmäßige 

Busverbindungen innerhalb Kabuls und in die wichtigsten Großstädte Afghanistans (IE o.D.). 

Die Kernfrage bleibt nach wie vor die Sicherheit (IWPR 26.3.2018). Es existieren einige 

nationale Busunternehmen, welche Mazar-e Sharif, Kabul, Herat, Jalalabad und Bamiyan 

miteinander verbinden; Beispiele dafür sind Bazarak Panjshir, Herat Bus, Khawak Panjshir, 

Ahmad Shah Baba Abdali (vertrauliche Quelle 14.5.2018; vgl. IWPR 26.3.2018). 

Aus Bequemlichkeit bevorzugen Reisende, die es sich leisten können, die Nutzung von 

Gemeinschaftstaxis nach Mazar-e Sharif, Kabul, Herat, Jalalabad und Bamiyan (vertrauliche 

Quelle 14.5.2018). Der folgenden Tabelle können die Preise für besagte Reiseziele 

entnommen werden: 
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Distanz Preis 

Kabul - Mazar 1.500 AFN – 1.700 AFN 

Mazar – Herat ca. 2.800 AFN (keine direkte Verbindung) 

Kabul - Jalalabad ca. 800 AFN 

Kabul – Bamiyan ca. 1.500 AFN 

(vertrauliche Quelle 14.5.2018) 

Beispiele für Busverbindungen 

Kabul-Stadt 

Der Mangel an Bussen insbesondere während der Stoßzeit in Kabul-Stadt ist eine 

Herausforderung für die afghanische Regierung. Im Laufe der Jahre wurde versucht, dieses 

Problem zu lösen, indem Indien dem Transportsystem in Kabul hunderte Busse zur 

Verfügung stellte (TD 8.1.2019). Auch wird gemäß Aussagen des Bürgermeisters von Kabul 

ein Projekt zur Einrichtung eines Metro-Bus-Dienstes, auch Bus Rapid Transit genannt, in 

Kabul-Stadt geplant. Die erste Strecke soll 8 km abdecken und Deh Afghana mit Sara-e-

Shamali verbinden, während die zweite Route vom Baraki Platz bis Deh Afghana über Kote 

Sangi und Deh Mazang verlaufen soll. Insgesamt sollen 111 km innerhalb der Stadt durch 

den Metro-Bus-Dienst abgedeckt werden (KP 12.9.2017; vgl. TN 15.6.2017). Im Juli 2018 gab 

ein Sprecher der Stadt Kabul an, dass die Planungsphase des Projektes bald beendet würde 

und es zu Verzögerungen gekommen sei (TN 8.7.2018). 

Mazar-e Sharif 

Es gibt einige Busverbindungen zwischen Mazar-e Sharif und Kabul. Bis zu 50 

unterschiedliche Unternehmen bieten 24 Stunden am Tag, sieben Tage die Woche, Fahrten 

von und nach Kabul an. Ausführende Busunternehmen sind beispielsweise Bazarak Panjshir 

Bus, Hesarak Panjshir Bus, Jawid Bus, Khorshid Bus und Jabal Seraj Bus. Die Preise pro 

Passagier liegen zwischen 400 und 1.000 Afghani und hängen stark vom Komfort im Bus ab. 

So kann man zum Beispiel in einem Bus der Marke Mercedes Benz mit Toiletten, 

Kühlschränken und Internet reisen. Busreisen gelten als relativ günstig (BFA 

Staatendokumentation 4.2018). 

Ahmad Shah Baba Abdali Bus Service 

Gemäß einem Sprecher des Verkehrsministeriums gehörte das Busunternehmen Ahmad 

Shah Baba Abdali im Jahr 2017 zu den führenden Transportunternehmen des Landes. In den 

letzten Jahren war das Busunternehmen in zahlreiche Verkehrsunfälle auf der Kandahar-



- 25 - 

Kabul-Herat-Route involviert. Einem Bericht von IWPR zufolge wurden von verschiedenen 

Quellen zu hohe Geschwindigkeit, Drogenkonsum der Fahrer, Angst vor Angriffen und die 

schlechten Straßenbedingungen als Gründe für die hohe Anzahl an Verkehrsunfällen 

angeführt (IWPR 26.3.2018). Laut einem offiziellen Vertreter der Firma ist Ahmad Shah Baba 

Abdali das größte Busunternehmen Afghanistans. Die Busse dieser Firma transportieren 

Passagiere von Kandahar nach Kabul, Helmand, Nimroz, Herat und in andere Provinzen (PAJ 

18.3.2015). 

Beispiele für Buspreise 

Distanz Preis 

Kabul - Mazar 400 AFN – 600 AFN 

Mazar – Herat 1.500 AFN – 2.000 AFN (keine direkte Verbindung; zuerst Mazar – 

Kabul und dann Kabul – Herat z.B.) 

Kabul - Jalalabad 300 AFN – 600 AFN 

Kabul – Bamiyan ca. 1.000 AFN – 1.500 AFN 

(vertrauliche Quelle 14.5.2018) 

Flugverbindungen 

Der folgenden Karte können Informationen über aktive Militär-, Regional- und internationale 

Flughäfen in den verschiedenen Städten Afghanistans entnommen werden. 

Anmerkung der Staatendokumentation: Zu beachten ist, dass es innerhalb von kurzer Zeit zu 

Änderungen der Flugverbindungen kommen kann und in der Karte ausschließlich jene 

Flughäfen eingetragen sind, die laut Quellen am 4.11.2019 Linienverbindungen für 

Passagiere oder eine geplante Flugbewegung im Zeitraum bis sieben Tage nach der Abfrage 

aufwiesen. 
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(BFA Staatendokumentation 4.11.2019, Flughafenkarte; vgl. Migrationsverket 4.5.2018) 

Die im folgenden Abschnitt beispielhaft angeführten Flugverbindungen basieren auf Online-

Flugplänen, auf die über eine Tracking-Site (Flightradar 24) zugegriffen wurde und betreffen 

den Zeitraum von 30.8.2019 bis 4.11.2019. Es ist möglich, dass zu einem späteren Zeitpunkt 

Destinationen bzw. Flüge hinzukommen oder hier angeführte wegfallen. 

Internationale Flughäfen in Afghanistan 

In Afghanistan gibt es insgesamt vier internationale Flughäfen; alle vier werden für 

militärische und zivile Flugdienste genutzt (Migrationsverket 23.1.2018). Trotz jahrelanger 

Konflikte verzeichnet die afghanische Luftfahrtindustrie einen Anstieg in der Zahl ihrer 

wettbewerbsfähigen Flugrouten. Daraus folgt ein erleichterter Zugang zu Flügen für die 

afghanische Bevölkerung. Die heimischen Flugdienste sehen sich mit einer wachsenden 

Konkurrenz durch verschiedene Flugunternehmen konfrontiert. Flugrouten wie Kabul – 

Herat und Kabul – Kandahar, die früher ausschließlich von Ariana Afghan Airlines angeboten 

wurden, werden nun auch von internationalen Fluggesellschaften abgedeckt (AG 3.11.2017). 

Internationaler Flughafen Kabul 

Der Flughafen der afghanischen Hauptstadt Kabul ist ein internationaler Flughafen (TN 

18.12.2017; vgl. HKA o.D.). Ehemals bekannt als internationaler Flughafen Kabul, wurde er 

im Jahr 2014 in „Internationaler Flughafen Hamid Karzai“ umbenannt. Er liegt 16 km 
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außerhalb des Stadtzentrums von Kabul. In den letzten Jahren wurde der Flughafen 

erweitert und modernisiert. Ein neues internationales Terminal wurde hinzugefügt und das 

alte Terminal wird nun für nationale Flüge benutzt (HKA o.D.). 

Folgende internationale Airlines fliegen nach Kabul: Turkish Airlines aus Istanbul, Silk Way 

Airlines aus Baku, Emirates und Flydubai aus Dubai, Air Arabia aus Sharjah, Mahan Air aus 

Teheran und Emirates aus Hong Kong (Flightradar 24 4.11.2019). 

Nationale Airlines (Kam Air und Ariana Afghan Airlines) fliegen Kabul international aus 

Istanbul, Ankara, Medina, Dubai, Urumqi, Dushambe an (Flightradar 24 4.11.2019). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Kabul (durch Kam Air bzw. Ariana Afghan Airlines) 

zu den Flughäfen von Kandahar, Bost (Helmand, nahe Lashkargah), Zaranj, Farah, Herat, 

Mazar-e Sharif, Maimana, Bamian, Faizabad, Chighcheran und Tarinkot (Flightradar 24 

4.11.2019). 

Internationaler Flughafen Mazar-e Sharif 

Im Jahr 2013 wurde der internationale Maulana Jalaluddin Balkhi Flughafen in Mazar-e 

Sharif, der Hauptstadt der Provinz Balkh, eröffnet (PAJ 9.6.2013). Nachdem der Flughafen 

Mazar-e Sharif derzeit die Anforderungen eines erhöhten Personen- und 

Frachtverkehrsaufkommens nicht erfüllt, ist es notwendig, den Flughafen nach 

internationalen Standards auszubauen, inklusive entsprechender Einrichtungen der 

Luftraumüberwachung und der Flugverkehrskontrolle. Die afghanische Regierung will dieses 

Projekt gemeinsam mit der deutschen Bundesregierung und finanzieller Unterstützung des 

ADFD (Abu Dhabi Fund for Development) angehen. Langfristig soll der Flughafen als 

internationaler Verkehrsknotenpunkt zwischen Europa und Asien die wirtschaftliche 

Entwicklung der Region entscheidend verbessern (BFA Staatendokumentation 4.2018). 

Folgende internationale Airline fliegt nach Maza-e Sharif: Turkish Airlines aus Istanbul 

(Flightradar 4.11.10.2019). 

Nationale Airlines (Kam Air und Ariana Afghan Airlines) fliegen Mazar-e Sharif international 

aus Moskau, Jeddah und Medina an (Flightradar 4.11.10.2019). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Mazar-e Sharif (durch Kam Air bzw. Ariana Afghan 

Airlines) zu den Flughäfen von Kabul und Maimana (Flightradar 4.11.10.2019). 

Internationaler Flughafen Kandahar 

Der internationale Flughafen Kandahar befindet sich 16 km von Kandahar-Stadt entfernt und 

ist einer der größten Flughäfen des Landes (MB o.D.). Er hat 37 Stellplätze für insgesamt 250 

Flugzeuge (PAJ 3.6.2015). Ein Teil des Flughafens steht den internationalen Streitkräften zur 

Verfügung. Eine separate Militärbasis für einen Teil des afghanischen Heeres ist dort ebenso 

zu finden, wie Gebäude für Firmen (PAJ 3.6.2015; LCA 5.1.2018). 
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Folgende internationale Airline fliegt nach Kandahar: Tsaradia aus Delhi (Flightradar 

4.11.10.2019). 

Nationale Airlines (Kam Air und Ariana Afghan Airlines) fliegen Mazar-e Sharif international 

aus Delhi, Jeddah und Dubai an (Flightradar 4.11.10.2019). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Kandahar (durch Kam Air bzw. Ariana Afghan 

Airlines) zum Flughafen nach Kabul (Flightradar 4.11.10.2019). 

Internationaler Flughafen Herat 

Der internationale Flughafen Herat befindet sich 10 km von der Provinzhauptstadt Herat 

entfernt. Der Flughafen wird u.a. von den Sicherheitskräften der ISAF benutzt, die einen 

Stützpunkt neben dem Flughafen haben. 2011 wurde ein neues Terminal mit Finanzierung 

der italienischen Regierung errichtet (HIA o.D.; ACAA o.D). 

Nationale Airlines (Kam Air und Ariana Afghan Airlines) fliegen Herat international aus 

Medina und Delhi an (Flightradar 4.11.10.2019). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Herat (durch Kam Air bzw. Ariana Afghan Airlines) 

zu den Flughäfen nach Kabul, Farah und Chighcheran (Flightradar 4.11.10.2019). 

Zugverbindungen 

In Afghanistan existieren insgesamt drei Zugverbindungen: Eine Linie verläuft entlang der 

nördlichen Grenze zu Usbekistan (von Hairatan nach Mazar-e Sharif, Anm.) und zwei kurze 

Strecken verbinden Serhetabat in Turkmenistan mit Torghundi (in der Provinz Herat, Anm.) 

und Aqina (in der Provinz Faryab, Anm.) in Afghanistan (RoA 25.2.2018; vgl. RoA o.D., RFE/RL 

29.11.2016; vgl. vertrauliche Quelle 16.5.2018). Alle drei Zugverbindungen sind für den 

Transport von Fracht gedacht, wobei sie prinzipiell auch Passagiere transportieren könnten 

(vertrauliche Quelle 16.5.2018). Die afghanischen Machthaber lehnten lange Zeit den Bau 

von Eisenbahnen in Afghanistan ab, aus Angst, ausländische Mächte könnten ihre 

Unabhängigkeit gefährden (RoA o.D.). 

Im Laufe der letzten Jahre fanden verschiedene Treffen zwischen Repräsentanten 

Afghanistans und seiner Nachbarstaaten u.a. zur Förderung und Vertiefung bestehender 

Projekte zur Implementierung von Zugverbindungen wie dem Five-Nation Railway Corridor 

und dem Afghanistan Rail Network statt (TD 26.1.2018). Das Five-Nation Railway Corridor 

Projekt soll China mit dem Iran verbinden und Kirgisistan, Tadschikistan und Afghanistan 

über eine Länge von insgesamt 2.100 km durchqueren. Mehr als 1.000 km des 

Eisenbahnkorridors werden durch die afghanischen Provinzen Herat, Badghis, Faryab, 

Jawzjan, Balkh und Kunduz verlaufen (TN 14.2.2018). Der Afghanistan Rail Network Plan 

(ANRP) hat das Ziel, den Transport in den Bereichen Landwirtschaft, Fertigung, Bergbau und 

anderen Branchen zu fördern. Die Bauarbeiten zur Errichtung einer Eisenbahnverbindung 

zwischen der iranischen Stadt Khaf und dem afghanischen Herat sind im Gange (RoA 
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23.1.2018; vgl. ID 11.4.2018). Im November 2017 wurde zwischen Afghanistan und weiteren 

fünf Staaten das sogenannte Lapislazuli-Korridor-Abkommen unterzeichnet, das u.a. den Bau 

von Eisenbahnverbindungen im Land vorsieht (SIGAR 4.2018). Der Lapis Lazuli Korridor, der 

Straßen, Eisenbahn- und Seewege umfasst, die von Afghanistan nach Turkmenistan, 

Aserbaidschan und Georgien führen, bevor sie das Schwarze Meer in die Türkei und 

schließlich nach Europa überqueren, wurde im Dezember 2018 eröffnet (CGTN 14.12.2018). 

Ein weiteres Projekt das „China-India-Plus“ hat das Ziel, mithilfe von Indien und China die 

Eisenbahnverbindung zwischen Afghanistan und Usbekistan auszubauen. Das Ziel für 

Usbekistan ist es hierbei, über Afghanistan und Iran Zugang zum persischen Golf zu erhalten 

(CGTN 10.10.2018; vgl. Indian Today 16.10.2018). 

 

[…] 

 

Relevante ethnische Minderheiten 

In Afghanistan leben laut Schätzungen zwischen 32 und 35 Millionen Menschen (CIA 

30.4.2019; vgl. CSO 2019). Zuverlässige statistische Angaben zu den Ethnien Afghanistans 

und zu den verschiedenen Sprachen existieren nicht (BFA 7.2016 ; vgl. CIA 30.4.2019). 

Schätzungen zufolge, sind: 40 bis 42% Pashtunen, 27 bis 30% Tadschiken, 9 bis 10% Hazara, 

9% Usbeken, ca. 4% Aimaken, 3% Turkmenen und 2% Belutschen. Weiters leben in 

Afghanistan eine große Zahl an kleinen und kleinsten Völkern und Stämmen, die Sprachen 

aus unterschiedlichsten Sprachfamilien sprechen (GIZ 4.2019; vgl. CIA 2012, AA 2.9.2019). 

Artikel 4 der Verfassung Afghanistans besagt: „Die Nation Afghanistans besteht aus den 

Völkerschaften der Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, Belutschen, 

Paschai, Nuristani, Aimaq, Araber, Kirgisen, Qizilbasch, Gojar, Brahui und anderen 

Völkerschaften. Das Wort ‚Afghane‘ wird für jeden Staatsbürger der Nation Afghanistans 

verwendet“ (BFA 7.2016). Die afghanische Verfassung schützt sämtliche ethnischen 

Minderheiten. Neben den offiziellen Landessprachen Dari und Paschtu wird in der 

Verfassung (Artikel 16) sechs weiteren Sprachen ein offizieller Status in jenen Gebieten 

eingeräumt, wo die Mehrheit der Bevölkerung (auch) eine dieser Sprachen spricht: 

Usbekisch, Turkmenisch, Belutschisch, Pashai, Nuristani und Pamiri (AA 2.9.2019). Es gibt 

keine Hinweise, dass bestimmte soziale Gruppen ausgeschlossen werden. Keine Gesetze 

verhindern die Teilnahme der Minderheiten am politischen Leben. Nichtsdestotrotz, 

beschweren sich unterschiedliche ethnische Gruppen, keinen Zugang zu staatlicher 

Anstellung in Provinzen zu haben, in denen sie eine Minderheit darstellen (USDOS 

13.3.2019). 

Der Gleichheitsgrundsatz ist in der afghanischen Verfassung rechtlich verankert, wird 

allerdings in der gesellschaftlichen Praxis immer wieder konterkariert. Soziale 

Diskriminierung und Ausgrenzung anderer ethnischer Gruppen und Religionen im Alltag 
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besteht fort und wird nicht zuverlässig durch staatliche Gegenmaßnahmen verhindert (AA 

2.9.2019). Ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen Gruppen resultierten 

weiterhin in Konflikten und Tötungen (USDOS 13.3.2019). 

[…] 

 

Rückkehr 

Die Zahlen der Rückkehrer aus Iran sind auf hohem Stand, während ein deutliches 

Nachlassen an Rückkehrern aus Pakistan zu verzeichnen ist (2017: 154.000; 2018: 46.000), 

was im Wesentlichen mit den afghanischen Flüchtlingen jeweils gewährten Rechten und 

dem gewährten Status in Iran bzw. Pakistan zu begründen ist (AA 2.9.2019). Insgesamt sind 

in den Jahren 2012-2018 ca. 3,2 Millionen Menschen nach Afghanistan zurückgekehrt. Seit 

dem Jahr 2016 hat sich die Zahl der Rückkehrer jedes Jahr deutlich verringert, jedoch hat 

sich die Zahl der Rückkehrer aus Europa leicht erhöht 15% aller Rückkehrer siedeln in die 

Provinz Nangarhar (IOM 15.3.2019). 

Je nach Organisation variieren die Angaben zur Zahl der Rückkehrer: 

In den ersten vier Monaten des Jahres 2019 sind insgesamt 63.449 Menschen nach 

Afghanistan zurückgekehrt. Davon waren 32.260 zwangsweise und 31.189 freiwillige 

Rückkehrer; 25.561 Personen kehrten aus dem Iran und aus Pakistan zurück; 1.265 aus 

Europa. 672 Personen erhielten Unterstützung von Hilfsorganisationen (MoRR o.D:): Im Jahr 

2018 kamen 775.000 aus dem Iran und 46.000 aus Pakistan zurück (AA 2.9.2019) bzw. 

180.000 Personen aus dem Iran und 125.000 Personen aus Pakistan (IOM 15.3.2019). Im 

Jahr 2017 stammten 464.000 Rückkehrer aus dem Iran 464.000 und 154.000 aus Pakistan 

(AA 2.9.2019). 

Rückkehrer haben zu Beginn meist positive Reintegrationserfahrungen, insbesondere durch 

die Wiedervereinigung mit der Familie. Jedoch ist der Reintegrationsprozess der Rückkehrer 

oft durch einen schlechten psychosozialen Zustand charakterisiert. Viele Rückkehrer sind 

weniger selbsterhaltungsfähig als die meisten anderen Afghanen. Rückkehrerinnen sind von 

diesen Problemen im Besonderen betroffen (MMC 1.2019). 

Auch wenn scheinbar kein koordinierter Mechanismus existiert, der garantiert, dass alle 

Rückkehrer/innen die Unterstützung erhalten, die sie benötigen und dass eine umfassende 

Überprüfung stattfindet, können Personen, die freiwillig oder zwangsweise nach Afghanistan 

zurückgekehrt sind, dennoch verschiedene Unterstützungsformen in Anspruch nehmen (BFA 

4.2018). Für Rückkehrer leisten UNHCR und IOM in der ersten Zeit Unterstützung. Bei der 

Anschlussunterstützung ist die Transition von humanitärer Hilfe hin zu 

Entwicklungszusammenarbeit nicht immer lückenlos. Wegen der hohen Fluktuation im Land 

und der notwendigen Zeit der Hilfsorganisationen, sich darauf einzustellen, ist Hilfe nicht 

immer sofort dort verfügbar, wo Rückkehrer sich niederlassen. UNHCR beklagt zudem, dass 
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sich viele Rückkehrer in Gebieten befinden, die für Hilfsorganisationen aufgrund der 

Sicherheitslage nicht erreichbar sind (AA 2.9.2019). 

Soziale, ethnische und familiäre Netzwerke sind für einen Rückkehrer unentbehrlich. Der 

Großteil der nach Afghanistan zurückkehrenden Personen verfügt über ein familiäres 

Netzwerk, auf das in der Regel zurückgegriffen wird. Wegen der schlechten wirtschaftlichen 

Lage, den ohnehin großen Familienverbänden und individuellen Faktoren ist diese 

Unterstützung jedoch meistens nur temporär und nicht immer gesichert (BFA 13.6.2019). 

Neben der Familie als zentrale Stütze der afghanischen Gesellschaft, kommen noch weitere 

wichtige Netzwerke zum Tragen, wie z.B. der Stamm, der Clan und die lokale Gemeinschaft. 

Diese basieren auf Zugehörigkeit zu einer Ethnie, Religion oder anderen beruflichen 

Netzwerken (Kolleg/innen, Mitstudierende etc.) sowie politische Netzwerke usw. Die 

unterschiedlichen Netzwerke haben verschiedene Aufgaben und unterschiedliche Einflüsse – 

auch unterscheidet sich die Rolle der Netzwerke zwischen den ländlichen und städtischen 

Gebieten. Ein Netzwerk ist für das Überleben in Afghanistan wichtig. So sind manche 

Rückkehrer/innen auf soziale Netzwerke angewiesen, wenn es ihnen nicht möglich ist, auf 

das familiäre Netz zurückzugreifen. Ein Mangel an Netzwerken stellt eine der größten 

Herausforderungen für Rückkehrer/innen dar, was möglicherweise zu einem neuerlichen 

Verlassen des Landes führen könnte. Die Rolle sozialer Netzwerke – der Familie, der Freunde 

und der Bekannten – ist für junge Rückkehrer/innen besonders ausschlaggebend, um sich an 

das Leben in Afghanistan anzupassen. Sollten diese Netzwerke im Einzelfall schwach 

ausgeprägt sein, kann die Unterstützung verschiedener Organisationen und Institutionen in 

Afghanistan in Anspruch genommen werden (BFA 4.2018). 

Rückkehrer aus dem Iran und aus Pakistan, die oft über Jahrzehnte in den Nachbarländern 

gelebt haben und zum Teil dort geboren wurden, sind in der Regel als solche erkennbar. 

Offensichtlich sind sprachliche Barrieren, von denen vor allem Rückkehrer aus dem Iran 

betroffen sind, weil sie Farsi (die iranische Landessprache) oder Dari (die afghanische 

Landessprache) mit iranischem Akzent sprechen. Zudem können fehlende Vertrautheit mit 

kulturellen Besonderheiten und sozialen Normen die Integration und Existenzgründung 

erschweren. Das Bestehen sozialer und familiärer Netzwerke am Ankunftsort nimmt auch 

hierbei eine zentrale Rolle ein. Über diese können die genannten Integrationshemmnisse 

abgefedert werden, indem die erforderlichen Fähigkeiten etwa im Umgang mit lokalen 

Behörden sowie sozial erwünschtes Verhalten vermittelt werden und für die 

Vertrauenswürdigkeit der Rückkehrer gebürgt wird (AA 2.9.2019). UNHCR verzeichnete 

jedoch nicht viele Fälle von Diskriminierung afghanischer Rückkehrer aus dem Iran und 

Pakistan aufgrund ihres Status als Rückkehrer. Fast ein Viertel der afghanischen Bevölkerung 

besteht aus Rückkehrern. Diskriminierung beruht in Afghanistan großteils auf ethnischen 

und religiösen Faktoren sowie auf dem Konflikt (BFA 13.6.2019). 

Rückkehrer aus Europa oder dem westlichen Ausland werden von der afghanischen 

Gesellschaft häufig misstrauisch wahrgenommen. Dem deutschen Auswärtigen Amt sind 
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jedoch keine Fälle bekannt, in denen Rückkehrer nachweislich aufgrund ihres Aufenthalts in 

Europa Opfer von Gewalttaten wurden (AA 2.9.2019). UNHCR berichtet von Fällen 

zwangsrückgeführter Personen aus Europa, die von religiösen Extremisten bezichtigt 

werden, verwestlicht zu sein; viele werden der Spionage verdächtigt. Auch glaubt man, 

Rückkehrer aus Europa wären reich und sie würden die Gastgebergemeinschaft ausnutzen. 

Wenn ein Rückkehrer mit im Ausland erlangten Fähigkeiten und Kenntnissen zurückkommt, 

stehen ihm mehr Arbeitsmöglichkeiten zur Verfügung als den übrigen Afghanen, was bei der 

hohen Arbeitslosigkeit zu Spannungen innerhalb der Gemeinschaft führen kann (BFA 

13.6.2019). 

Haben die Rückkehrer lange Zeit im Ausland gelebt oder haben sie zusammen mit der 

gesamten Familie Afghanistan verlassen, ist es wahrscheinlich, dass lokale Netzwerke nicht 

mehr existieren oder der Zugang zu diesen erheblich eingeschränkt ist. Dies kann die 

Reintegration stark erschweren. Der Mangel an Arbeitsplätzen stellt für den Großteil der 

Rückkehrer die größte Schwierigkeit dar. Der Zugang zum Arbeitsmarkt hängt maßgeblich 

von lokalen Netzwerken ab (AA 2.9.2019). Die afghanische Regierung kooperiert mit UNHCR, 

IOM und anderen humanitären Organisationen, um IDPs, Flüchtlingen, rückkehrenden 

Flüchtlingen und anderen betroffenen Personen Schutz und Unterstützung zu bieten. Die 

Fähigkeit der afghanischen Regierung, vulnerable Personen einschließlich Rückkehrer/innen 

aus Pakistan und dem Iran zu unterstützen, bleibt begrenzt und ist weiterhin von der Hilfe 

der internationalen Gemeinschaft abhängig (USDOS 13.3.2019). Moscheen unterstützen in 

der Regel nur besonders vulnerable Personen und für eine begrenzte Zeit. Für Afghanen, die 

im Iran geboren oder aufgewachsen sind und keine Familie in Afghanistan haben, ist die 

Situation problematisch. Deshalb versuchen sie in der Regel, so bald wie möglich wieder in 

den Iran zurückzukehren (BFA 13.6.2019). 

Viele Rückkehrer, die wieder in Afghanistan sind, werden de-facto IDPs, weil die 

Konfliktsituation sowie das Fehlen an gemeinschaftlichen Netzwerken sie daran hindert, in 

ihre Heimatorte zurückzukehren (UNOCHA 12.2018). Trotz offenem Werben für Rückkehr 

sind essentielle Dienstleistungen wie Bildung und Gesundheit in den grenznahen Provinzen 

nicht auf einen Massenzuzug vorbereitet (AAN 31.1.2018). Viele Rückkehrer leben in 

informellen Siedlungen, selbstgebauten Unterkünften oder gemieteten Wohnungen. Die 

meisten Rückkehrer im Osten des Landes leben in überbelegten Unterkünften und sind von 

fehlenden Möglichkeiten zum Bestreiten des Lebensunterhaltes betroffen (UNOCHA 

12.2018). 

Eine Reihe unterschiedlicher Organisationen ist für Rückkehrer/innen und Binnenvertriebene 

(IDP) in Afghanistan zuständig (BFA 4.2018). Rückkehrer/innen erhalten Unterstützung von 

der afghanischen Regierung, den Ländern, aus denen sie zurückkehren, und internationalen 

Organisationen (z.B. IOM) sowie lokalen Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Es gibt keine 

dezidiert staatlichen Unterbringungen für Rückkehrer (BFA 4.2018; vgl. Asylos 8.2017). Der 
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Großteil der (freiwilligen bzw. zwangsweisen) Rückkehrer/innen aus Europa kehrt direkt zu 

ihren Familien oder in ihre Gemeinschaften zurück (AAN 19.5.2017). 

In Kooperation mit Partnerninstitutionen des European Return and Reintegration Network 

(ERRIN) wird im Rahmen des ERRIN Specific Action Program sozioökonomische 

Reintegrationsunterstützung in Form von Beratung und Vermittlung für freiwillige und 

erzwungene Rückkehrer angeboten (IRARA 9.5.2019). 

Unterstützung von Rückkehrer/innen durch die afghanische Regierung 

Neue politische Rahmenbedingungen für Rückkehrer/innen und IDPs sehen bei der 

Reintegration unter anderem auch die individuelle finanzielle Unterstützung als einen Ansatz 

der „whole of community“ vor. Demnach sollen Unterstützungen nicht nur einzelnen 

zugutekommen, sondern auch den Gemeinschaften, in denen sie sich niederlassen. Die 

Rahmenbedingungen sehen eine Grundstücksvergabe vor, jedoch gilt dieses System als 

anfällig für Korruption und Missmanagement. Es ist nicht bekannt, wie viele 

Rückkehrer/innen aus Europa Grundstücke von der afghanischen Regierung erhalten haben 

und zu welchen Bedingungen (BFA 4.2018). 

Die Regierung Afghanistans bemüht sich gemeinsam mit internationalen Unterstützern, Land 

an Rückkehrer zu vergeben. Gemäß dem 2005 verabschiedeten Land Allocation Scheme 

(LAS) sollten Rückkehrer und IDPs Baugrundstücke erhalten. Die bedürftigsten Fälle sollten 

prioritär behandelt werden (Kandiwal 9.2018; vgl. UNHCR 6.2008). Jedoch fanden mehrere 

Studien Probleme bezüglich Korruption und fehlender Transparenz im Vergabeprozess 

(Kandiwal 9.2018; vgl. UNAMA 3.2015, AAN 29.3.2016, WB/UNHCR 20.9.2017). Um den 

Prozess der Landzuweisung zu beginnen, müssen die Rückkehrer einen Antrag in ihrer 

Heimatprovinz stellen. Wenn dort kein staatliches Land zur Vergabe zur Verfügung steht, 

muss der Antrag in einer Nachbarprovinz gestellt werden. Danach muss bewiesen werden, 

dass der Antragsteller bzw. die nächste Familie tatsächlich kein Land besitzt. Dies geschieht 

aufgrund persönlicher Einschätzung eines Verbindungsmannes, und nicht aufgrund von 

Dokumenten. Hier ist Korruption ein Problem. Je einflussreicher ein Antragsteller ist, desto 

schneller bekommt er Land zugewiesen (Kandiwal 9.2018). Des Weiteren wurde ein 

fehlender Zugang zu Infrastruktur und Dienstleistungen, wie auch eine weite Entfernung der 

Parzellen von Erwerbsmöglichkeiten kritisiert. IDPs und Rückkehrer ohne Dokumente sind 

von der Vergabe von Land ausgeschlossen (IDMC/NRC 2.2014). 

Bereits 2017 hat die afghanische Regierung mit der Umsetzung des Aktionsplans für 

Flüchtlinge und Binnenflüchtlinge begonnen. Ein neues, transparenteres Verfahren zur 

Landvergabe an Rückkehrer läuft als Pilotvorhaben mit neuer rechtlicher Grundlage an, kann 

aber noch nicht flächendeckend umgesetzt werden. Eine Hürde ist die Identifizierung von 

geeigneten, im Staatsbesitz befindlichen Ländereien. Generell führt die unklare 

Landverteilung häufig zu Streitigkeiten. Gründe hierfür sind die jahrzehntelangen 

kriegerischen Auseinandersetzungen, mangelhafte Verwaltung und Dokumentation von An- 
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und Verkäufen, das große Bevölkerungswachstum sowie das Fehlen eines funktionierenden 

Katasterwesens. So liegen dem afghanischen Innenministerium Berichte über 

widerrechtliche Aneignung von Land aus 30 Provinzen vor (AA 2.7.2019). 

Anmerkung: Ausführlichere Informationen können dem FFM-Bericht Afghanistan 4.2018 

entnommen werden. 

 

Unterstützung durch IOM 

Die Internationale Organisation für Migration (IOM) bietet im Bereich Rückkehr 

verschiedene Programme zur Unterstützung und Reintegration von Rückkehrern nach 

Afghanistan an (BFA 13.6.2019; vgl. BFA 4.2018). Hinsichtlich des Ausmaßes und der Art von 

Unterstützung wird zwischen freiwillig und unfreiwillig zurückgeführten Personen 

unterschieden (BFA 13.6.2019). 

So ist beispielsweise die Provinz Herat hauptsächlich von der Rückkehr von Afghanen aus 

dem Iran betroffen. Landesweit ist die Zahl der Rückkehrer aus dem Iran und Pakistan höher, 

als die der Rückkehrer aus Europa. Das von IOM durchgeführte Assisted Voluntary Return 

and Reintegration (AVRR) Programme besteht aus einer Kombination von administrativen, 

logistischen und finanziellen Unterstützungsmaßnahmen für Personen, welche beschließen, 

freiwillig aus Europa, Australien und der Türkei in ihren Herkunftsstaat zurückzukehren (BFA 

13.6.2019). Im Zuge des AVRR-Programmes wurden im Jahr 2018 von IOM 2.182 Rückkehrer 

unterstützt. Etwa die Hälfte von ihnen erhielt Unterstützung bei der Gründung eines 

Kleinunternehmens (IOM 30.1.2019). 

Die „Reception Assistance“ umfasst sofortige Unterstützung oder Hilfe bei der Ankunft am 

Flughafen: IOM trifft die freiwilligen Rückkehrer vor der Einwanderungslinie bzw. im 

internationalen Bereich des Flughafens, begleitet sie zum Einwanderungsschalter und 

unterstützt bei den Formalitäten, der Gepäckabholung, der Zollabfertigung, usw. Darüber 

hinaus arrangiert IOM den Weitertransport zum Endziel der Rückkehrer innerhalb des 

Herkunftslandes und bietet auch grundlegende medizinische Unterstützung am Flughafen an 

(BFA 13.6.2019). 1.279 Rückkehrer erhielten Unterstützung bei der Weiterreise in ihre 

Heimatprovinz (IOM 30.1.2019). Für die Provinzen, die über einen Flughafen und 

Flugverbindungen verfügen, werden Flüge zur Verfügung gestellt. Der Rückkehrer erhält ein 

Flugticket und Unterstützung bezüglich des Flughafen-Transfers. Der Transport nach Herat 

findet in der Regel auf dem Luftweg statt (BFA 13.62019). 

IOM gewährte bisher zwangsweise rückgeführten Personen für 14 Tage Unterkunft in Kabul. 

Seit April 2019 erhalten Rückkehrer nur noch eine Barzahlung in Höhe von ca. 150 Euro 

(BAMF 20.5.2019; vgl. IOM 23.9.2019) sowie Informationen, etwa über Hotels (BAMF 

20.5.2019). Die zur Verfügung gestellten 150 Euro sollen zur Deckung der ersten 

unmittelbaren Bedürfnisse dienen und können, je nach Bedarf für Weiterreise, Unterkunft 

oder sonstiges verwendet werden (IOM 23.9.2019). Nach Auskunft des Europäischen 
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Auswärtigen Dienstes (EAD) hat lediglich eine geringe Anzahl von Rückgeführten die 

Unterbringungsmöglichkeiten von IOM genutzt (BAMF 20.5.2019). 

 

Freiwillige Rückkehrerinnen und Rückkehrer, die am Reintegrationsprojekt RESTART II 

teilnehmen, haben nach wie vor die Möglichkeit, neben der Unterstützung in Bargeld von 

500 Euro, die zur Deckung der ersten unmittelbaren Bedürfnisse vorgesehen sind, eine 

Unterstützung für die Weiterreise und für temporäre Unterkunft bis zu max. 14 Tagen (in 

Kabul: Spinzar Hotel) zu erhalten. Unterstützungsleistungen aus dem Projekt RESTART II, 

welches durch den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) der Europäischen Union 

und das Österreichische Bundesministerium für Inneres kofinanziert wird, können im 

gesamten Land bezogen werden und sind daher in Städten wie Mazar-e Sharif und/oder 

Herat dieselben wie in Kabul. Wichtig ist, dass die Teilnahme am Reintegrationsprojekt 

RESTART II durch das BFA und IOM für die Rückkehrerinnen und Rückkehrer bewilligt wurde 

(IOM 23.9.2019). 

In Österreich wird das Projekt Restart II seit 1.1.2017 vom österreichischen IOM-Landesbüro 

durchgeführt und vom österreichischen Bundesministerium für Inneres und dem Asyl-, 

Migrations- und Integrationsfonds der EU (AMIF) kofinanziert. Im Zuge dieses Projektes 

können freiwillige Rückkehrer/innen nach Afghanistan und in den Iran nachhaltig bei der 

Reintegration in ihr Herkunftsland unterstützt werden. Das Projekt läuft mit 31.12.2019 aus 

und sieht eine Teilnahme von 490 Personen vor (IOM o.D.). 

Wohnungen 

In Kabul und im Umland sowie in anderen Städten steht eine große Anzahl an Häusern und 

Wohnungen zur Verfügung. Die Kosten in Kabul-City sind jedoch höher als in den Vororten 

oder in den anderen Provinzen. Private Immobilienhändler in den Städten bieten 

Informationen zu Mietpreisen für Häuser und Wohnungen an. Die Miete für eine Wohnung 

liegt zwischen 300 USD und 500 USD. Die Lebenshaltungskosten pro Monat belaufen sich auf 

bis zu 400 USD (Stand 2018), für jemanden mit gehobenem Lebensstandard. Diese Preise 

gelten für den zentral gelegenen Teil der Stadt Kabul, wo Einrichtungen und Dienstleistungen 

wie Sicherheit, Wasserversorgung, Schulen, Kliniken und Elektrizität verfügbar sind. In 

ländlichen Gebieten können sowohl die Mietkosten, als auch die Lebenshaltungskosten um 

mehr als 50% sinken. Betriebs- und Nebenkosten wie Wasser und Strom kosten in der Regel 

nicht mehr als 40 USD pro Monat. Abhängig vom Verbrauch können die Kosten allerdings 

höher sein (IOM 2018). 

Wohnungszuschüsse für sozial Benachteiligte oder Mittellose existieren in Afghanistan nicht 

(IOM 2018). 

Anmerkung: Weitere Informationen zur Unterstützung von Rückkehrern durch IOM können 

der Analyse Herat 2019 und dem FFM Bericht Afghanistan 2018 entnommen werden. 
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Afghanische Flüchtlinge in Pakistan 

Laut aktuellen Zahlen des UNHCR beherbergt Pakistan knapp unter 1,4 Millionen registrierte 

afghanische Flüchtlinge. Hinzu kommen ca. 850.000 Personen mit beantragter Afghan 

Citizen Card (ACC, hauptsächlich in den Grenzgebieten) und ca. 300.000-550.000 illegal im 

Land aufhältige Personen (hauptsächlich in Karatschi) (ÖB 10.2018; vgl. UNHCR 10.2018). 

IOM stellt für vulnerable Rückkehrer humanitäre Hilfeleistungen an den beiden 

Grenzübergängen Spin Boldak/Chaman und Torkham in Transit Centres zur Verfügung (IOM 

20.6.2017, IOM 23.5.2017). 

Anmerkung: Mehr Informationen zu Afghanischen Flüchtlingen in Pakistan siehe 

Länderinformationsblatt Pakistan, Abschnitt 20.2. 

Afghanische Flüchtlinge im Iran 

In den letzten zwei bis drei Jahren bewegten sich die Maßnahmen der iranischen Behörden 

auf einen höheren Integrationsgrad der Afghanen zu. Eine zwischenzeitliche Verbesserung 

der Situation für Afghanen bedeutet wegen begrenzter Mittel eine große Herausforderung 

für die iranischen Behörden (BFA/Migrationsverket 10.4.2018). 

Die freiwillige Rückkehr der afghanischen Flüchtlinge ist immer noch das Hauptziel der 

iranischen Flüchtlingspolitik (BFA/Migrationsverket 10.4.2018; vgl. AA 11.2018). In der 

Realität erfolgen viele Rückkehren unter Zwang (AA 11.2018). 

[…] 

 

Medizinische Versorgung 

 

Seit 2002 hat sich die medizinische Versorgung in Afghanistan stark verbessert, dennoch 

bleibt sie im regionalen Vergleich zurück (AA 2.9.2019). Die Lebenserwartung ist in 

Afghanistan von 50 Jahren im Jahr 1990 auf 64 im Jahr 2018 gestiegen (WHO o.D.; vgl. WHO 

4.2018). Im Jahr 2018 gab es 3.135 funktionierende Gesundheitseinrichtungen in ganz 

Afghanistan und 87% der Bevölkerung wohnten nicht weiter als zwei Stunden von einer 

Einrichtung entfernt (WHO 12.2018). Vor allem in den Bereichen Mütter- und 

Kindersterblichkeit kam es zu erheblichen Verbesserungen  (AA 2.9.2019). 

Der afghanischen Verfassung zufolge hat der Staat kostenlos medizinische Vorsorge, 

ärztliche Behandlung und medizinische Einrichtungen für alle Bürger/innen zur Verfügung zu 

stellen. Außerdem fördert der Staat die Errichtung und Ausweitung medizinischer Leistungen 

und Gesundheitszentren (BFA 4.2018; vgl. MPI 2004, AA 2.9.2019). Eine begrenzte Anzahl 

staatlicher Krankenhäuser in Afghanistan bietet kostenfreie medizinische Versorgung an. Die 
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Voraussetzung zur kostenfreien Behandlung ist der Nachweis der afghanischen 

Staatsbürgerschaft mittels Personalausweis bzw. Tazkira. Alle Staatsbürger/innen haben dort 

Zugang zu medizinischer Versorgung und Medikamenten (BFA 4.2018). Die Verfügbarkeit 

und Qualität der Grundbehandlung ist durch Mangel an gut ausgebildeten Ärzten, Ärztinnen 

und Assistenzpersonal (v.a. Hebammen), mangelnde Verfügbarkeit von Medikamenten, 

schlechtes Management sowie schlechte Infrastruktur begrenzt. Dazu kommt das starke 

Misstrauen der Bevölkerung in die staatlich finanzierte medizinische Versorgung. Die 

Qualität der Kliniken variiert stark. Es gibt praktisch keine Qualitätskontrollen (AA 2.9.2019). 

Die medizinische Versorgung in großen Städten und auf Provinzlevel ist sichergestellt, auf 

Ebene von Distrikten und in Dörfern sind Einrichtungen hingegen oft weniger gut 

ausgerüstet und es kann schwer sein, Spezialisten zu finden. Vielfach arbeiten dort 

KrankenpflegerInnen anstelle von ÄrztInnen, um grundlegende Versorgung sicherzustellen 

und in komplizierten Fällen an Provinzkrankenhäuser zu überweisen. Operationseingriffe 

können in der Regel nur auf Provinzlevel oder höher vorgenommen werden; auf 

Distriktebene sind nur erste Hilfe und kleinere Operationen möglich. Auch dies gilt allerdings 

nicht für das gesamte Land, da in Distrikten mit guter Sicherheitslage in der Regel mehr und 

bessere Leistungen angeboten werden können als in unsicheren Gegenden (IOM 2018; vgl. 

WHO 3.2019, BDA 18.12.2018). Zahlreiche Afghanen begeben sich für medizinische 

Behandlungen – auch bei kleineren Eingriffen – ins Ausland. Dies ist beispielsweise in 

Pakistan vergleichsweise einfach und zumindest für die Mittelklasse erschwinglich (BDA 

18.12.2018). 

Die wenigen staatlichen Krankenhäuser bieten kostenlose Behandlungen an, dennoch 

kommt es manchmal zu einem Mangel an Medikamenten. Deshalb werden Patienten an 

private Apotheken verwiesen, um diverse Medikamente selbst zu kaufen. Untersuchungen 

und Laborleistungen sind in den staatlichen Krankenhäusern generell kostenlos (IOM 2018). 

Gemäß Daten aus dem Jahr 2014 waren 73% der in Afghanistan getätigten 

Gesundheitsausgaben sogenannte „Out-of-pocket“-Zahlungen durch Patienten, nur 5% der 

Gesamtausgaben im Gesundheitsbereich wurden vom Staat geleistet (WHO 12.2018). 

Berichten von UN OCHA zufolge haben rund 10 Millionen Menschen in Afghanistan keinen 

oder nur eingeschränkten Zugang zu medizinischer Grundversorgung. Viele Afghanen 

suchen, wenn möglich, privat geführte Krankenhäuser und Kliniken auf. Die Kosten von 

Diagnose und Behandlung dort variieren stark und müssen von den Patienten selbst 
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getragen werden. Daher ist die Qualität der Gesundheitsbehandlung stark 

einkommensabhängig (AA 2.9.2019). Berichten zufolge können Patient/innen in manchen 

öffentlichen Krankenhäusern aufgefordert werden, für Medikamente, ärztliche Leistungen, 

Laboruntersuchungen und stationäre Behandlungen zu bezahlen. Medikamente sind auf 

jedem afghanischen Markt erwerbbar, die Preise variieren je nach Marke und Qualität des 

Produktes. Die Kosten für Medikamente in staatlichen Krankenhäusern weichen vom lokalen 

Marktpreis ab. Privatkrankenhäuser gibt es zumeist in größeren Städten wie Kabul, 

Jalalabad, Mazar-e Sharif, Herat und Kandahar. Die Behandlungskosten in diesen 

Einrichtungen variieren (BFA 4.2018). 

90% der medizinischen Versorgung in Afghanistan werden nicht direkt vom Staat zur 

Verfügung gestellt, sondern von nationalen und internationalen NGOs, die über ein 

Vertragssystem beauftragt werden. Über dieses Vertragssystem wird sowohl primäre, als 

auch sekundäre und tertiäre medizinische Versorgung zur Verfügung gestellt. Allerdings 

mangelt es an Investitionen in medizinische Infrastruktur. Der Bauzustand vieler Kliniken ist 

schlecht. Während in den Städten ein ausreichendes Netz von Krankenhäusern und Kliniken 

besteht, ist es in den ländlichen Gebieten für viele Afghanen schwierig, eine Klinik oder ein 

Krankenhaus zu erreichen (AA 2.9.2019). 

Beispielsweise um die Gesundheitsversorgung der afghanischen Bevölkerung in den 

nördlichen Provinzen nachhaltig zu verbessern, zielen Vorhaben im Rahmen des zivilen 

Wiederaufbaus auch auf den Ausbau eines adäquaten Gesundheitssystems ab – mit 

moderner Krankenhausinfrastruktur, Krankenhausmanagementsystemen sowie 

qualifiziertem Personal. Seit dem Jahr 2009 wurden insgesamt 65 Krankenhäuser und 

Gesundheitseinrichtungen gebaut oder renoviert. Neben verbesserten diagnostischen 

Methoden kommen auch innovative Technologien wie z.B. Telemedizin zum Einsatz (BFA 

4.2018). 

Auch die Sicherheitslage hat erhebliche Auswirkungen auf die medizinische Versorgung (AA 

2.9.2019; vgl. WHO 4.2018). 

Zugangsbedingungen für Frauen 

Vor allem in den Bereichen Mütter- und Kindersterblichkeit kam es zu erheblichen 

Verbesserungen. Lag die Müttersterblichkeit laut Weltbank 1990 bei 64,7 Todesfällen auf 
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1.000 Geburten, belief sie sich im Jahr 2017 auf 29,4 Todesfälle pro 1.000 Geburten. Es gibt 

allerdings Berichte von einer deutlich höheren Dunkelziffer (AA 2.9.2019). Trotz der 

Fortschritte sind diese Zahlen immer noch kritisch und liegen deutlich über dem regionalen 

Durchschnitt. Im Bereich Säuglingssterblichkeit hat Afghanistan auch weiterhin die weltweit 

dritthöchste Sterblichkeitsrate (AA 2.9.2019). Dies kann insbesondere darauf zurückgeführt 

werden, dass Geburten zunehmend in medizinischen Einrichtungen, bzw. unter Betreuung 

von ausgebildetem medizinischem Personal stattfinden und auch die Nachversorgung nach 

Geburten zugenommen hat. Während die Mehrheit der Frauen im städtischen Raum bei der 

Geburt durch geschultes Personal betreut wird, trifft dies in ländlichen Gebieten allerdings 

immer noch auf weniger als die Hälfte der Geburten zu (CSO 2018). Frauen sind beim Zugang 

zur Gesundheitsversorgung mit spezifischen Problemen konfrontiert, darunter 

beispielsweise einem geringen Wissen über Gesundheitsprobleme, einer niedrigen 

Alphabetisierungsrate (AAN 2.12.2014), Einschränkungen in ihrer Bewegungsfreiheit und 

einem beschränkten Zugang zu finanziellen Mitteln (AAN 2.12.2014; vgl. UNOCHA 11.2018, 

BFA 13.6.2019). Verbote von medizinischen Untersuchungen von Patientinnen durch 

männliches medizinisches Personal wirken sich aufgrund des niedrigeren Anteils von Frauen 

in medizinischen Berufen negativ auf den Zugang von Frauen zu medizinischen Leistungen 

aus (UNOCHA 11.2018). 

Afghanistan gehört zu den wenigen Ländern, in welchen die Selbstmordrate von Frauen 

höher ist als die von Männern. Die weite Verbreitung psychischer Erkrankungen unter 

Frauen wird von Experten mit den rigiden kulturellen Einschränkungen, welchen Frauen 

unterworfen sind und welche ihr Leben weitgehend auf das eigene Heim beschränken, in 

Verbindung gebracht (BDA 18.12.2018). 

Medizinische Versorgung in der Städten Kabul, Herat und Mazar-e Sharif 

Kabul: 

Das Rahman Mina Hospital im Kabuler Bezirk Kart-e-Naw (Police District (PD) 8), wurde 

renoviert. Das Krankenhaus versorgt rund 130.000 Personen in seiner Umgebung und 

verfügt über 30 Betten. Pro Tag wird es von rund 900 Patienten besucht. Das Rahman Mina-

Krankenhaus ist eines von 47 Einrichtungen in Kabul-Stadt, die am Kabul Urban Health 

Projekt (KUHP) teilnehmen. Im Rahmen des Projektes soll die Gesundheitsversorgung der 

Kabuler Bevölkerung verbessert werden (WB 30.9.2018). 
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Der größte Teil der Notfallmedizin in Kabul wird von der italienischen NGO Emergency 

angeboten. Emergency führt spezialisierte Notfallbehandlungen durch, welche die 

staatlichen allgemeinmedizinischen Einrichtungen nicht anbieten können und behandelt 

sowohl die lokale Bevölkerung, als auch Patienten, welche von außerhalb Kabuls kommen 

(WHO 4.2018). 

Herat: 

Das Jebrael-Gesundheitszentrum im Nordwesten der Stadt Herat bietet für rund 60.000 

Menschen im dicht besiedelten Gebiet mit durchschnittlich 300 Besuchern pro Tag 

grundlegende Gesundheitsdienste an, von denen die meisten die Impf- und allgemeinen 

ambulanten Einheiten aufsuchen (WB 1.11.2016). Laut dem Provinzdirektor für Gesundheit 

in Herat verfügte die Stadt im April 2017 über 65 private Gesundheitskliniken. Die Anwohner 

von Herat beklagen jedoch, dass „viele private Gesundheitszentren die 

Gesundheitsversorgung in ein Unternehmen umgewandelt haben.“ Auch wird die geringe 

Qualität der Medikamente, fehlende Behandlungsmöglichkeiten und die Fähigkeit der Ärzte, 

Krankheiten richtig zu diagnostizieren, kritisiert. Infolgedessen entscheidet sich eine Reihe 

von Heratis für eine Behandlung im Ausland (TN 7.4.2017). 

Mazar-e Sharif: 

In der Stadt Mazar-e Sharif gibt es zwischen 10 und 15 Krankenhäuser; dazu zählen sowohl 

private als auch öffentliche Anstalten. In Mazar-e Sharif existieren mehr private als 

öffentliche Krankenhäuser. Private Krankenhäuser sind sehr teuer; jede Nacht ist 

kostenpflichtig. Zusätzlich existieren etwa 30-50 medizinische Gesundheitskliniken; 20% 

dieser Gesundheitskliniken finanzieren sich selbst, während 80% öffentlich finanziert sind 

(BFA 4.2018). 

Das Regionalkrankenhaus Balkh ist die tragende Säule medizinischer Dienstleistungen in 

Nordafghanistan; selbst aus angrenzenden Provinzen werden Patient/innen in dieses 

Krankenhaus überwiesen. Für das durch einen Brand zerstörte Hauptgebäude des 

Regionalkrankenhauses Balkh im Zentrum von Mazar-e Sharif wurde ein neuer 

Gebäudekomplex mit 360 Betten, 21 Intensivpflegeplätzen, sieben Operationssälen und 

Einrichtungen für Notaufnahme, Röntgen- und Labordiagnostik sowie telemedizinischer 

Ausrüstung errichtet. Zusätzlich kommt dem Krankenhaus als akademisches 
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Lehrkrankenhaus mit einer angeschlossenen Krankenpflege- und Hebammenschule eine 

Schlüsselrolle bei der Ausbildung des medizinischen und pflegerischen Nachwuchses zu. Die 

Universität Freiburg (Deutschland) und die Mashhad Universität (Iran) sind 

Ausbildungspartner dieses Krankenhauses (BFA 4.2018). Balkh gehörte bei einer Erhebung 

von 2016/2017 zu den Provinzen mit dem höchsten Anteil an Frauen, welche einen Zugang 

zu Gesundheitseinrichtungen haben (CSO 2018). 

Es folgt eine Liste einiger staatlicher Krankenhäuser: 

Ali Abad Krankenhaus: Kart-e Sakhi, Jamal Mina, Kabul University Road, Kabul, Tel.: 
+93 (0)20 2510 355 (KUMS o.D.; vgl. MoPH 11.2012) 

Antani Krankenhaus für Infektionskrankheiten: Salan Watt, District 2, Kabul, Tel.: +93 
(0)20 2201 372 (LN o.D.; vgl. MoPH 11.2012) 

Ataturk Kinderkrankenhaus: Behild Aliabaad (in der Nähe von der Kabul University), 
District 3, Kabul, Tel.: +93 (0)75 2001893 / +93 (0)20 250 0312 (LN o.D.; vgl. HPIC 
o.D.a, MoPH 11.2012) 

Indira Ghandi Children Hospital: Wazir Akbar Khan, Kabul. Tel.: 020-230-2281 (IOM 
2018; AT 17.9.2015) 

Istiqlal/Esteqlal Krankenhaus: District 6, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2500674 (LN o.D.; vgl. 
AB 20.1.2016, MoPH 11.2012) 

Ibne Sina Notfallkrankenhaus: Pull Artal, District 1, Kabul, Tel.: +93 (0)202100359 (LN 
o.D.; vgl. HPIC o.D.b, MoPH 11.2012) 

Jamhoriat Krankenhaus: Ministry of Interior Road, Sidarat Square, District 2,Kabul 
Tel: +93 (0)20 220 1373/ 1375 (LN o.D.; HPIC o.D.c, MoPH 11.2012) 

Karte Sae Mental Hospital: Karte sae Serahi Allaudding, PD-6, Tel.: +93 799 3 190 858 
(IOM 2018; IOM 2019) 

Malalai Maternity Hospital: Malalai Watt, Shahre Naw, Kabul, Tel.: +93(0)20 2201 
377 (LN o.D.; vgl. HPIC o.D.d, MoPH 11.2012) 

Noor Eye Krankenhaus: Cinema Pamir, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2100 446 (LN o.D.; vgl. 
IAM o.D., MoPH 11.2012) 

Rabia-i-Balki Maternity Hospital: Frosh Gah, District 2, Kabul, Tel.: +93(0)20 2100439 
(LN o.D.; vgl. MoPH 11.2012) 

Wazir Akbar Khan Krankenhaus: Wazir Akbar Khan, Kabul, Tel.: +93 (0)78 820 0419 
(MoPH 11.2012; vgl. TN 1.6.2017) 

Herat Regionalkrankenhaus: Khaja Ali Movafaq Rd, Herat (MoPH 2013; vgl. PAJ 
3.8.2017) 

Mirwais Nika Krankenhaus in Kandahar, Tel.: +93 (0)79 146 4237 (ICRC 28.1.2018; 
vgl. ICRC 3.2.2017) 

Es gibt zahlreiche private Kliniken, die auf verschiedene medizinische Fachbereiche 

spezialisiert sind. Es folgt eine Liste einiger privater Gesundheitseinrichtungen: 
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Amiri Krankenhaus: Red Crescent, 5 th Phase, Qragha Road, Kabul, Tel.: +93 (0)20 
256 3555 (IOM 5.2.2018) 

Sayed Jamaluding Psychiatric Hospital, Khoshal Mina section 1, Tel.: 93 799 128,737 
(IOM 2018; vgl. IOM 2019) 

Shfakhanh Maljoy Frdos/Ferdows: Chahr Qala-e-Chahardihi Road, Kabul, Tel.: +93 
(0)70 017 3124 (Cybo o.D.) 

Khair Khwa Medical Complex: Qala Najar Ha, Kabul, Tel.: +93 (0)72 988 0850 (KMC 
o.D.) 

DK – German Medical Diagnostic Center: Ansari Square, 3d Street, Shahr-e Nau, 
Kabul, Tel.: +93 (0)70 606 0141 (MK o.D.) 

French Medical Institute for Mothers and Children: Hinter der Kabul University, 
Aliabad, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2500 200 (FMIC o.D.) 

Luqmah Hakim: Bagh-e Azadi Ave, Herat, Tel.: +93 (0)79 232 5907 (IOM 5.2.2017; 
vgl. LHH o.D.) 

 Alemi Krankenhaus: Mazar-e Sharif (BFA Staatendokumentation 4.2018) 

[…] 

COVID-19: 

Das genaue Ausmaß der COVID-19-Krise in Afghanistan ist unbekannt. Die hier 

gesammelten Informationen sollen die Lage zu COVID-19 in Afghanistan zum Zeitpunkt der 

Berichtserstellung wiedergeben. Diese Informationen werden in regelmäßigen Abständen 

aktualisiert.   

 

In 30 der 34 Provinzen Afghanistans wurden mittlerweile COVID-19-Fälle registriert (NYT 

22.4.2020). Nachbarländer von Afghanistan, wie China, Iran und Pakistan, zählen zu jenen 

Ländern, die von COVID-19 besonders betroffen waren bzw. nach wie vor sind. Dennoch ist 

die Anzahl, der mit COVID-19 infizierten Personen relativ niedrig (AnA 21.4.2020). COVID-19 

Verdachtsfälle können in Afghanistan aufgrund von Kapazitätsproblem bei Tests nicht 

überprüft werden – was von afghanischer Seite bestätigt wird (DW 22.4.2020; vgl. QA 

16.4.2020; NYT 22.4.2020; ARZ KBL 7.5.2020). Auch wird die Dunkelziffer von afghanischen 

Beamten höher geschätzt (WP 20.4.2020). In Afghanistan können derzeit täglich 500 bis 700 

Personen getestet werden. Diese Kapazitäten sollen in den kommenden Wochen auf 2.000 

Personen täglich erhöht werden (WP 20.4.2020). Die Regierung bemüht sich noch weitere 

Testkits zu besorgen – was Angesicht der derzeitigen Nachfrage weltweit, eine 

Herausforderung ist (DW 22.4.2020). 

 

Landesweit können – mit Hilfe der Vereinten Nationen – in acht Einrichtungen COVID-19-

Testungen durchgeführt werden (WP 20.4.2020). Auch haben begrenzte Laborkapazitäten 

und -ausrüstung einige Einrichtungen dazu gezwungen Testungen vorübergehend 

einzustellen (WP 20.4.2020). Unter anderem können COVID-19-Verdachtsfälle in 

Einrichtungen folgender Provinzen überprüft werden: Kabul, Herat, Nangarhar (TN 
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30.3.2020) und Kandahar. COVID-19 Proben aus angrenzenden Provinzen wie Helmand, 

Uruzgan und Zabul werden ebenso an die Einrichtung in Kandahar übermittelt (TN 

7.4.2020a). 

 

Jahrzehntelange Konflikte in Afghanistan machen das Land anfällig für den Ausbruch von 

Krankheiten: nach wie vor ist Polio dort endemisch (als eines von drei Ländern weltweit) 

(WP 20.4.2020) außerdem ist das Gesundheitssystem fragil (AnA 21.4.2020; vgl. QA 

16.4.2020; ARZ KBL 7.5.2020). Beispielsweise mangelt es an adäquaten Medikamenten für 

Patient/innen, die an COVID-19 erkrankt sind. Jedoch sind die wenigen Medikamente, die 

hierfür zur Verfügung stehen, kostenfrei (ARZ KBL 7.5.2020). Der landesweite Mangel an 

COVID-19-Testkits sowie an Isolations- und Behandlungseinrichtungen verdeutlichen diese 

Herausforderung (AnA 21.4.2020; vgl. ARZ KBL 7.5.2020). Landesweit stehen 10.400 

Krankenhausbetten (BBC 9.4.2020) und 300 Beatmungsgeräte zur Verfügung (TN 8.4.2020; 

vgl. DW 22.4.2020; QA 16.4.2020). 300 weitere Beatmungsgeräte plant die afghanische 

Regierung zu besorgen. Weiters mangelt es an geschultem Personal, um diese 

medizinischen Geräte in Afghanistan zu bedienen und zu warten (DW 22.4.2020; vgl. ARZ 

KBL 7.5.2020). Engpässe bestehen bei den PPE (personal protective equipment), 

persönlichen Schutzausrüstungen für medizinisches Personal; außerdem wird mehr 

fachliches Personal benötigt, um Patient/innen auf den Intensivstationen zu betreuen (ARZ 

KBL 7.5.2020). 

 

Aufgrund der Nähe zum Iran gilt die Stadt Herat als der COVID-19-Hotspot Afghanistans 

(DW 22.4.2020; vgl. NYT 22.4.2020); dort wurde nämlich die höchste Anzahl bestätigter 

COVID-19-Fälle registriert (TN 7.4.2020b; vgl. DW 22.4.2020). Auch hat sich dort die Anzahl 

positiver Fälle unter dem Gesundheitspersonal verstärkt. Mitarbeiter/innen des 

Gesundheitswesens berichten von fehlender Schutzausrüstung – die Provinzdirektion 

bestätigte dies und erklärtes mit langwierigen Beschaffungsprozessen (TN 7.4.2020b). 

Betten, Schutzausrüstungen, Beatmungsgeräte und Medikamente wurden bereits bestellt – 

jedoch ist unklar, wann die Krankenhäuser diese Dinge tatsächlich erhalten werden (NYT 

22.4.2020). Die Provinz Herat verfügt über drei Gesundheitseinrichtungen für COVID-19-

Patient/innen. Zwei davon wurden erst vor kurzem errichtet; diese sind für Patient/innen 

mit leichten Symptomen bzw. Verdachtsfällen des COVID-19 bestimmt. Patient/innen mit 

schweren Symptomen hingegen, werden in das Regionalkrankenhaus von Herat, welches 

einige Kilometer vom Zentrum der Provinz entfernt liegt, eingeliefert (TN 7.4.2020b). In 

Hokerat wird die Anzahl der Beatmungsgeräte auf nur 10 bis 12 Stück geschätzt (BBC 

9.4.2020; vgl. TN 8.4.2020). 

 

Beispiele für Maßnahmen der afghanischen Regierung 

Eine Reihe afghanischer Städte wurde abgesperrt (WP 20.4.2020), wie z.B. Kabul, Herat und 

Kandahar (TG 1.4.2020a). Zusätzlich wurde der öffentliche und kommerzielle Verkehr 
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zwischen den Provinzen gestoppt (WP 20.4.2020). Beispielsweise dürfen sich in der Stadt 

Kabul nur noch medizinisches Personal, Bäcker, Journalist/innen, 

(Nahrungsmittel)Verkäufer/innen und Beschäftigte im Telekommunikationsbereich 

bewegen. Der Kabuler Bürgermeister warnte vor "harten Maßnahmen" der Regierung, die 

ergriffen werden, sollten sich die Einwohner/innen in Kabul nicht an die Anordnungen 

halten, unnötige Bewegungen innerhalb der Stadt zu stoppen. Die Sicherheitskräfte sind 

beauftragt zu handeln, um die Beschränkung umzusetzen (TN 9.4.2020a). 

 

Mehr als die Hälfte der afghanischen Bevölkerung lebt unterhalb der Armutsgrenze (WP 

22.4.2020): Aufgrund der Maßnahmen sorgen sich zehntausende Tagelöhner in Kabul und 

Herat um ihre Existenz. UNICEF zufolge, arbeiten allein in Kabul mindestens 60.000 Kinder, 

um das Familieneinkommen zu ersetzen (TG 1.4.2020). Offiziellen Schätzungen zufolge 

können z.B. in Herat-Stadt 150.000 Tagelöhner aufgrund des Lockdowns nicht arbeiten und 

haben somit kein Einkommen. Weil es in Herat an Ressourcen mangelt, um 

Hunderttausende zu ernähren, nimmt die Bevölkerung die Bedrohung durch das Virus nicht 

ernst. Zwar hat die Bevölkerung anfangs großzügig gespendet, aber auch diese Spenden 

werden weniger, nachdem die langfristigen wirtschaftlichen Auswirkungen auf 

Unternehmen sichtbar werden (NYT 22.4.2020). 

 

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) und die International Organization for Migration 

(IOM) unterstützen das afghanische Ministerium für öffentliche Gesundheit (MOPH) (WHO 

MIT 10.5.2020; vgl. IOM 11.5.2020); die WHO übt eine beratende Funktion aus und 

unterstützt die afghanische Regierung in vier unterschiedlichen Bereichen während der 

COVID-19-Krise (WHO MIT 10.5.2020): 1. Koordination; 2. Kommunikation innerhalb der 

Gemeinschaften 3. Monitoring (durch eigens dafür eingerichtete Einheiten – speziell was 

die Situation von Rückkehrer/innen an den Grenzübergängen und deren weitere 

Bewegungen betrifft) und 4. Kontrollen an Einreisepunkten – an den 4 internationalen 

Flughäfen sowie 13 Grenzübergängen werden medizinische Kontroll- und 

Überwachungsaktivitäten durchgeführt (WHO MIT 10.5.2020; vgl. IOM 11.5.2020).   

 

Taliban und COVID-19 

Ein Talibansprecher verlautbarte, dass die Taliban den Konflikt pausieren könnten, um 

Gesundheitsbehörden zu erlauben, in einem von ihnen kontrollierten Gebiet zu arbeiten, 

wenn COVID-19 dort ausbrechen sollte (TN 2.4.2020; vgl. TD 2.4.2020). In der nördlichen 

Provinz Kunduz, hätten die Taliban eine Gesundheitskommision gegründet, die direkt in den 

Gemeinden das öffentliche Bewusstsein hinsichtlich des Virus stärkt. Auch sollen 

Quarantänezentren eingerichtet worden sein, in denen COVID-19-Verdachtsfälle 

untergebracht wurden. Die Taliban hätten sowohl Schutzhandschuhe, als auch Masken und 

Broschüren verteilt; auch würden sie jene, die aus anderen Gebieten kommen, auf COVID-19 

testen (TD 2.4.2020). Auch in anderen Gebieten des Landes, wie in Baghlan, wird die 
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Bevölkerung im Rahmen einer Informationsveranstaltung in der Moschee über COVID-19 

informiert. Wie in der Provinz Kunduz, versorgen die Taliban die Menschen mit 

(Schutz)material, helfen Entwicklungshelfern dabei zu jenen zu gelangen, die in Taliban 

kontrollierten Gebieten leben und bieten sichere Wege zu Hilfsorganisationen, an (UD 

13.3.2020). 

Der Umgang der Taliban mit der jetzigen Ausnahmesituation wirft ein Schlaglicht auf den 

Modus Operandi der Truppe. Um sich die Afghanen in den von ihnen kontrollierten Gebieten 

gewogen zu halten, setzen die Taliban auf Volksnähe. Durch die Präsenz vor Ort machten die 

Islamisten das Manko wett, dass sie kein Geld hätten, um COVID-19 medizinisch viel 

entgegenzusetzen: Die Taliban können Prävention betreiben, behandeln können sie 

Erkrankte nicht (NZZ 7.4.2020). 

Aktuelle Informationen zu Rückkehrprojekten 

IOM Österreich unterstützt auch derzeit Rückkehrer/innen im Rahmen der freiwilligen 

Rückkehr. Aufgrund des stark reduzierten Flugbetriebs ist die Rückkehr seit April 2020 nur in 

sehr wenige Länder tatsächlich möglich. Neben der Reiseorganisation bietet IOM Österreich 

dabei, wie bekannt, Unterstützung bei der Ausreise am Flughafen Wien Schwechat an (IOM 

AUT 18.5.2020). 

IOM Österreich bietet derzeit, aufgrund der COVID-19-Lage, folgende Aktivitäten an:   

Qualitätssicherung in der Rückkehrberatung (Erarbeitung von Leitfäden und 

Trainings) 

 Unterstützung bei der freiwilligen Rückkehr und Reintegration im Rahmen der 

vorhandenen Möglichkeiten (Virtuelle Beratung, Austausch mit 

Rückkehrberatungseinrichtungen und Behörden, Monitoring der Reisemöglichkeiten) (IOM 

AUT 18.5.2020). 

Das Projekt RESTART III – Unterstützung des österreichischen Rückkehrsystems und der 

Reintegration freiwilliger Rückkehrer/innen in Afghanistan“ wird bereits umgesetzt. Derzeit 

arbeiten die österreichischen IOM-Mitarbeiter/innen vorwiegend an der ersten Komponente 

(Unterstützung des österreichischen Rückkehrsystems) und erarbeiten Leitfäden und 

Trainingsinhalte. Die Unterstützung der freiwilligen Rückkehr nach Afghanistan ist derzeit 

aufgrund fehlender Flugverbindungen nicht möglich. IOM beobachtet die Situation und steht 

diesbezüglich in engem Austausch mit den zuständigen Rückkehrberatungseinrichtungen 

und den österreichischen Behörden (IOM AUT 18.5.2020) 

Mit Stand 18.5.2020, sind im laufenden Jahr bereits 19 Projektteilnehmer/innen nach 

Afghanistan zurückgekehrt. Mit ihnen, als auch mit potenziellen Projektteilnehmer/innen, 

welche sich noch in Österreich befinden, steht IOM Österreich in Kontakt und bietet 

Beratung/Information über virtuelle Kommunikationswege an (IOM AUT 18.5.2020). 
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Informationen von IOM Kabul zufolge, sind IOM-Rückkehrprojekte mit Stand 13.5.2020 auch 

weiterhin in Afghanistan operativ (IOM KBL 13.5.2020). 

[…] 

 

Zur aktuell vorliegenden Pandemie aufgrund des Corona-Virus: 

COVID-19 ist eine durch das Corona-Virus SARS-CoV-2 verursachte Viruserkrankung, die 

erstmals im Jahr 2019 in Wuhan/China festgestellt wurde und sich seither weltweit 

verbreitet. In Afghanistan wurden mit Stand 24.08.2020, bisher insgesamt 37.900 bestätigte 

Fälle von mit dem Corona-Virus infizierten Personen nachgewiesen, wobei bisher insgesamt 

1.387 Todesfälle bestätigt wurden. 

 

Nach dem aktuellen Stand verläuft die Viruserkrankung bei ca. 80% der Betroffenen leicht 

und bei ca. 15% der Betroffenen schwerer, wenn auch nicht lebensbedrohlich. Bei ca. 5% der 

Betroffenen verläuft die Viruserkrankung derart schwer, dass Lebensgefahr gegeben ist und 

intensivmedizinische Behandlungsmaßnahmen notwendig sind. Diese sehr schweren 

Krankheitsverläufe treten am häufigsten in den Risikogruppen der älteren Personen und der 

Personen mit Vorerkrankungen (wie z.B. Diabetes, Herzkrankheiten und Bluthochdruck) auf. 

 

Auszug aus dem ACCORD-Bericht (die jeweilige Seitenzahl steht am Ende kursiv in Klammer): 

 

Das Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen (European Asylum Support Office, EASO) 

veröffentlicht im Juni 2018 einen auf verfügbaren Herkunftsländerinformationen 

basierenden Leitfaden zu Afghanistan („Country Guidance“). Zur Ernährungssicherheit in den 

Städten Kabul, Herat und Mazar-e Sharif wird angeführt, dass es generell keine 

Nahrungsmittelknappheit gebe. Die wichtigste Variable bezüglich des Zugangs zu 

Nahrungsmitteln seien die zur Verfügung stehenden Mittel, was im Fall von Vertriebenen ein 

Problem darstellen könne. Bezogen auf den Zugang zu Wasser schreibt das EASO, dass der 

Zugang zu Trinkwasser in Kabul, Herat und Mazar-e Sharif oft eine Herausforderung sei. In 

Mazar-e Sharif und Herat hätten die meisten Menschen jedoch Zugang zu verbesserten 

Wasserquellen und sanitären Einrichtungen.  

 

Im Rahmen der Erhebung zu den Lebensbedingungen in Afghanistan (Afghan Living 

Conditions Survey, ALCS) würden Wasserquellen, die vor äußeren Verunreinigungen 
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geschützt seien, wie zum Beispiel eine Handpumpe (privat oder öffentlich), gebohrte 

Brunnen oder geschütztes Quell- und Leitungswasser (privat oder öffentlich) als verbesserte 

Trinkwasserquellen definiert. Laut der ALCS-Erhebung, die von der afghanischen 

Statistikbehörde (CSO) 2013/14 durchgeführt wurde, habe sich der Zugang zu verbesserten 

Trinkwasserquellen im Vergleich zu einer Evaluierung (National Risk and Vulnerability 

Assessment) 2011/12 deutlich von 46 auf fast 65 Prozent und im Vergleich zu einer 

Evaluierung 2007/08 von 27 auf 65 Prozent erhöht. (Seite 30) 

 

Das Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen (European Asylum Support Office, EASO) 

veröffentlicht im Juni 2018 einen auf verfügbaren Herkunftsländerinformationen 

basierenden Leitfaden zu Afghanistan („Country Guidance“). Bezugnehmend auf das 

Wohnungswesen und Unterbringungen in den Städten Kabul, Herat und Mazar-e Sharif 

konstatiert EASO, dass Wohnraum und Unterkünfte zur Verfügung stehen würden. 

 

Die Städte würden auch günstige Unterbringungsmöglichkeiten in sogenannten 

„Teehäusern“ bieten. Obwohl die Situation im Zusammenhang mit der Ansiedlung in den 

drei Städten mit gewissen Schwierigkeiten verbunden sei, könne dennoch davon 

ausgegangen werden, dass alleinstehende erwachsene Männer und verheiratete Paare ohne 

Kinder in der Lage seien, sich eine Unterkunft zu sichern. (Seite 54) 

 

Das Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen (European Asylum Support Office, EASO) 

schreibt in seinem auf Herkunftsländerinformationen basierenden Leitfaden zu Afghanistan 

(„Country Guidance“) im Juni 2018, dass in den Städten Kabul, Herat und Mazar-e Sharif 

Gesundheitseinrichtungen verfügbar seien. (Seite 96) 

 

Das Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen (European Asylum Support Office, EASO) 

schreibt in seinem auf Herkunftsländerinformationen basierenden Leitfaden zu Afghanistan 

(„Country Guidance“) im Juni 2018, dass es in den Städten Kabul, Herat und Mazar-e Sharif 

aufgrund der derzeitigen Wirtschafts- und Sicherheitslage hohe Arbeitslosenquoten und 

Unterbeschäftigung, insbesondere für Jugendliche in den Städten, gebe. Dieser Trend habe 

sich in den letzten Jahren verschärft. (Seite 126) 
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Das EASO verweist in seinem Bericht auf eine 2015 veröffentlichte Studie, wonach 

insbesondere Rückkehrende aus Europa und dem Iran keine Arbeit finden würden, wenn sie 

keine soliden sozialen Kontakte hätten. (Seite 127) 

 

In den im August 2018 veröffentlichten Richtlinien zur Feststellung des internationalen 

Schutzbedarfs von Asylsuchenden aus Afghanistan hält das Flüchtlingshochkommissariat (UN 

High Commissioner for Refugees, UNHCR) unter Berufung auf verschiedene Quellen fest, 

dass die Sicherheitslage in Afghanistan nach wie vor volatil sei, wobei Zivilisten weiterhin die 

Hauptlast des Konfliktes zu tragen hätten. UNHCR führt weiter aus, dass in den Jahren nach 

dem Rückzug der internationalen Truppen im Jahr 2014 eine anhaltende Verschlechterung 

der Sicherheitslage sowie eine Intensivierung des bewaffneten Konfliktes in Afghanistan zu 

beobachten gewesen sei, und beruft sich dabei auf die von der Unterstützungsmission der 

Vereinten Nationen in Afghanistan (UN Assistance Mission in Afghanistan, UNAMA) 

angegeben Opferzahlen für die Jahre 2009 bis 2017 (siehe Grafik weiter unten), sowie auf 

die folgende Stellungnahme des Afghanistanexperten Thomas Ruttig. (UNHCR, 30. August 

2018, S. 17-18) (Seite 189) 

 

(Seite 191) 

 

2. Beweiswürdigung: 

Die Feststellungen zur Staatsangehörigkeit und zur Herkunft des BF, zu seiner 

Volksgruppenzugehörigkeit, zu seinem Gesundheitszustand, sowie zu seiner familiären 

Situation in Afghanistan und in Österreich ergeben sich aus dem diesbezüglich 
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glaubwürdigen Vorbringen und vorgelegten Unterlagen des BF im Rahmen der Einvernahme 

vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl („BFA“) und in der mündlichen 

Beschwerdeverhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht („BVwG“). 

Dass der BF strafgerichtlich verurteilt wurde, Leistungen aus der Grundversorgung in 

Anspruch nimmt, und in Österreich keiner legalen Beschäftigung nachgeht, ergibt sich aus 

der Einsichtnahme ins österreichische Strafregister und ins Grundversorgungssystem und 

den Angaben des BF im Rahmen der mündlichen Beschwerdeverhandlung vor dem BVwG 

am 13.08.2020.  

Die Länderfeststellungen gründen sich auf das aktuelle LIB, dem ACCORD-Bericht vom 

07.12.2018 und die UNHCR-Richtlinien. Angesichts der Seriosität der Quellen und der 

Plausibilität ihrer Aussagen besteht kein Grund, an der Richtigkeit der Angaben zu zweifeln, 

sodass sie den Feststellungen zur Situation in Afghanistan zugrunde gelegt werden konnten. 

Zu den Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat und zur aktuell vorliegenden 

Pandemie aufgrund des Corona-Virus: 

Die diesbezüglich getroffenen unstrittigen Feststellungen zur aktuell vorliegenden Pandemie 

aufgrund des Corona-Virus ergeben u.a aus.: 

LIB, letzte Kurzinformation vom 18.05.2020 

Dass der BF nicht aus einem asylrelevanten Grund verfolgt wird ergibt sich aus seinem 

Vorbringen vor dem BFA und in der mündlichen Verhandlung vor dem BVwG am 13.08.2020. 

Der BF brachte vor, dass sein Onkel väterlicherseits Grundstückstreitigkeiten mit seinem 

Vater gehabt habe und seinen Vater deshalb an die Taliban verraten habe. Der BF 

verwickelte sich bei seiner Erzählung jedoch in diverse Widersprüche. Vor dem BFA gab der 

BF noch an, dass sein Vater das Grundstück nicht geerbt, sondern mit seinem verdienten 

Geld gekauft habe. In der mündlichen Verhandlung vor dem BVwG schilderte der BF 

plötzlich, dass sein Vater das Grundstück geerbt habe. Auch bezüglich des Grundes weshalb 

die Taliban ihn und seine Familie bedroht haben sollen, schilderte der BF massive 

voneinander abweichende Versionen. Vor dem BFA gab der BF an, dass sein Onkel den 

Taliban verraten hätte, dass er sich zur Volksarmee gemeldet habe. Die Taliban hätten 

deshalb entschieden, dass die Grundstücke seinem Onkel gehören würden. Dem 

widersprechend gab der BF in der mündlichen Verhandlung an, dass sein Onkel den Taliban 

verraten hätte, dass sein Vater für die Regierung arbeite. Die Taliban seien bei ihnen zuhause 

gewesen und hätten seiner Mutter gesagt, dass diese dem Vater ausrichten solle, dass der 



- 50 - 

Vater seine Tätigkeit für die Regierung aufgeben solle. Vor dem BFA gab der BF jedoch noch 

an, dass sein Vater zur Zeit der Bedrohung durch die Taliban schon ein Bein verloren hatte 

und arbeitslos gewesen sei. Darüber hinaus schilderte der BF vor dem BFA, dass die Taliban 

ihn vor seinen Eltern hingestellt und 2 Mal mit einem Messer in die Schuler gestochen 

hätten um das Grundstück zu bekommen. In der mündlichen Verhandlung änderte der BF 

seine Angaben dahingehend, dass sein Vater im Dienst gewesen sei, als die Taliban ihn mit 

einem Messer an der linken Schulter verletzt hätten. Aufgrund der gravierenden 

Widersprüche in wesentlichen Details seines Fluchtvorbringens konnte der BF eine 

Verfolgung durch die Taliban bzw. seinem Onkel nicht glaubhaft machen. Zudem ist nicht 

nachvollziehbar warum der Vater des BF Teile der Grundstücke auf den BF übertragen hätte 

sollen. Diese Übertragung hätte weder den BF noch dessen Vater aus dem Focus der Taliban 

gerückt. Selbst wenn die Taliban bzw. der Onkel des BF den BF verfolgt haben sollten, wovon 

das BVwG aufgrund der unplausiblen und widersprüchlichen Angaben des BF jedoch nicht 

ausgeht, ist nicht mehr von einer aktuellen Verfolgung auszugehen. Nach Angaben des BF 

haben sich die Taliban das Grundstück bereits angeeignet und der BF war nie bei der 

Volksarmee tätig, es ist daher nicht davon auszugehen, dass die Taliban einen Grund haben 

den BF weiträumig zu verfolgen. Auch der Onkel des BF hat keinen Grund den BF zu 

verfolgen, wenn er nicht mehr im Besitz der Grundstücke ist. Der BF könnte sich daher durch 

einen Umzug nach Kabul, Mazar-e Sharif oder Herat dem Einflussbereich der Taliban und 

seines Onkels entziehen. Der BF erwähnte kurz, dass ihm seine Schwester erzählt habe, dass 

sein Vater gestorben sei. Der BF gab dazu nur lapidar an, dass sein Vater nicht krank 

gewesen und nicht eines natürlichen Todes gestorben sei. Er steigerte sein Vorbringen 

dahingehend, dass sein Vater mit 3 Schüssen getötet worden sei. Da der BF keine näheren 

Angaben dazu machen konnte, konnte nicht festgestellt werden, dass der Tod des Vaters mit 

den Vorfällen um das Grundstück in einem direkten Zusammenhang steht.   

Dass der BF bei einer allfälligen Rückkehr nach Kabul, Herat oder Mazar-e Sharif nicht mit 

maßgeblicher Wahrscheinlichkeit in eine existenzbedrohende Notlage geraten würde, ergibt 

sich aus einer Zusammenschau der wiedergegebenen Länderberichte zu Kabul, Herat und 

Mazar-e Sharif und den festgestellten persönlichen Umständen und familiären (finanziellen) 

Verhältnissen des BF. In einer Gesamtschau der angeführten Länderberichte wird zwar 

deutlich, dass die Versorgungslage in Kabul, Herat und Mazar-e Sharif angespannt ist, eine 

Versorgung mit Nahrung und Wasser, in einem lebensnotwenigen Ausmaß, jedoch möglich 

ist. Auch Wohnraum, Unterkünfte und Gesundheitseinrichtungen stehen, wenn auch nur 

begrenzt, den Länderberichten zu Folge, zur Verfügung.  
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Die Feststellungen zu den Folgen einer Ansiedlung des Beschwerdeführers in der Stadt Kabul 

ergeben sich aus den oben angeführten Länderberichten zu Kabul in Zusammenschau mit 

den persönlichen Umständen des Beschwerdeführers: 

Den Beschwerdeführer trifft als Zivilperson kein höheres Sicherheitsrisiko als die übrige, in 

Kabul lebende Zivilbevölkerung. In Kabul ist nach den vorliegenden Länderberichten die 

allgemeine Lage als vergleichsweise stabil und insofern sicher zu bezeichnen, als die 

afghanische Regierung die Kontrolle über diese Städte behält, selbst wenn es auch dort zu 

vereinzelten Anschlägen kommt. Innerhalb Kabuls existieren demnach in verschiedenen 

Vierteln unterschiedliche Sicherheitslagen. Die Aussage in den Länderberichten, wonach in 

der Provinz Kabul, speziell in der Stadt Kabul, die höchste Zahl ziviler Opfer verzeichnet wird, 

bezieht sich auf die absolute Opferzahl – diese ist jedoch nicht isoliert zu sehen, sondern 

wird in der gegenständlichen Bewertung in Relation zur ungefähren Einwohnerzahl der Stadt 

Kabul von gut vier Millionen (manche Quellen sprechen von bis zu sieben Millionen) 

betrachtet. Insofern ergibt die Opferzahl keine überdurchschnittliche Bedrohungslage für in 

der Stadt Kabul lebende Zivilisten. Aus den entsprechenden Länderberichten ergibt sich, 

dass sich die in der Stadt Kabul verzeichneten Anschläge hauptsächlich im Nahebereich 

staatlicher Einrichtungen (etwa Regierungs- und Polizeigebäude) oder NGO´s sowie gezielt 

auf (internationale) Sicherheitskräfte ereignen, dies aus Gründen der Propaganda und der 

hohen medialen Aufmerksamkeit. Wenn es dabei auch zu zivilen Opfern kommt, so sind in 

erster Linie Regierungsinstitutionen und internationale Einrichtungen Anschlagsziele. Die 

genannten Gefährdungsquellen sind hingegen in reinen Wohngebieten nicht anzunehmen. 

In Kabul Stadt geht zusammenschauend nicht für eine Vielzahl von Zivilpersonen eine 

allgemeine Gefahr aus, die sich in der Person des Beschwerdeführers so verdichtet, dass sie 

für diesen eine erhebliche individuelle Gefahr darstellen würde. Das Vorherrschen eines so 

hohen Niveaus an willkürlicher Gewalt, dass stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, 

eine Zivilperson, die an alltäglichen wirtschaftlichen und sozialen Aktivitäten teilnimmt, ist 

allein aufgrund ihrer Anwesenheit dem realen Risiko einer ersthaften individuellen 

Bedrohung von Leben oder Unversehrtheit ausgesetzt, ist aus den Länderberichten nicht 

ableitbar.  

Kabul ist über den dortigen Flughafen sicher erreichbar.  

Vor dem Hintergrund der angespannten Sicherheits- und Versorgunglage in Kabul war auf 

Basis dieser persönlichen Merkmale des Beschwerdeführers in einer Gesamtschau 

festzustellen, dass in der Stadt Kabul weder ein solcher Grad willkürlicher Gewalt herrscht, 

dass er allein durch seine Anwesenheit tatsächlich einer ernsthaften, individuellen 
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Bedrohung der körperlichen Unversehrtheit ausgesetzt ist und er zudem nicht Gefahr läuft, 

in Kabul grundlegende und notwendige Lebensbedürfnisse, wie Nahrung, Kleidung sowie 

Unterkunft, nicht befriedigen zu können und in eine ausweglose bzw. existenzbedrohende 

Situation zu geraten. Darüber hinausgehende individuelle gefahrenerhöhende Umstände 

vermochte der Beschwerdeführer nicht darzutun. 

In Mazar-e Sharif gibt es einen internationalen Flughafen, durch den die Stadt über den 

Luftweg von Kabul sicher zu erreichen ist. Der Flughafen befindet sich 9 km östlich der Stadt 

(EASO Leitlinien 2019, S. 130), die Verbindungsroute in die Stadt ist bei Tageslicht jedenfalls 

sicher. Mazar-e Sharif ist aufgrund des vorhandenen Flughafens über den Luftweg gut und 

sicher erreichbar. Die Lage in der Stadt Mazar-e Sharif kann daher insgesamt als ausreichend 

sicher bewertet werden.  

Die Stadt Herat ist die Hauptstadt der vergleichsweise gut entwickelten gleichnamigen 

Provinz im Westen des Landes. Herat wird als relativ friedliche Provinz gewertet. 

Aufständische sind in einigen Distrikten der Provinz, nicht jedoch in der Stadt Herat, aktiv. 

Die Zahl der sicherheitsrelevanten Vorfälle ist vergleichsweise gering. Auch ist Herat eine 

über den Luftweg aufgrund des vorhandenen Flughafens gut und sicher erreichbare Stadt. 

Die Lage in der Stadt Herat kann daher insgesamt als ausreichend sicher bewertet werden. 

Hinsichtlich der Versorgungslage und der allgemeinen Lebensbedingungen der Bevölkerung 

in diesen Städten ist in Hinblick auf die oben angeführten Länderfeststellungen auszuführen, 

dass dort auch allgemein der Zugang zu Unterkunft, grundlegender Versorgung wie sanitärer 

Infrastruktur, Gesundheitsdiensten und Bildung und zu Erwerbsmöglichkeiten gegeben ist, 

wenn auch die Gesamtsituation angespannt ist. In den EASO Leitlinien 2019 (EASO Country 

Guidance: Afghanistan, Juni 2019) wird die Stadt Herat ebenfalls als eines der Gebiete 

aufgezählt, in denen das Ausmaß willkürlicher Gewalt nicht ein derart hohes Niveau erreicht, 

dass wesentliche Gründe zur Annahme vorliegen, wonach ein Zivilist – bloß aufgrund seiner 

Anwesenheit – ein tatsächliches Risiko zu gewärtigen hätte, ernsthaften Schaden zu nehmen 

(EASO Leitlinien 2019, S. 29). 

Insgesamt ist festzuhalten, dass die sozioökonomischen Rahmenbedingungen für einen 

Rückkehrer auch in den Städten Mazar-e Sharif oder Herat schwierig sind. Der Zugang zu 

Grundversorgung, medizinischer Versorgung, Arbeits- und Wohnungsmarkt ist jedoch 

gegeben. Die Arbeitslosigkeit ist zwar hoch, jedoch wäre nach der festgestellten Berichtslage 

nicht erkennbar, dass ganz generell nicht die Grundlage bzw. (Lebens-) Bedingungen an sich 

für die – in weiterer Folge, wie nachstehend auch erwogen, dann von weiteren persönlichen 

Umständen des Einzelnen abhängig – Existenzsicherung allgemein wie auch das Erreichen 
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und Halten eines – auch der übrigen dortigen Bevölkerung entsprechenden – angemessenen 

Lebensstandards vorhanden wären (s. dazu auch EASO Leitlinien 2019, S. 34, Auszug aus 

EASO Bericht Afghanistan Netzwerke vom Januar 2018, Seite 29-31). 

Vor dem Hintergrund der Sicherheits- und Versorgunglage in Kabul, Mazar-e Sharif und 

Herat war auf Basis dieser persönlichen Merkmale des Beschwerdeführers in einer 

Gesamtschau festzustellen, dass in diesen Städten weder ein solcher Grad willkürlicher 

Gewalt herrscht, dass er allein durch seine Anwesenheit tatsächlich einer ernsthaften, 

individuellen Bedrohung der körperlichen Unversehrtheit ausgesetzt ist und er zudem nicht 

Gefahr läuft, dort grundlegende und notwendige Lebensbedürfnisse, wie Nahrung, Kleidung 

sowie Unterkunft, nicht befriedigen zu können und in eine ausweglose bzw. 

existenzbedrohende Situation zu geraten. Darüber hinausgehende individuelle 

gefahrenerhöhende Umstände vermochte der Beschwerdeführer nicht darzutun. 

Es ist zudem notorisch, dass der Beschwerdeführer bei einer freiwilligen Rückkehr nach 

negativem Verfahrensausgang Rückkehrhilfe in Anspruch nehmen kann, wodurch er 

Rückkehrhilfe bzw. zusätzlich die Aufnahme in ein Reintegrationsprojekt beantragen kann: In 

Österreich stehen für afghanische Staatsangehörige zwei spezielle Reintegrationsprojekte 

zur Verfügung (ERIN oder RESTART II). Beide Angebote zielen effektiv auf die 

Wiedereingliederung im Heimatland ab und können erst nach Ankunft im Herkunftsland 

bezogen werden. Ziel ist es, den Rückkehrer vor allem durch Aus- und 

Fortbildungsmaßnahmen, sowie Start Ups den Neustart im Heimatland zu erleichtern. Die 

Sachleistung beträgt bei ERIN 3.000 EUR; in bar erhalten die Personen 500,- EUR; beim IOM- 

Projekt (RESTART II) besteht die Sachleistung aus 2.800,- EUR und der Barwert aus 500,- EUR. 

Je nach Bedarf stellt hier IOM auch Leistungen, wie Family Assessment, temporäre 

Unterkunft nach der Ankunft und die Weiterreise zum Zielort, zur Verfügung (sämtliche 

Informationen dazu können auch jederzeit aktuell auf www.voluntaryreturn.at in diversen 

Sprachen abgerufen werden). 

Bei einer zwangsweisen Außerlandesbringung stellt Österreich die sogenannte „Post Arrival 

Assistance" zur Verfügung. Die International Organization for Migration (IOM) führt dieses 

EU-finanzierte Unterstützungsprogramm im Auftrag der Europäischen Kommission 

(Directorate General for International Cooperation and Development) aus. Im Detail umfasst 

die Post-Arrival-Assistance die vorübergehende Unterkunftnahme, Hilfestellung beim 

weiteren Transport sowie ggf. medizinische und psychosoziale Betreuung. Der Fremde erhält 

im Rahmen des Kontaktgespräches im Zuge der Abschiebevorbereitung eine Information 

über die Möglichkeiten der „Post Arrival Assistance" und ein Informationsblatt mit den 
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Kontaktdaten von IOM in Kabul. IOM Afghanistan wird vom Bundesamt über die jeweiligen 

Ankünfte vorab informiert. Bei nicht vorhandenen Eigenmitteln erhält der zwangsweise 

Rückzuführende zusätzlich seitens des Bundesamtes 50,00 EUR als sogenanntes Zehrgeld zur 

Sicherung des Fortkommens in den ersten Tagen nach seiner Rückführung. Eine 

Betragserhöhung ist im Einzelfall möglich. Dem BF wäre es daher auch möglich die Rück- 

bzw. Weiterreise zu finanzieren. 

Es ist daher nicht von vornherein ausgeschlossen, dass es dem BF möglich sein wird eine 

Unterkunft und Arbeit zu finden und sich ernähren zu können. Dies aus folgenden 

Erwägungen:   

Bei dem BF handelt es sich um einem arbeitsfähigen jungen gesunden Mann, bei dem die 

Teilnahmemöglichkeit am Erwerbsleben vorausgesetzt werden kann. Es ist daher davon 

auszugehen, dass es dem BF in Afghanistan wieder möglich sein wird arbeitstätig zu sein. 

Selbst wenn es dem in Kandahar lebenden Schwager des BF nicht möglich sein sollte diesen 

zu unterstützen, ist aufgrund seiner Selbsterhaltungsfähigkeit nicht anzunehmen, dass er 

seine grundlegenden und notwendigen Lebensbedürfnisse wie Nahrung, Kleidung sowie 

Unterkunft nicht befriedigen können und in eine ausweglose bzw. existenzbedrohende 

Situation geraten wird. Dem BF war es auch schon vor seine Ausreise möglich in der 

Landwirtschaft und in einer Motorradwerkstätte tätig zu sein. Da der BF wie oben schon 

ausgeführt selbsterhaltungsfähig ist, ist selbst wenn eine Unterstützung durch seinen 

Schwager, der ein Lebensmittelgeschäft betreibt, nicht möglich ist, kein Grund ersichtlich, 

weshalb es dem BF nach etwaigen anfänglichen Schwierigkeiten bzw. einer 

Eingewöhnungsphase nicht möglich sein sollte, bei seiner Rückkehr nach Afghanistan, ein im 

Vergleich zu seinen Landsleuten „relativ normales“ Leben zu führen. Zudem gehört der BF 

keinem Personenkreis an, von dem anzunehmen ist, dass er sich in Bezug auf die individuelle 

Versorgungslage qualifiziert schutzbedürftiger darstellt als die übrige Bevölkerung, die 

ebenfalls für ihre Existenzsicherung aufkommen kann. Auch in sonstiger Hinsicht ist der BF 

nicht schlechter gestellt ist als seine Landsleute, daher ist nicht davon auszugehen, dass dem 

BF bei einer Rückkehr nach Afghanistan unbilligen Härten treffen werden.  

 

Zudem ist aufgrund der aktuellen und zeitlich begrenzten Situation festzuhalten, dass auch 

die Ausbreitung des Coronavirus einer Rückkehr nicht entgegensteht. So ist der 

Beschwerdeführer jung und gesund, insbesondere leidet oder litt er an keinen 

Atemwegserkrankungen oder anderen chronischen Krankheiten. Er gehört somit nicht zur 

Risikogruppe der alten oder chronisch kranken Personen. Auch die notorisch bekannten 

Zahlen der an COVID-19 Erkrankten in Afghanistan (s. insbes. WHO) zeigen aktuell kein für 
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eine Schutzgewährung hinreichend signifikantes Risiko für den Beschwerdeführer auf. Selbst 

bei einer Infektion ist nämlich aufgrund seines Alters und seiner gesundheitlichen Situation 

davon auszugehen, dass er diese relativ komplikationslos überstehen wird, zeigen doch die 

notorisch bekannten Statistiken, dass eine Infektion bei jungen, gesunden Personen in den 

weitaus meisten Fällen ohne schwere gesundheitliche Beeinträchtigungen überstanden wird 

beziehungsweise diese Gruppe selbst bei einer Infektion keine Symptome zeigt. Auch wenn 

einzelne dieser Personengruppe zwar auch schwer erkranken oder sogar versterben können, 

besteht nach den derzeit verfügbaren Informationen jedoch jedenfalls keine „reale“ Gefahr 

hierfür.  

Es wird weiter nicht verkannt, dass in Folge der Ausbreitung des COVID-19-Virus in 

Afghanistan eine weitere Anspannung der Versorgungslage eingetreten ist. Aus den 

Länderberichten ergibt sich jedoch nicht, dass eine Versorgung mit Nahrung und Wasser, in 

einem lebensnotwenigen Ausmaß, völlig ausgeschlossen ist. Der BF verfügt über eine 

mehrjährige Schulbildung und Berufserfahrung in der Landwirtschaft und einer 

Motorradwerkstatt. Im Ergebnis ist von einer Selbsterhaltungsfähigkeit des BF bei einer 

Rückkehr auszugehen. Der BF hat realistische Chancen, sich als Landwirt oder Hilfsarbeiter 

am Arbeitsmarkt in Kabul, Mazar-e Sharif oder Herat zu integrieren und dort eine Unterkunft 

zu finden. Die Möglichkeit der Inanspruchnahme von Rückkehrhilfe ist notorisch. Vor diesem 

Hintergrund ist davon auszugehen, dass der BF in der Lage sein wird, seine 

lebensnotwendigen Bedürfnisse bei einer Rückkehr nach Afghanistan zu befriedigen. 

Überdies unterscheidet sich die Lage des BF bei einer Rückkehr nach Afghanistan nicht von 

den in Afghanistan verbliebenen Staatsbürgern. 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, wonach zum Entscheidungszeitpunkt vor allem 

in Mazar-e Sharif auch unter Beachtung der pandemiebedingten Einschränkungen die 

Versorgungslage durch die Covid-19-Epidemie, ein die Existenzgrundlage der afghanischen 

Bevölkerung ausschließendes Niveau erreicht hat. 

3. Rechtliche Beurteilung: 

Gemäß § 6 BVwGG, BGBl. I 10/2013, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch 

Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate 

vorgesehen ist. Eine derartige Regelung wird in den einschlägigen Normen (VwGVG, BFA-VG, 

AsylG 2005) nicht getroffen und es liegt somit Einzelrichterzuständigkeit vor. 

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch 

das VwGVG, BGBl. I 33/2013 idF BGBl. I 82/2015, geregelt (§ 1 leg. cit.). Gemäß § 58 Abs. 2 
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VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 

dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft. 

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das 

Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit 

Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der 

Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes – AgrVG, 

BGBl. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 – DVG, BGBl. 29/1984, und 

im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen 

sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem 

Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt 

hätte (siehe insbesondere § 1 BFA-VG, BGBl. I 87/2012 idF BGBl. I 25/2016). 

Gemäß § 3 BFA-G, BGBl. I 87/2012 idF BGBl. I 70/2015, obliegt dem Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl die Vollziehung des BFA-VG (Z 1), die Vollziehung des Asylgesetzes 

2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100 (Z 2), die Vollziehung des 7., 8. und 11. Hauptstückes des 

Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), BGBl. I Nr. 100 (Z 3) und die Vollziehung des 

Grundversorgungsgesetzes – Bund 2005, BGBl. I Nr. 100 (Z 4).  

Gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 BFA-VG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht über Beschwerden 

gegen Bescheide des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl. 

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht 

zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu 

erledigen. 

Gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden gemäß Art. 130 

Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der maßgebliche Sachverhalt 

feststeht oder die Feststellung des maßgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht 

selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis 

verbunden ist. 

Zu A): 

1. Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides: 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf 

internationalen Schutz gestellt hat, soweit der Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder 

wegen Zuständigkeit eines anderen Staates zurückzuweisen ist, der Status des 
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Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung 

im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 

BGBl. 55/1955 (Genfer Flüchtlingskonvention, in der Folge GFK) droht (vgl. auch die 

Verfolgungsdefinition in § 2 Abs. 1 Z 11 AsylG 2005, die auf Art. 9 Statusrichtlinie [RL 

2011/95/EU] verweist.). Gemäß § 3 Abs. 3 AsylG 2005 ist der Asylantrag bezüglich der 

Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen, wenn dem Fremden eine 

innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005) offensteht oder wenn er einen 

Asylausschlussgrund (§ 6 AsylG 2005) gesetzt hat.  

Flüchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (in der Fassung des Art. 1 Abs. 2 des 

Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge BGBl. 78/1974) – deren Bestimmungen 

gemäß § 74 AsylG 2005 unberührt bleiben – ist, wer sich aus wohlbegründeter Furcht, aus 

Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 

Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes 

befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des 

Schutzes dieses Landes zu bedienen, oder wer staatenlos ist, sich außerhalb des Landes 

seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese 

Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren.  

Zentraler Aspekt des Flüchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegründete Furcht vor 

Verfolgung. Wohlbegründet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der 

speziellen Situation des Asylwerbers und unter Berücksichtigung der Verhältnisse im 

Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. z.B. VwGH 22.12.1999, 99/01/0334; 

25.01.2001, 2001/20/0011).  

Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation 

tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation 

(aus Konventionsgründen) fürchten würde (vgl. VwGH 09.03.1999, 98/01/0370). Unter 

Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende 

persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der 

Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des 

Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Die 

Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegründeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist 

Bezugspunkt der wohlbegründeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, 

wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte 

Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (VwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 

2001/20/0011). Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Gründe haben, 
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welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt (VwGH 09.09.1993, 93/01/0284; 23.11.2006, 

2005/20/0551); sie muss Ursache dafür sein, dass sich der Asylwerber außerhalb seines 

Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 28.03.1995, 

95/19/0041; 23.07.1999, 99/20/0208; 26.02.2002, 99/20/0509 mwN; 17.09.2003, 

2001/20/0177; 28.10.2009, 2006/01/0793) ist eine Verfolgungshandlung nicht nur dann 

relevant, wenn sie unmittelbar von staatlichen Organen (aus Gründen der GFK) gesetzt 

worden ist, sondern auch dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, 

Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen 

ausgehen, sofern diese Handlungen – würden sie von staatlichen Organen gesetzt – 

asylrelevant wären. Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann nur dann zur 

Asylgewährung führen, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden 

Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann (VwGH 22.03.2000, 

99/01/0256 mwN). 

Von mangelnder Schutzfähigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen werden, 

wenn der Staat nicht in der Lage ist, seine Bürger gegen jedwede Übergriffe Dritter präventiv 

zu schützen (VwGH 13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793; 19.11.2010, 

2007/19/0203). Für die Frage, ob eine ausreichend funktionierende Staatsgewalt besteht – 

unter dem Fehlen einer solchen ist nicht "zu verstehen, dass die mangelnde Schutzfähigkeit 

zur Voraussetzung hat, dass überhaupt keine Staatsgewalt besteht" (VwGH 22.03.2000, 

99/01/0256) –, kommt es darauf an, ob jemand, der von dritter Seite (aus den in der GFK 

genannten Gründen) verfolgt wird, trotz staatlichem Schutz einen – asylrelevante Intensität 

erreichenden – Nachteil aus dieser Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu 

erwarten hat (vgl. VwGH 22.03.2000, 99/01/0256 im Anschluss an Goodwin-Gill, The 

Refugee in International Law² [1996] 73; weiters VwGH 26.02.2002, 99/20/0509 mwN; 

20.09.2004, 2001/20/0430; 17.10.2006, 2006/20/0120; 13.11.2008, 2006/01/0191; 

28.10.2009, 2006/01/0793; 19.11.2010, 2007/19/0203).  

Für einen Verfolgten macht es nämlich keinen Unterschied, ob er aufgrund staatlicher 

Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu erwarten hat oder ob ihm 

dieser Nachteil mit derselben Wahrscheinlichkeit aufgrund einer Verfolgung droht, die von 

anderen ausgeht und die vom Staat nicht ausreichend verhindert werden kann. In diesem 

Sinne ist die oben verwendete Formulierung zu verstehen, dass der Herkunftsstaat "nicht 

gewillt oder nicht in der Lage" sei, Schutz zu gewähren (VwGH 26.02.2002, 99/20/0509). In 

beiden Fällen ist es dem Verfolgten nicht möglich bzw. im Hinblick auf seine wohlbegründete 
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Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines Heimatlandes zu bedienen (vgl. VwGH 

22.03.2000, 99/01/0256; 13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793; 

19.11.2010, 2007/19/0203). 

Wenn Asylsuchende in bestimmten Landesteilen vor Verfolgung sicher sind und ihnen 

insoweit auch zumutbar ist, den Schutz ihres Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen, 

bedürfen sie nicht des Schutzes durch Asyl (vgl. zB VwGH 24.03.1999, 98/01/0352 mwN; 

15.03.2001, 99/20/0036). Damit ist nicht das Erfordernis einer landesweiten Verfolgung 

gemeint, sondern vielmehr, dass sich die asylrelevante Verfolgungsgefahr für den 

Betroffenen – mangels zumutbarer Ausweichmöglichkeit innerhalb des Herkunftsstaates – 

im gesamten Herkunftsstaat auswirken muss (VwSlg. 16.482 A/2004). Das 

Zumutbarkeitskalkül, das dem Konzept einer "internen Flucht- oder Schutzalternative" 

(VwSlg. 16.482 A/2004) innewohnt, setzt daher voraus, dass der Asylwerber dort nicht in 

eine ausweglose Lage gerät, zumal da auch wirtschaftliche Benachteiligungen dann 

asylrelevant sein können, wenn sie jede Existenzgrundlage entziehen (VwGH 08.09.1999, 

98/01/0614, 29.03.2001, 2000/20/0539; 17.03.2009, 2007/19/0459). 

Auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes 

ergibt sich, dass die behauptete Furcht des BF, in seinem Herkunftsstaat mit maßgeblicher 

Wahrscheinlichkeit aus den in der GFK genannten Gründen verfolgt zu werden, nicht 

begründet ist: 

Ein in seiner Intensität asylrelevanter Eingriff in die vom Staat zu schützende Sphäre des 

Einzelnen führt dann zur Flüchtlingseigenschaft, wenn er an einem in Art. 1 Abschnitt A Z 2 

der GFK festgelegten Grund, nämlich die Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer 

bestimmten sozialen Gruppe oder politische Gesinnung anknüpft. 

Wie bereits im Rahmen der Beweiswürdigung angemerkt, hat der BF kein glaubhaftes 

Fluchtvorbringen erstattet. Der BF konnte nicht glaubhaft darlegen, dass ihm eine 

weiträumige Verfolgung durch die Taliban oder seinen Onkel väterlicherseits droht.  

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ist für das Vorliegen einer 

Gruppenverfolgung zwar nicht entscheidend, dass sich die Verfolgung gezielt gegen 

Angehörige nur einer bestimmten Gruppe und nicht auch gezielt gegen andere Gruppen 

richtet (vgl. VwGH 17.12.2015, Ra 2015/20/0048), jedoch ist für das 

Bundesverwaltungsgericht aus folgenden Gründen nicht ersichtlich, dass der BF als 

Angehöriger der Volksgruppe der Hazara im Falle einer Rückkehr nach Afghanistan mit 
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maßgeblicher Wahrscheinlichkeit befürchten müsste, alleine wegen seiner Zugehörigkeit zu 

dieser Gruppe einer Verfolgung iSd GFK ausgesetzt zu sein: 

Im Ergebnis ist es dem BF insgesamt nicht gelungen, eine konkret und gezielt gegen seine 

Person gerichtete aktuelle Verfolgung maßgeblicher Intensität, welche ihre Ursache in einem 

der in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründe hätte, glaubhaft zu machen.  

Auch aus der allgemeinen Lage in Afghanistan lässt sich für den BF eine Zuerkennung des 

Status des Asylberechtigten nicht herleiten: Eine allgemeine desolate wirtschaftliche und 

soziale Situation stellt nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes keinen 

hinreichenden Grund für eine Asylgewährung dar (vgl. etwa VwGH vom 17.06.1993, 

92/01/1081; 14.03.1995, 94/20/0798). Wirtschaftliche Benachteiligungen können nur dann 

asylrelevant sein, wenn sie jegliche Existenzgrundlage entziehen (vgl. etwa VwGH 

09.05.1996, 95/20/0161; 30.04.1997, 95/01/0529; 08.09.1999, 98/01/0614). Aber selbst für 

den Fall des Entzugs der Existenzgrundlage ist eine Asylrelevanz nur dann anzunehmen, 

wenn dieser Entzug mit einem in der GFK genannten Anknüpfungspunkt – nämlich der 

Rasse, der Religion, der Nationalität, der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 

oder der politischen Gesinnung – zusammenhängt, was im vorliegenden Fall zu verneinen ist 

(dies gilt gleichermaßen für die vom BF angedeuteten Gefahren, die sich aus der allgemeinen 

Sicherheitslage in Afghanistan ergeben). 

Daher war die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides gemäß § 3 

Abs. 1 AsylG 2005 als unbegründet abzuweisen. 

2. Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides: 

Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 ist der Status des subsidiär Schutzberechtigten einem Fremden 

zuzuerkennen, 

1. der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in 

Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder 

2. dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist, 

wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen 

Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der 

Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine 

ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im 

Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 
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Nach § 8 Abs. 2 AsylG 2005 ist die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des 

subsidiär Schutzberechtigten nach Abs. 1 leg.cit. mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 

leg.cit. oder der Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach § 7 leg.cit. zu verbinden. 

Gemäß § 8 Abs. 3 AsylG 2005 sind Anträge auf internationalen Schutz bezüglich der 

Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine 

innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 leg.cit.) offen steht. 

Ist ein Antrag auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär 

Schutzberechtigten nicht schon mangels einer Voraussetzung gemäß Abs. 1 oder aus den 

Gründen des Abs. 3 oder 6 abzuweisen, so hat gemäß § 8 Abs. 3a AsylG 2005 eine 

Abweisung auch dann zu erfolgen, wenn ein Aberkennungsgrund gemäß § 9 Abs. 2 AsylG 

2005 vorliegt. Diesfalls ist die Abweisung mit der Feststellung zu verbinden, dass eine 

Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat 

unzulässig ist, da dies eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder 

der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson 

eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt 

im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 

Dies gilt sinngemäß auch für die Feststellung, dass der Status des subsidiär 

Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat somit vorerst zu klären, ob im Falle der Rückführung des 

Fremden in seinen Herkunftsstaat Art. 2 EMRK (Recht auf Leben), Art. 3 EMRK (Verbot der 

Folter), das Protokoll Nr. 6 zur EMRK über die Abschaffung der Todesstrafe oder das 

Protokoll Nr. 13 zur EMRK über die vollständige Abschaffung der Todesstrafe verletzt 

werden würde. Der Verwaltungsgerichtshof hat in ständiger, noch zum Refoulementschutz 

nach der vorigen Rechtslage ergangenen, aber weiterhin gültigen Rechtsprechung erkannt, 

dass der Antragsteller das Bestehen einer solchen Bedrohung glaubhaft zu machen hat, 

wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden 

betreffende, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerte Angaben darzutun ist 

(VwGH 23.02.1995, Zahl 95/18/0049; 05.04.1995, Zahl 95/18/0530; 04.04.1997, Zahl 

95/18/1127; 26.06.1997, Zahl 95/18/1291; 02.08.2000, Zahl 98/21/0461). Diese 

Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstände, die in der 

Sphäre des Asylwerbers gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behörde nicht von Amts 

wegen verschaffen kann (VwGH 30.09.1993, Zahl 93/18/0214; VwGH 27.05.2019, Ra 

2019/14/0153, Rz 105) 
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Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfähigkeit des Staates entsprechen 

jenen, wie sie bei der Frage des Asyls bestehen (VwGH 08.06.2000, Zahl 2000/20/0141). 

Ereignisse, die bereits längere Zeit zurückliegen, sind daher nicht geeignet, die Feststellung 

nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere Umstände hinzutreten, die 

ihnen einen aktuellen Stellenwert geben (vgl. VwGH 14.10.1998, Zahl 98/01/0122; 

25.01.2001, Zahl 2001/20/0011). 

Unter „realer Gefahr“ ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegründete 

Gefahr möglicher Konsequenzen für den Betroffenen („a sufficiently real risk“) im Zielstaat 

zu verstehen (VwGH 19.02.2004, Zahl 99/20/0573; auch ErläutRV 952 BlgNR 22. GP zu § 8 

AsylG 2005). Die reale Gefahr muss sich auf das gesamte Staatsgebiet beziehen und die 

drohende Maßnahme muss von einer bestimmten Intensität sein und ein Mindestmaß an 

Schwere erreichen, um in den Anwendungsbereich des Art. 3 EMRK zu gelangen (zB VwGH 

26.06.1997, Zahl 95/21/0294; 25.01.2001, Zahl 2000/20/0438; 30.05.2001, Zahl 

97/21/0560). 

Es bedarf einer ganzheitlichen Bewertung der möglichen Gefahren, die sich auf die 

persönliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im 

Zielstaat zu beziehen hat. Die Außerlandesschaffung eines Fremden in den Herkunftsstaat 

kann auch dann eine Verletzung von Art. 3 EMRK bedeuten, wenn der Betroffene dort keine 

Lebensgrundlage vorfindet, also die Grundbedürfnisse der menschlichen Existenz (bezogen 

auf den Einzelfall) nicht gedeckt werden können. Eine solche Situation ist nur unter 

exzeptionellen Umständen anzunehmen. Die bloße Möglichkeit einer durch die 

Lebensumstände bedingten Verletzung des Art. 3 EMRK ist nicht ausreichend. Vielmehr ist es 

zur Begründung einer drohenden Verletzung von Art. 3 EMRK notwendig, detailliert und 

konkret darzulegen, warum solche exzeptionellen Umstände vorliegen (vgl. VwGH 

25.05.2016, Ra 2016/19/0036, mwN; 08.09.2016, Ra 2016/20/006; VwGH 25.04.2017, Ra 

2017/01/0016; ; BVwG 13.02.2017, Zahl W238 2125691-1/17E, die Behandlung der 

diesbezüglichen Beschwerde wurde mit Beschluss des VfGH vom 28.09.2017 zur Zahl 

E974/2017-12 abgelehnt).  

Herrscht im Herkunftsstaat eines Asylwerbers eine prekäre allgemeine Sicherheitslage, in 

der die Bevölkerung durch Akte willkürlicher Gewalt betroffen ist, so liegen stichhaltige 

Gründe für die Annahme eines realen Risikos bzw. für die ernsthafte Bedrohung von Leben 

oder Unversehrtheit eines Asylwerbers bei Rückführung in diesen Staat dann vor, wenn 

diese Gewalt ein solches Ausmaß erreicht hat, dass es nicht bloß möglich, sondern geradezu 

wahrscheinlich erscheint, dass auch der betreffende Asylwerber tatsächlich Opfer eines 
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solchen Gewaltaktes sein wird. Davon kann in einer Situation allgemeiner Gewalt nur in sehr 

extremen Fällen ausgegangen werden, wenn schon die bloße Anwesenheit einer Person in 

der betroffenen Region Derartiges erwarten lässt. Davon abgesehen können nur besondere 

in der persönlichen Situation der oder des Betroffenen begründete Umstände 

(Gefährdungsmomente) dazu führen, dass gerade bei ihr oder ihm ein - im Vergleich zur 

Bevölkerung des Herkunftsstaats im Allgemeinen - höheres Risiko besteht, einer dem Art. 2 

oder 3 EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt zu sein bzw. eine ernsthafte 

Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit befürchten zu müssen (vgl. jüngst das hg. 

Erkenntnis vom 21. Februar 2017, Ra 2016/18/0137, mit Hinweisen auf die hg. 

Rechtsprechung sowie die Rechtsprechung des EGMR und EuGH; BVwG 13.02.2017, Zahl 

W238 2125691-1/17E, die Behandlung der diesbezüglichen Beschwerde wurde mit Beschluss 

des VfGH vom 28.09.2017 zur Zahl E974/2017-12 abgelehnt). 

In diesem Zusammenhang ist auf die ständige Judikatur des EGMR hinzuweisen, wonach es - 

abgesehen von Abschiebungen in Staaten, in denen die allgemeine Situation so 

schwerwiegend ist, dass die Rückführung eines abgelehnten Asylwerbers dorthin eine 

Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen würde - grundsätzlich der abschiebungsgefährdeten 

Person obliegt, mit geeigneten Beweisen gewichtige Gründe für die Annahme eines Risikos 

nachzuweisen, dass ihr im Falle der Durchführung einer Rückführungsmaßnahme eine dem 

Art. 3 EMRK widersprechende Behandlung drohen würde (vgl. VwGH 23.02.2016, Ra 

2015/01/0134, mit Verweis auf das Urteil des EGMR vom 05.09.2013, I gegen Schweden, Nr. 

61 204/09; s. dazu zuletzt auch VwGH 18.03.2016, Ra 2015/01/0255). Diese 

Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstände, die in der 

Sphäre des Asylwerbers gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behörde nicht von Amts 

wegen verschaffen kann (VwGH 30.09.1993, 93/18/0214; siehe BVwG 13.02.2017, Zahl 

W238 2125691-1/17E, die Behandlung der diesbezüglichen Beschwerde wurde mit Beschluss 

des VfGH vom 28.09.2017 zur Zahl E974/2017-12 abgelehnt).  

In dem bereits zitierten Beschluss Ra 2015/01/0134 hat der Verwaltungsgerichtshof auch auf 

die Rechtsprechung des EGMR in jüngst ergangenen Urteilen hingewiesen, wonach die 

allgemeine Situation in Afghanistan nicht so gelagert sei, dass die Ausweisung dorthin 

automatisch gegen Art. 3 EMRK verstoßen würde. 

Für die zur Prüfung der Notwendigkeit subsidiären Schutzes erforderliche Gefahrenprognose 

ist bei einem nicht landesweiten bewaffneten Konflikt auf den tatsächlichen Zielort des BF 

bei einer Rückkehr abzustellen. Kommt die Herkunftsregion des BF als Zielort wegen der ihm 

dort drohenden Gefahr nicht in Betracht, kann er nur unter Berücksichtigung der dortigen 
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allgemeinen Gegebenheiten und seiner persönlichen Umstände auf eine andere Region des 

Landes verwiesen werden (VfGH 12.03.2013; U1674/12; 12.06.2013, U2087/2012; 

13.09.2013, U370/2012).  

Selbst wenn einem Antragsteller in seiner Herkunftsregion eine Art. 3 EMRK-widrige 

Situation drohen sollte, ist seine Rückführung dennoch möglich, wenn ihm in einem anderen 

Landesteil seines Herkunftsstaates eine innerstaatliche Fluchtalternative zur Verfügung steht 

(§ 11 AsylG 2005). Ihre Inanspruchnahme muss dem Fremden - im Sinne eines zusätzlichen 

Kriteriums - zumutbar sein (Prüfung der konkreten Lebensumstände am Zielort); für die 

Frage der Zumutbarkeit (im engeren Sinn) muss daher ein geringerer Maßstab als für die 

Zuerkennung subsidiären Schutzes als maßgeblich angesehen werden (vgl. 

Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, 2016, § 11 AsylG 2005, 

K15). Dass das mögliche Vorliegen einer innerstaatlichen Fluchtalternative auch bei der 

Prüfung des subsidiären Schutzes zu berücksichtigen ist, ergibt sich aus dem Wortlaut des § 

11 Abs. 1 AsylG 2005, wonach sich die innerstaatliche Fluchtalternative, die als ein Kriterium 

u.a. die Zumutbarkeit des Aufenthalts in einem bestimmten Teil des Staatsgebietes vorsieht, 

auf den "Antrag auf internationalen Schutz" und somit auch auf jenen auf Zuerkennung des 

Status subsidiär Schutzberechtigten bezieht (vgl. hierzu auch VwGH 23.02.2016, Ra 

2015/20/0233). 

Nach § 11 Abs. 1 AsylG 2005 ist der Antrag auf internationalen Schutz von Asylwerbern, 

denen in einem Teil ihres Herkunftsstaates vom Staat oder sonstigen Akteuren, die den 

Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz 

gewährleistet werden kann, und denen der Aufenthalt in diesem Teil des Staatsgebietes 

zugemutet werden kann, abzuweisen (Innerstaatliche Fluchtalternative). Schutz ist 

gewährleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates keine wohlbegründete 

Furcht nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK vorliegen kann und die Voraussetzungen zur 

Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten (§ 8 Abs. 1 AsylG 2005) in Bezug 

auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht gegeben sind. 

Nach allgemeiner Auffassung soll die Frage der Zumutbarkeit danach beurteilt werden, ob 

der in einem Teil seines Herkunftslandes verfolgte oder von ernsthaften Schäden (iSd Art. 15 

Statusrichtlinie) bedrohte Asylwerber in einem anderen Teil des Herkunftsstaates ein „relativ 

normales Leben“ ohne unangemessene Härte führen kann (vgl. etwa UNHCR Richtlinien Nr. 

4., Rz 22 ff; Marx, Handbuch zur Qualifikationsrichtlinie [2009], 226 ff). Dabei ist auf die 

allgemeinen Gegebenheiten des Herkunftsstaates und auf die persönlichen Umstände der 

Asylwerbers zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Antrag abzustellen (§ 11 Abs. 2 AsylG 
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2005; vgl. auch die im Wesentlichen gleichlautenden Vorgaben des Art. 8 Abs. 2 

Statusrichtlinie). 

Der Verwaltungsgerichtshof verlangt in seiner Judikatur eine konkrete Auseinandersetzung 

mit den den Asylwerber konkret und individuell betreffenden Umständen, die er bei 

Annahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative zu gewärtigen hätte (VwGH 23.02.2016, 

Ra 2015/20/0233). Die Annahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative erfordert im 

Hinblick auf das ihr u.a. innewohnende Zumutbarkeitskalkül somit insbesondere nähere 

Feststellungen über die zu erwartende konkrete Lage des Asylwerbers in dem in Frage 

kommenden Gebiet (VwGH 29.04.2015, Ra 2014/20/0151; 08.09.2016, Ra 2016/20/0063 

siehe BVwG 13.02.2017, Zahl W238 2125691-1/17E, die Behandlung der diesbezüglichen 

Beschwerde wurde mit Beschluss des VfGH vom 28.09.2017 zur Zahl E974/2017-12 

abgelehnt). 

Im Übrigen hat der Verwaltungsgerichtshof in seiner jüngeren Rechtsprechung bereits 

erkannt, dass eine schwierige Lebenssituation (bei der Arbeitsplatz- und Wohnraumsuche 

sowie in wirtschaftlicher Hinsicht), die ein Asylwerber bei Rückführung in das als 

innerstaatliche Fluchtalternative geprüfte Gebiet vorfinden würde, für sich betrachtet nicht 

ausreicht, um eine innerstaatliche Fluchtalternative zu verneinen. Mit Bezug auf die 

Verhältnisse in Afghanistan wurde ausgeführt, es könne zutreffen, dass ein alleinstehender 

Rückkehrer ohne familiären Rückhalt und ohne finanzielle Unterstützung in der afghanischen 

Hauptstadt Kabul (anfangs) mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten konfrontiert sei. Soweit es 

sich aber um einen jungen und gesunden Mann, der über Schulbildung und Berufserfahrung 

verfüge, handle, sei - auf der Grundlage der allgemeinen Länderfeststellungen zur Lage im 

Herkunftsstaat - nicht zu erkennen, dass eine Neuansiedlung in Kabul nicht zugemutet 

werden könne. Dies stehe auch im Einklang mit der Einschätzung der UNHCR-Richtlinien zur 

Feststellung des Internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender vom 19. April 

2016, denen zufolge es alleinstehenden, leistungsfähigen Männern im berufsfähigen Alter 

ohne spezifische Vulnerabilität möglich sei, auch ohne Unterstützung durch die Familie in 

urbaner Umgebung zu leben (vgl. VwGH 8.8.2017, Ra 2017/19/0118). 

Der EGMR geht gestützt auf die Afghanistan-Richtlinien des UNHCR davon aus, dass die 

Übersiedlung in einen anderen Teil Afghanistans zumutbar ist, wenn Schutz durch die eigene 

Großfamilie, Gemeinschaft oder den Stamm am Zielort verfügbar ist; alleinstehenden 

Männern und Kleinfamilien ist es unter bestimmten Umständen auch möglich, ohne 

Unterstützung durch Familie und Gemeinschaft in städtischen oder halbstädtischen 

Gebieten mit existenter Infrastruktur und unter effektiver staatlicher Kontrolle zu überleben. 
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Wegen des Zusammenbruchs des traditionellen sozialen Zusammenhalts in Afghanistan, der 

durch jahrzehntelange Kriege, massive Flüchtlingsströme und Landflucht verursacht worden 

ist, ist aber eine Prüfung jedes einzelnen Falles notwendig (VfGH 13.09.2013, U 370/2012 

mit Verweis auf EGMR, 13.10.2011, Fall Husseini, App. 10.611/09, Z 96; 09.04.2013, Fall H. 

und B., Appl. 70.073/10 und 44.539/11, Z 45 und 114). 

Auch der Verfassungsgerichtshof hat in einem jüngst ergangenen Erkenntnis vom 12. 

Dezember 2017, E 2068/2017, ausgesprochen, dass einem gesunden Asylwerber im 

erwerbsfähigen Alter, der eine der Landessprachen Afghanistans beherrsche, mit den 

kulturellen Gepflogenheiten seines Herkunftsstaates vertraut sei und die Möglichkeit habe, 

sich durch Gelegenheitstätigkeiten eine Existenzgrundlage zu sichern, die Inanspruchnahme 

einer innerstaatlichen Fluchtalternative in Kabul zugemutet werden könne, und zwar selbst 

dann, wenn er - wie im entschiedenen Fall -nicht in Afghanistan geboren worden sei, dort 

nie gelebt und keine Angehörigen in Afghanistan habe, sondern im Iran aufgewachsen und 

dort in die Schule gegangen sei (VwGH 27.05.2019, Ra 2019/14/0153, Rz 124) 

Dem ist lediglich hinzuzufügen, dass bei dieser Sichtweise dem Kriterium der „Zumutbarkeit“ 

neben jenem der Gewährleistung von Schutz vor Verhältnissen, die Art. 3 EMRK 

widersprechen, durchaus Raum gelassen wird. Um von einer zumutbaren innerstaatlichen 

Fluchtalternative sprechen zu können, reicht es nicht aus, dem Asylwerber entgegen zu 

halten, dass er in diesem Gebiet keine Folter oder unmenschliche oder erniedrigende 

Behandlung zu erwarten hat. Es muss ihm vielmehr - im Sinne des bisher Gesagten -möglich 

sein, im Gebiet der innerstaatlichen Fluchtalternative nach allfälligen anfänglichen 

Schwierigkeiten Fuß zu fassen und dort ein Leben ohne unbillige Härten zu führen, wie es 

auch andere Landsleute führen können. Ob dies der Fall ist, erfordert eine Beurteilung der 

allgemeinen Gegebenheiten im Herkunftsstaat und der persönlichen Umstände des 

Asylwerbers. Es handelt sich letztlich um eine Entscheidung im Einzelfall, die auf der 

Grundlageausreichender Feststellungen über die zu erwartende Lage des Asylwerbers indem 

in Frage kommenden Gebiet sowie dessen sichere und legale Erreichbarkeit getroffen 

werden muss (vgl. dazu nochmals VwGH 8.8.2017, Ra 2017/19/0118, mwN, VwGH 

23.01.2018, Ra 2018/18/0001; VwGH 27.05.2019, Ra 2019/14/0153, Rz 122). 

Auch der Verwaltungsgerichtshof verlangt in seiner Judikatur eine konkrete 

Auseinandersetzung mit den den Beschwerdeführer konkret und individuell betreffenden 

Umständen, die er bei Annahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative in Kabul zu 

gewärtigen hätte (VwGH 23.02.2016, Ra 2015/20/0233). Vor diesem Hintergrund ging der 

Verwaltungsgerichtshof jüngst mitunter auch davon aus, dass betreffend die 
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Beschwerdeführer in den konkreten Verfahren - auf Basis der darin getroffenen 

Feststellungen - keine Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme einer innerstaatlichen 

Fluchtalternative in Kabul dargetan worden sei (vgl. VwGH 08.09.2016, Ra 2016/20/0063). 

Die Annahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative erfordert nämlich im Hinblick auf das 

ihr u.a. innewohnende Zumutbarkeitskalkül insbesondere nähere Feststellungen über die zu 

erwartende konkrete Lage des Asylwerbers in dem in Frage kommenden Gebiet (VwGH 

29.04.2015, Ra 2014/20/0151; 08.09.2016, Ra 2016/20/0063). 

Wie der Verwaltungsgerichtshof in seinem Beschluss vom 23.02.2016, Ra 2015/01/0134, 

ausgeführt hat, reicht es für die Zuerkennung des Status eines subsidiär Schutzberechtigten 

in Bezug auf Afghanistan nicht aus, bloß auf die allgemeine schlechte Sicherheits- und 

Versorgungslage zu verweisen. Hinsichtlich der Sicherheitslage geht der 

Verwaltungsgerichtshof von einer kleinräumigen Betrachtungsweise aus, wobei er trotz der 

weiterhin als instabil bezeichneten Sicherheitslage eine Rückkehr nach Afghanistan, 

insbesondere nach Kabul, im Hinblick auf die regional und sogar innerhalb der Provinzen von 

Distrikt zu Distrikt unterschiedliche Sicherheitslage als nicht grundsätzlich ausgeschlossen 

betrachtet (VwGH 23.02.2016, Ra 2015/01/0134; 25.05.2016, Ra 2016/19/0036, siehe BVwG 

13.02.2017, Zahl W238 2125691-1/17E, die Behandlung der diesbezüglichen Beschwerde 

wurde mit Beschluss des VfGH vom 28.09.2017 zur Zahl E974/2017-12 abgelehnt). 

Mit dem Aufzeigen der bloßen Möglichkeit einer schwierigen Lebenssituation bei der 

Arbeitsplatz- und Wohnraumsuche sowie in wirtschaftlicher Hinsicht im Fall einer 

Rückführung in den Herkunftsstaat wird die reale Gefahr existenzbedrohender Verhältnisse 

und somit einer Verletzung des Art. 3 EMRK im Sinne der obigen Rechtsgrundsätze damit in 

Bezug auf Kabul, Mazar-e Sharif und Herat nicht dargetan. Auch das Faktum, dass der 

Asylwerber über keinen guten Kenntnisse der örtlichen und infrastrukturellen 

Gegebenheiten in Kabul verfügt, reicht für sich betrachtet für die Annahme der 

Unzumutbarkeit einer innerstaatlichen Fluchtalternative nicht aus (vgl. VwGH vom 

08.09.2016, Ra 2016/20/0063; BVwG 13.02.2017, Zahl W238 2125691-1/17E, die 

Behandlung der diesbezüglichen Beschwerde wurde mit Beschluss des VfGH vom 28.09.2017 

zur Zahl E974/2017-12 abgelehnt; VwGH 27.05.2019, Ra 2019/14/0153, Rz 123). 

Aufgrund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhalts 

ergibt sich, dass die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status eines subsidiär 

Schutzberechtigten gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 gegenständlich nicht gegeben sind: 

 



- 68 - 

Aus den herangezogenen herkunftsstaatsbezogenen Erkenntnisquellen ergibt sich zunächst, 

dass die aktuelle Situation in Afghanistan unverändert weder sicher noch stabil ist, doch 

variiert dabei die Sicherheitslage regional von Provinz zu Provinz und innerhalb der 

Provinzen von Distrikt zu Distrikt. 

 

Den Länderberichten zufolge wurde die Provinz Laghman sowohl im Oktober 2018 als auch 

Jänner 2019 als eine der relativ ruhigen Provinzen Afghanistans beschrieben. Dennoch 

finden bewaffnete Zusammenstöße zwischen den Taliban und Regierungskräfte statt. Falls 

es dem BF nicht möglich sein sollte Laghman sicher zu erreichen, kann der BF auch auf eine 

andere Region des Landes – nämlich Kabul, Herat oder Mazar-e Sharif verwiesen werden: 

 

Wie zu zeigen sein wird, ist dem BF die Inanspruchnahme der innerstaatlichen 

Fluchtalternative in Kabul, Herat und Mazar-e Sharif sowohl unter dem Aspekt der Sicherheit 

als auch unter Berücksichtigung seiner persönlichen Umstände zumutbar. 

 

Die Städte Kabul und Herat sind vergleichsweise sichere und über den jeweiligen Flughafen 

gut erreichbare Städte. Die Taliban konnten die beiden Städte nicht einnehmen, da sie von 

den Sicherheitskräften sehr gut bewacht sind. In Kabul und Herat ist nach den vorliegenden 

Länderberichten die allgemeine Lage als vergleichsweise sicher und stabil zu bezeichnen, 

auch wenn es dort zu vereinzelten Anschlägen kommt. Innerhalb Kabuls und Herats 

existieren demnach in verschiedenen Vierteln unterschiedliche Sicherheitslagen. Insgesamt 

ist die Sicherheitslage in der Stadt Kaul und der Stadt Herat als ausreichend sicher zu 

bewerten. 

 

Die Stadt Mazar-e-Sharif gilt als eine Art "Vorzeigeprojekt" Afghanistans. Balkh ist die 

sicherste Provinz in Nordafghanistan. Der Beschwerdeführer könnte Mazar-e-Sharif von 

Kabul aus sicher erreichen. Balkh ist, in Bezug auf Angriffe der Taliban, zentralasiatischer 

Aufständischer oder IS-Kämpfer die sicherste Provinz in Nordafghanistan. 

 

In einer Gesamtbetrachtung sind Kabul, Mazar-e Sharif und Herat für Normalbürger, die 

nicht mit Ausländern zusammenarbeiten, noch relativ sichere und über den jeweiligen 

Flughafen gut erreichbare Städte.  

Bei dieser Beurteilung verkennt das erkennende Gericht nicht, dass UNHCR nach seiner 

aktuellen Richtlinie eine innerstaatliche Schutzalternative in Kabul „generell" ausschließt. 

Der Einschätzung und Schlussfolgerung kommt zweifelsohne bei der Beurteilung der 
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Situation vor Ort Gewicht zu, insofern wird der Richtlinie besondere Beachtung geschenkt. 

Das erkennende Gericht geht insoweit mit der Schlussfolgerung der UNHCR-Richtlinie 

konform, als es die Sicherheitslage und die sozio-ökonomische Situation in Kabul als stark 

angespannt sieht. Die gleiche Schlussfolgerung ergibt sich auch aus dem oben 

angesprochenen EASO- Leitfaden und dem ACCORD-Bericht. 

Dass es sich sowohl bei der Frage, ob im Fall einer Rückkehr nach Afghanistan in Kabul die 

reale Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK besteht, als auch bei der Frage der 

Zumutbarkeit einer in Betracht kommenden innerstaatlichen Fluchtalternative jeweils um 

eine rechtliche Beurteilung handelt, welche freilich in den Feststellungen Deckung finden 

muss, hat der Verwaltungsgerichtshof bereits klargestellt (vgl. etwa VwGH 27.06.2017, Ra 

2016/18/0277; 21.03.2018, Ra 2017/18/0372; 02.08.2018, Ra 2017/19/0229). Diese 

rechtliche Beurteilung kann durch die Richtlinien des UNHCR (ebensowenig wie durch die 

EASO- Leitfäden, die zu einem anderen Schluss kommen als UNHCR) nicht 

vorweggenommen werden. 

Auf Basis der bereits dargestellten Judikatur des EGMR, des Verfassungsgerichtshofs und des 

Verwaltungsgerichtshofs führt aufgrund des festgestellten Sachverhalts die Prüfung der 

maßgeblichen Kriterien daher entgegen der allgemeinen Einschätzung des UNHCR (und 

gleichzeitig in Übereinstimmung mit dem EASO-Leitfaden) im konkreten Fall zu dem 

Ergebnis, dass dem Beschwerdeführer bei Inanspruchnahme der innerstaatliche 

Fluchtalternative in Kabul keine Verletzung seiner durch Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der 

durch die Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention geschützten Rechte droht und für ihn 

als Zivilperson keine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge 

willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit 

sich bringen würde. 

Bei Vorliegen dieser Faktoren befand, wie bereits dargestellt, auch der VwGH in einem 

aktuellen Erkenntnis, dass darin keine Unzumutbarkeit einer Neuansiedlung in Kabul 

begründet liegt, sondern jene von UNHCR geforderten „bestimmten Umstände", nach denen 

es alleinstehenden, leistungsfähigen Männern im berufsfähigen Alter ohne spezifische 

Vulnerabilität möglich sei, auch ohne Unterstützung durch die Familie in urbaner Umgebung 

zu leben, vorliegen (VwGH 08.08.2017, Zl. Ra 2017/19/0118). 

Insbesondere mit Blick auf die oben dargestellten Erkenntnisse des VwGH vom Zl. Ra 

2017/19/0205 und 06.11.2018, Ra 2018/01/0106-12, und des VfGH vom 12.12.2017, E 

2068/2017-17 und jüngst vom VwGH 17.7.2019, Ra 2019/14/0160 ergeben sich im 
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gegenständlichen Fall keine Faktoren, die eine von den dortigen Erwägungen abweichende 

Beurteilung zuließen. 

Der Beschwerdeführer hat im gesamten Verfahren insbesondere nicht dargelegt, dass er 

aufgrund seiner in seiner persönlichen Situation innewohnenden Umstände, spezifisch von 

willkürlicher Gewalt betroffen ist.  

 

Der VwGH hat wiederholt ausgesprochen, dass die Beurteilung der Zumutbarkeit der 

innerstaatlichen Fluchtalternative eine Rechtsfrage darstellt. Im Übrigen hat der 

Verwaltungsgerichtshof in seiner jüngeren Rechtsprechung bereits erkannt, dass eine 

schwierige Lebenssituation (bei der Arbeitsplatz- und Wohnraumsuche sowie in 

wirtschaftlicher Hinsicht), die ein Asylwerber bei Rückführung in das als innerstaatliche 

Fluchtalternative geprüfte Gebiet vorfinden würde, für sich betrachtet nicht ausreicht, um 

eine innerstaatliche Fluchtalternative zu verneinen. Mit Bezug auf die Verhältnisse in 

Afghanistan wurde ausgeführt, es könne zutreffen, dass ein alleinstehender Rückkehrer 

ohne familiären Rückhalt und ohne finanzielle Unterstützung in der afghanischen Hauptstadt 

Kabul (anfangs) mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten konfrontiert sei. Soweit es sich aber um 

einen jungen und gesunden Mann, der über Schulbildung und Berufserfahrung verfüge, 

handle, sei - auf der Grundlage der allgemeinen Länderfeststellungen zur Lage im 

Herkunftsstaat - nicht zu erkennen, dass eine Neuansiedlung in Kabul nicht zugemutet 

werden könne.  

 

Auch der Verfassungsgerichtshof hat in einem jüngst ergangenen Erkenntnis vom 12. 

Dezember 2017, E 2068/2017, ausgesprochen, dass einem gesunden Asylwerber im 

erwerbsfähigen Alter, der eine der Landessprachen Afghanistans beherrsche, mit den 

kulturellen Gepflogenheiten seines Herkunftsstaates vertraut sei und die Möglichkeit habe, 

sich durch Gelegenheitstätigkeiten eine Existenzgrundlage zu sichern, die Inanspruchnahme 

einer innerstaatlichen Fluchtalternative in Kabul zugemutet werden könne, und zwar selbst 

dann, wenn er - wie im entschiedenen Fall - nicht in Afghanistan geboren worden sei, dort 

nie gelebt und keine Angehörigen in Afghanistan habe, sondern im Iran aufgewachsen und 

dort in die Schule gegangen sei. (siehe auch jüngst VwGH 17.7.2019, Ra 2019/14/0160) 

 

Hinsichtlich der in Afghanistan vorherrschenden Versorgungslage und der allgemeinen 

Lebensbedingungen der Bevölkerung ist auszuführen, dass die Verwirklichung 

grundlegender sozialer und wirtschaftlicher Bedürfnisse, wie etwa der Zugang zu Arbeit, 

Nahrung, Wohnraum und Gesundheitsversorgung häufig nur sehr eingeschränkt möglich ist. 
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Die soziale Absicherung liegt traditionell bei den Familien und Stammesverbänden. Wie aus 

den o.a. Erkenntnisquellen ersichtlich ist, stellt sich die Versorgung mit Nahrungsmitteln und 

Wohnraum in Kabul insbesondere für alleinstehende Rückkehrer ohne familiären Rückhalt 

und finanzielle Unterstützung schwierig dar. 

 

Laut den Richtlinien des UNHCR müssen die schlechten Lebensbedingungen sowie die 

prekäre Menschenrechtslage von intern vertriebenen afghanischen Staatsangehörigen bei 

der Prüfung der Zumutbarkeit einer innerstaatlichen Fluchtalternative berücksichtigt 

werden, wobei angesichts des Zusammenbruchs des traditionellen sozialen Gefüges der 

Gesellschaft aufgrund jahrzehntelang währender Kriege, massiver Flüchtlingsströme und 

interner Vertreibung hierfür jeweils eine Einzelfallprüfung notwendig ist (zur Indizwirkung 

von UNHCR-Richtlinien vgl. u.a. VwGH 10.12.2014, Ra 2014/18/0103). 

UNHCR ist in den Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs afghanischer 

Asylsuchender vom 19.04.2016 der Auffassung, dass eine vorgeschlagene interne 

Schutzalternative nur dann zumutbar ist, wenn der Zugang zu (i) Unterkunft, (ii) 

grundlegender Versorgung, wie sanitärer Infrastruktur, Gesundheitsdiensten und Bildung 

und zu (iii) Erwerbsmöglichkeiten gegeben ist. Ferner ist UNHCR der Auffassung, dass eine 

interne Schutzalternative nur dann zumutbar sein kann, wenn betroffene Personen Zugang 

zu einem traditionellen Unterstützungsnetzwerk durch Mitglieder ihrer (erweiterten) Familie 

oder durch Mitglieder ihrer größeren ethnischen Gruppe im vorgeschlagenen 

Neuansiedlungsgebiet haben und davon ausgegangen werden kann, dass diese willens und 

in der Lage sind, den Antragsteller tatsächlich zu unterstützen. Die einzigen Ausnahmen von 

dieser Anforderung der externen Unterstützung stellen nach Auffassung von UNHCR 

alleinstehende leistungsfähige Männer und verheiratete Paare im berufsfähigen Alter ohne 

festgestellten besonderen Schutzbedarf dar. Diese Personen können unter bestimmten 

Umständen ohne Unterstützung von Familie und Gemeinschaft in urbanen und semiurbanen 

Umgebungen leben, die die notwendige Infrastruktur sowie Erwerbsmöglichkeiten zur 

Sicherung der Grundversorgung bieten und unter tatsächlicher staatlicher Kontrolle stehen. 

[Auszug aus den UNHCR-Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs 

afghanischer Asylsuchender vom 19.04.2016, gleichlautend auch in den UNHCR-RL vom 

30.08.2018, vgl. dort S. 110]. 

UNHCR ist weiters der Ansicht, dass die einzige Ausnahme von der Anforderung der 

externen Unterstützung alleinstehende, leistungsfähige Männer und verheiratete Paare im 

erwerbsfähigen Alter sind, soweit keine spezifischen Vulnerabilitäten (wie näher 
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beschrieben) vorliegen. Unter bestimmten Umständen können diese Personen ohne 

familiäre und soziale Unterstützung in urbaner und semi-urbaner Umgebung leben, soweit 

diese Umgebung über die notwendige Infrastruktur und Lebensgrundlagen verfügt, um die 

Grundbedürfnisse des Lebens zu decken und soweit diese einer wirksamen staatlichen 

Kontrolle unterliegt (vgl. S. 109 f.). 

Insofern ergibt sich aus den aktualisierten UNHCR-Richtlinien, ausgenommen der Stadt 

Kabul, keine maßgeblich andere Schlussfolgerung hinsichtlich innerstaatlichen 

Fluchtalternativen in urbanen Gebieten als aus jenen zum Stand 19.04.2016. 

Das europäische Asyl- Unterstützungsbüro EASO geht in seiner Country Guidance: 

Afghanistan, Juni 2019 [in Folge: "EASO-Länderleitfaden Afghanistan"], generell davon aus, 

dass in den Städten Kabul, Herat und Mazar-e Sharif interne Schutzalternativen für „Single 

able-bodied adult men“ als zumutbar angesehen werden können, auch wenn der 

Antragsteller in der jeweiligen Region kein unterstützendes Netzwerk hat. Obwohl die 

Situation in Bezug auf die Ansiedlung in den drei Städten mit gewissen Schwierigkeiten 

verbunden ist, kann, so der Leitfaden, dennoch der Schluss gezogen werden, dass diese 

Antragsteller ihren Lebensunterhalt, Unterkunft und Hygiene unter Berücksichtigung der 

Tatsache, dass ihre individuellen Umstände keine zusätzlichen Vulnerabilitäten darstellen, 

gewährleisten können. 

Für die Zuerkennung des Status eines subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den 

Herkunftsstaat Afghanistan reicht es nicht aus, sich bloß auf eine allgemein schlechte 

Sicherheits- und Versorgungslage in Afghanistan zu berufen, sondern es müssen vom 

Betroffenen auch individuelle Umstände glaubhaft gemacht werden, die im Fall der 

Rückkehr nach Afghanistan eine reale Gefahr der Verletzung von Art. 3 EMRK für maßgeblich 

wahrscheinlich erscheinen lassen. Solche Umstände vermochte der BF im Verfahren jedoch 

nicht darzulegen (siehe BVwG 13.02.2017, Zahl W238 2125691-1/17E, die Behandlung der 

diesbezüglichen Beschwerde wurde mit Beschluss des VfGH vom 28.09.2017 zur Zahl 

E974/2017-12 abgelehnt): 

 

Wie festgestellt, ist der BF jung, mobil, gesund sowie anpassungs- und arbeitsfähig. Es ist 

daher davon auszugehen, dass es dem BF in Afghanistan wieder möglich sein wird 

arbeitstätig zu sein. Der BF ist mit den kulturellen Gepflogenheiten seines Herkunftsstaates 

und der Sprache vertraut. Es ist daher nicht erkennbar, dass der BF bei der Rückkehr nach 

Afghanistan in eine Situation ernsthafter individueller Bedrohung des Lebens käme (vgl. 

VwGH 19.06.2017, Ra 2017/19/0095). Die Möglichkeit einer schwierigen Lebenssituation für 
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den Asylwerber im Fall seiner Rückführung in den Herkunftsstaat, vor allem in 

wirtschaftlicher Hinsicht, primär gestützt auf mangelnde tragfähige Beziehungen und/oder 

fehlende Ortskenntnisse in Großstädten, so auch eine schwierige Situation bei der 

Wohnraum,-oder Arbeitsplatzsuche, reicht nach der Judikatur des VwGH explizit nicht aus, 

um die Voraussetzungen zur Erlangung von subsidiärem Schutz glaubhaft zu machen (VwGH 

25.04.2017, Zl. Ra 2017/01/0016; 19.06.2017, Zl. Ra 2017/19/0095; jüngst VwGH 

08.08.2017, Zl. Ra 2017/19/0118; VwGH 10.08.2017, Zl. Ra 2016/20/0389; vgl. VwGH 

20.09.2017, Zl. Ra 2017/19/0205 mit Iran-Bezug; VwGH 23.01.2018, Ra 2018/18/0001; 

VwGH 20.04.2018, Ra 2018/18/0194). Der BF hat eine gewisse Schulbildung und Erfahrung in 

der Landwirtschaft und einer Motorradwerkstatt. Mit dieser Erfahrung könnte sich der BF 

daher zumindest durch die Annahme von Hilfstätigkeiten eine Existenzgrundlage schaffen. 

Zudem könnte der BF durch seinen Schwager in Kandahar der ein Lebensmittelgeschäft 

betreibt unterstützt werden. Der BF hat auch immer wieder Kontakt mit seiner Schwester. 

Mangelnde Ortskenntnisse und infrastrukturellen Gegebenheiten in Kabul, Herat und Mazar-

e Sharif reichen am Boden der bisherigen Feststellungen zur Situation für die Annahme der 

Unzumutbarkeit einer innerstaatlichen Fluchtalternative in Kabul, Mazar-e Sharif oder Herat 

nicht aus (VwGH 08.09.2016, Zl. Ra 2016/20/0063). Deshalb ist auch nicht zu befürchten, 

dass er bereits unmittelbar nach seiner Rückkehr und noch bevor er in der Lage wäre, selbst 

für seinen Unterhalt zu sorgen, in eine existenzbedrohende bzw. wirtschaftlich ausweglose 

Lage geraten könnte. Es gibt somit keine hinreichenden Anhaltspunkte dafür, dass der 

Beschwerdeführer in Ansehung existentieller Grundbedürfnisse (z.B. Nahrung, Unterkunft) 

einer ausweglosen bzw. existenzbedrohenden Situation ausgesetzt wäre. Unter 

Berücksichtigung der Länderberichte und der persönlichen Situation des Beschwerdeführers 

ist in einer Gesamtbetrachtung nicht zu erkennen, dass er im Fall seiner Abschiebung nach 

Afghanistan und einer Ansiedlung in der Stadt Kabul, Mazar-e Sharif oder Herat in eine 

ausweglose Lebenssituation geraten und real Gefahr laufen würde, eine Verletzung seiner 

durch Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der durch die Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur 

Konvention geschützten Rechte zu erleiden. Die Prüfung der maßgeblichen Kriterien führt im 

konkreten Fall zu dem Ergebnis, dass dem Beschwerdeführer eine Ansiedlung in der Stadt 

Mazar-e Sharif oder Herat möglich und auch zumutbar ist (zu Mazar-e Sharif und Herat siehe 

VwGH 27.05.2019, Ra 2019/14/0153, Rz 139ff). 

 

Aus den vom Bundesverwaltungsgericht herangezogenen herkunftsstaatsbezogenen 

Erkenntnisquellen ergibt sich, dass die Stadt Kabul,  Mazar-e Sharif oder Herat nicht als 

derart unsicher qualifiziert werden kann, dass es dem BF von vornherein verunmöglicht 

würde, dorthin zu gelangen. Kabul, Mazar-e Sharif und Herat verfügen über eine 
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vergleichsweise gute Infrastruktur mit einem Flughafen, der für den zivilen Flugverkehr 

geeignet ist. Zudem steht dem Beschwerdeführer eine finanzielle Rückkehrhilfe zur 

Verfügung, sodass er im Falle der Rückkehr – neben den eigenen Ressourcen – auf eine 

zusätzliche Unterstützung zur Existenzsicherung greifen kann. Gemäß § 52a BFA-VG iVm § 12 

Abs 2 GVG-B 2005 umfasst die Rückkehrhilfe jedenfalls die notwendigen Kosten der 

Rückreise. Zusätzlich stehen dem BF noch diverse Hilfsprogramme (ERIN, RESTART II, „Post 

Arrival Assistance") zur Verfügung. Dem BF ist es daher zumutbar nach Kabul,  Mazar-e Sharif 

oder Herat zurückzukehren, da der Rückreiseweg in diese Städte sicher und finanziell 

abgesichert ist.  

 

Ausgehend davon, ist mit Blick auf die persönliche Situation des Beschwerdeführers nicht zu 

erkennen, dass er im Fall seiner Abschiebung - bezogen auf das gesamte Staatsgebiet - in 

eine ausweglose Lebenssituation geraten und tatsachlich Gefahr laufen würde, eine 

Verletzung seiner durch Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der durch die Protokolle Nr. 6 oder 

Nr. 13 zur Konvention geschützten Rechte zu erleiden (VwGH 08.09.2016, Ra 2016/20/0063; 

VwGH 10.08.2017, Ra 2016/20/0369). 

Im gegenständlichen Fall haben sich in einer Gesamtschau der Angaben des BF und unter 

Berücksichtigung der zur aktuellen Lage in Afghanistan herangezogenen Erkenntnisquellen 

keine konkreten Anhaltspunkte dahingehend ergeben, wonach die unmittelbar nach 

erfolgter Rückkehr allenfalls drohenden Gefahren nach Art, Ausmaß und Intensität von 

einem solchen Gewicht wären, dass sich daraus bei objektiver Gesamtbetrachtung für den 

BF mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit das reale Risiko einer derart extremen 

Gefahrenlage ergeben würde, die im Lichte der oben angeführten Rechtsprechung einen 

außergewöhnlichen Umstand im Sinne des Art. 3 EMRK darstellen und somit einer 

Rückführung nach Afghanistan entgegenstehen würde. Die bloße Möglichkeit einer allenfalls 

drohenden extremen (allgemeinen) Gefahrenlage in Afghanistan reicht nicht aus, sondern es 

müssen vielmehr konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass gerade der Betroffene einer 

derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde (VwGH 27.02.2001, Zl. 98/21/0427; 20.06.2002, Zl. 

2002/18/0028; konkret zu Afghanistan: zB Urteil des deutschen Bundesverwaltungsgerichts 

vom 29.06.2010, Zl. BVerwG 10 C 10.09; weiters EGMR 20.07.2010, N. gg. Schweden, Zl. 

23505/09, Rz 52ff; 13.10.2011, Husseini gg. Schweden, Zl. 10611/09, Rz 84; 20.12.2011, J.H. 

gg. Vereinigtes Königreich, Zl. 48839/09, Rz 55). 

Schließlich ist im Hinblick auf die derzeit bestehende Pandemie aufgrund des Corona-Virus 

festzuhalten, dass der Beschwerdeführer aktuell 20 Jahre alt ist, womit er nicht unter die 

Risikogruppen der älteren Personen und der Personen mit Vorerkrankungen fällt. Als 
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körperlich gesundem jungen Mann, der keine das Immunsystem beeinträchtigenden 

Vorerkrankungen hat, droht dem BF mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit keine Gefahr 

einer lebensgefährdenden Erkrankung im Falle einer Ansteckung durch das Corana-Virus. Ein 

bei einer Überstellung des Beschwerdeführers nach Afghanistan vorliegendes „real risk“ 

einer Verletzung des Art. 3 EMRK ist somit auch hierzu nicht erkennbar. 

Es mag zutreffen, dass nach den festgestellten Länderinformationen die wirtschaftliche Lage 

sowie Versorgungslage in Afghanistan im Allgemeinen sowie in Herat, Kabul und Mazar-e 

Sharif – insbesondere auch aufgrund der großen Anzahl sonstiger Binnenvertriebener und 

anderer Rückkehrer, die einströmen – und der aktuellen COVID-19 Pandemie angespannt ist 

und die Arbeitslosigkeit auch dort hoch ist. Um von der realen Gefahr („real risk“) einer 

drohenden Verletzung der durch Art. 2 oder 3 EMRK garantierten Rechte eines Asylwerbers 

bei Rückkehr in seinen Heimatstaat ausgehen zu können, reicht es aber nicht aus, wenn eine 

solche Gefahr bloß möglich ist (vgl. VwGH 28.4.2020, Ra 2020/14/0158 bis 0161, mwN). Es 

bedarf einer ganzheitlichen Bewertung der möglichen Gefahren, die sich auf die persönliche 

Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu 

beziehen hat. Die Außerlandesschaffung eines Fremden in den Herkunftsstaat kann auch 

dann eine Verletzung von Art. 3 EMRK bedeuten, wenn der Betroffene dort keine 

Lebensgrundlage vorfindet, also die Grundbedürfnisse der menschlichen Existenz (bezogen 

auf den Einzelfall) nicht gedeckt werden können. Eine solche Situation ist nur unter 

exzeptionellen Umständen anzunehmen. Die bloße Möglichkeit einer durch die 

Lebensumstände bedingten Verletzung des Art. 3 EMRK reicht nicht aus. Vielmehr ist es zur 

Begründung einer drohenden Verletzung von Art. 3 EMRK notwendig, detailliert und konkret 

darzulegen, warum solche exzeptionellen Umstände vorliegen (VwGH 22.4.2020, Ra 

2020/18/0098, mwN). 

Auch im Hinblick auf die aktuelle COVID-19 Pandemie kann jedoch im 

Entscheidungszeitpunkt keine Gefährdung nach Art. 3 EMRK erkannt werden. Wie dargelegt, 

müssen nach der Judikatur des VwGH stichhaltige Gründe für die Annahme sprechen, dass 

eine Person einem realen Risiko einer unmenschlichen Behandlung ausgesetzt wäre und es 

müssen konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass gerade die betroffene Person einer 

derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde. Die bloße Möglichkeit eines realen Risikos oder 

Vermutungen, dass der Betroffene ein solches Schicksal erleiden könnte, reichen nicht aus. 

Diese Voraussetzungen sind im konkreten Fall nicht gegeben. Dem Beschwerdeführer ist es 

aufgrund der dargelegten Umstände möglich, sich dort - etwa auch durch Hilfs- und 

Gelegenheitsarbeiten - selbst eine Existenz aufzubauen und diese zu sichern sowie eine 

(einfache) Unterkunft zu finden. Dafür, dass er in Ansehung existentieller Grundbedürfnisse 
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(z.B. Nahrung, Unterkunft) einer lebensbedrohenden Situation ausgesetzt ist, gibt es keine 

hinreichenden Anhaltspunkte.  

Die Beschwerde und die Stellungnahme vom 13.08.2020 vermögen mit den pauschalen, auf 

die allgemeine Situation in Afghanistan bezogenen Ausführungen nicht detailliert und 

konkret darzulegen, warum solche exzeptionellen Umstände vorliegen. 

Durch eine Rückführung in den Herkunftsstaat würde der BF somit nicht in Rechten nach Art. 

2 und 3 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Europäische 

Menschenrechtskonvention - EMRK), BGBl. Nr. 210/1958 idgF, oder ihren relevanten 

Zusatzprotokollen Nr. 6 über die Abschaffung der Todesstrafe, BGBl. Nr. 138/1985 idgF, und 

Nr. 13 über die vollständige Abschaffung der Todesstrafe, BGBl. III Nr. 22/2005 idgF, verletzt 

werden. Weder droht im Herkunftsstaat durch direkte Einwirkung noch durch Folgen einer 

substanziell schlechten oder nicht vorhandenen Infrastruktur ein reales Risiko einer 

Verletzung der oben genannten von der EMRK gewährleisteten Rechte. Dasselbe gilt für die 

reale Gefahr, der Todesstrafe unterworfen zu werden. Auch Anhaltspunkte dahingehend, 

dass eine Rückführung in den Herkunftsstaat für den BF als Zivilperson eine ernsthafte 

Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen 

eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde, sind nicht 

hervorgekommen. 

Daher war die Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides gemäß § 8 

Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 als unbegründet abzuweisen. 

3. Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides: 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer 

Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. 

Hauptstück des FPG zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl 

bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des 

Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird und von Amts wegen ein 

Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 2005 nicht erteilt wird sowie kein Fall der §§ 8 Abs. 3a 

oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt. 

Gemäß § 57 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von 

Amts wegen oder auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung besonderer 

Schutz" zu erteilen: 
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1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 

oder Abs. 1a FPG seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafür 

weiterhin vorliegen, es sei denn, der Drittstaatsangehörige stellt eine Gefahr für die 

Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Österreich dar oder wurde von einem 

inländischen Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt. Einer 

Verurteilung durch ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches 

Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht, 

2. zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur 

Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit 

solchen strafbaren Handlungen, insbesondere an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel 

oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder 

3. wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig oder 

nicht niedergelassen ist, Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung nach §§ 382b 

oder 382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen wurde oder erlassen hätte werden können und 

der Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung der "Aufenthaltsberechtigung 

besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist. 

Der BF befindet sich erst seit Oktober 2017 im Bundesgebiet und sein Aufenthalt ist nicht 

geduldet. Er ist nicht Zeuge oder Opfer von strafbaren Handlungen und auch kein Opfer von 

Gewalt. Die Voraussetzungen für die amtswegige Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 

57 AsylG 2005 liegen daher nicht vor, wobei dies weder im Verfahren noch in der 

Beschwerde auch nur behauptet wurde. 

Im vorliegenden Verfahren erfolgte die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz 

im Hinblick auf den Status des subsidiär Schutzberechtigten auch nicht gemäß § 8 Abs. 3a 

AsylG 2005 und ist auch keine Aberkennung gemäß § 9 Abs. 2 AsylG 2005 ergangen, wie aus 

dem Verfahrensgang ersichtlich ist. 

Gemäß § 52 Abs. 2 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehörigen unter einem 

(§ 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag 

auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des 

Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 

abgewiesen wird, und kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm 

kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für 

begünstigte Drittstaatsangehörige. 
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Der BF ist als Staatsangehöriger von Afghanistan kein begünstigter Drittstaatsangehöriger 

und es kommt ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zu, da mit der 

erfolgten Abweisung seines Antrags auf internationalen Schutz das Aufenthaltsrecht nach § 

13 AsylG 2005 mit der Erlassung dieser Entscheidung endet. 

Gemäß § 55 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von 

Amts wegen oder auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen, 

wenn 1. dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens 

im Sinne des Art. 8 EMRK geboten ist und 2. der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der 

Integrationsvereinbarung gemäß § 14a NAG erfüllt hat oder zum Entscheidungszeitpunkt 

eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren Einkommen die monatliche 

Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. I Nr. 

189/1955) erreicht wird. Nach § 55 Abs. 2 AsylG 2005, ist eine "Aufenthaltsberechtigung" zu 

erteilen, wenn nur die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 vorliegt. 

§ 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG lautet: 

(1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur 
Außerlandesbringung gemäß § 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein 
Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden 
eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur Erreichung der im 
Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind 
insbesondere zu berücksichtigen: 

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt 
des Fremden rechtswidrig war, 

2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 

3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 

4. der Grad der Integration, 

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 

6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 

7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, 
Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts, 

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in 
dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, 



- 79 - 

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden 
zurechenbaren überlangen Verzögerungen begründet ist. 

(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls begründet, 
insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer unzulässig ist, 
abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist nur dann 
auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf 
Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn die Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein 
auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder 
Personen, die über ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes 
Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz 
(NAG), BGBl. I Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre. 

Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern 

und (minderjährigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere verwandtschaftliche 

Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine gewisse Intensität aufweisen, etwa ein 

gemeinsamer Haushalt vorliegt (vgl. dazu EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); 

EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; Frowein - Peukert, Europäische 

Menschenrechtskonvention, EMRK-Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Art. 8; 

Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schützt die Verfassung? ÖJZ 1998, 761; 

vgl. auch Rosenmayer, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1). In der 

bisherigen Spruchpraxis der Straßburger Instanzen wurden als unter dem Blickwinkel des 

Art. 8 EMRK zu schützende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und Großeltern 

(EGMR 13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; s. auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-

Schweiz, EuGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 

1982, 311) und zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 19.07.1968, 

3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, 

B 8353/78, EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt 

(vgl. Baumgartner, ÖJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen 

Beziehungsintensität wurde von der Kommission auch für die Beziehung zwischen Eltern und 

erwachsenen Kindern gefordert (EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). 

Das Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK umfasst auch nicht formalisierte eheähnliche 

Lebensgemeinschaften zwischen Mann und Frau; bei solchen ist normalerweise das 

Zusammenleben der beiden Partner in einem gemeinsamen Haushalt erforderlich, es 

können aber auch andere Faktoren wie etwa die Dauer oder die Verbundenheit durch 

gemeinsame Kinder unter Beweis stellen, dass die Beziehung hinreichend konstant ist 

(EGMR vom 27.10.1994, 18535/91 Kroon und andere gg. die Niederlande, Z 30; EGMR vom 

22.04.1997, 21.830/93, X,Y und Z gg. Vereinigtes Köngreich, Z 36) 
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Art. 8 EMRK schützt unter anderem sowohl die individuelle Selbstbestimmung und 

persönliche Identität, als auch die freie Gestaltung der Lebensführung. Zum geschützten 

Privatleben gehört das Netzwerk der gewachsenen persönlichen, sozialen und 

wirtschaftlichen Bindungen (EGMR vom 09.10.2003, 48321/99, Slivenko gg. Lettland). So 

können persönliche Beziehungen, die nicht unter das Familienleben fallen, sehr wohl als 

„Privatleben“ relevant sein. 

Aufenthaltsbeendende Maßnahmen stellen regelmäßig einen Eingriff in das Privatleben dar, 

weil sie die betroffene Person aus ihrem sozialen Umfeld herausreißen. Nach der 

Rechtsprechung des EGMR hängt es von den Umständen des jeweiligen Falles ab, ob es 

angebracht ist, sich eher auf den Gesichtspunkt des Familienlebens zu konzentrieren als auf 

den des Privatlebens (EGMR 23.04.2015, 38030/12, Khan, Rn. 38; 05.07.2005, Große 

Kammer, 46410/99, Üner, Rn. 59). Die Prüfung am Maßstab des Privatlebens ist jedoch 

weniger streng als jene am Maßstab des Familienlebens, weshalb letztere in der Praxis im 

Vordergrund steht (Ewald Wiederin, Schutz der Privatsphäre, in: Merten/Papier/Kucsko-

Stadlmayer [Hg.], Handbuch der Grundrechte VII/1, 2. Aufl., § 10, Rn. 52). 

Nach ständiger Rechtsprechung der Gerichtshöfe öffentlichen Rechts kommt dem 

öffentlichen Interesse aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen 

Ordnung iSd Art 8 Abs 2 EMRK ein hoher Stellenwert zu. Der Verfassungsgerichtshof und der 

Verwaltungsgerichtshof haben in ihrer Judikatur ein öffentliches Interesse in dem Sinne 

bejaht, als eine über die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung 

von Personen, die sich bisher bloß auf Grund ihrer Asylantragsstellung im Inland aufhalten 

durften, verhindert werden soll (VfSlg. 17.516 und VwGH vom 26.06.2007, Zl. 

2007/01/0479). 

Der BF ist zum Aufenthalt in Österreich nur auf Grund eines Antrages auf internationalen 

Schutz, der sich als nicht begründet erwiesen hat, berechtigt gewesen. Anhaltspunkte dafür, 

dass ihm ein nicht auf asylrechtliche Bestimmungen gestütztes Aufenthaltsrecht zukäme, 

sind nicht ersichtlich. Darüber hinaus sind keine Hinweise für eine ausreichend intensive 

Beziehung zu in Österreich lebenden Verwandten hervorgekommen. Zumal die Kernfamilie 

des BF im Ausland lebt. Der BF hat zwar seit November 2018 eine Freundin bei der er nach 

seinem Rauswurf aus einem Asylheim vorübergehend gelebt hat. Mittlerweile lebt der BF 

jedoch wieder in einem Asylheim und trifft sich mit seiner Freundin nicht mehr so oft. Der 

Umstand, dass der Beschwerdeführer eine Freundin hat, wird in seinem Gewicht dadurch 

gemindert, dass die Beziehung zu einem Zeitpunkt entstand, als der BF bereits einen seinen 

Antrag auf internationalen Schutz abweisenden Bescheid erhalten hat und er sich daher 
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seines unsicheren Aufenthaltes bewusst sein musste. Auch in wirtschaftlicher Hinsicht steht 

fest, dass der BF bislang in Österreich keiner legalen Erwerbstätigkeit nachgegangen ist. Der 

BF hat zumindest durch seine Schwester Bindungen zu seinem Herkunftsstaat Afghanistan 

und ist dort aufgewachsen und entsprechend sozialisiert. In diesem Zusammenhang ist auch 

zu beachten, dass der BF für die Dauer seines Asylverfahrens in Österreich stets nur vorläufig 

aufenthaltsberechtigt war. Ihm musste sein während seines Asylverfahrens bestehender 

ungewisser Aufenthaltsstatus bekannt sein. Er musste von vornherein damit rechnen, dass 

es im Falle einer negativen Entscheidung über seinen Asylantrag zu einer Beendigung seines 

Aufenthalts kommt. Nach der Judikatur des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte 

ist das Gewicht eines in diesem Zeitraum entstandenen Privat- und Familienlebens bereits 

dadurch gemindert, dass sich der Beschwerdeführer nicht darauf verlassen konnte, dieses 

auch nach Beendigung des Asylverfahrens im Aufnahmestaat fortführen zu können. Zudem 

wohnt der BF nicht mehr mit seiner Freundin zusammen und sie treffen sich nicht mehr so 

oft. Es ist daher nicht von einer ausreichend verfestigten und konstanten Beziehung 

auszugehen.  

Im Hinblick auf die Zeitspanne, seit der sich der BF in Österreich aufhält (Oktober 2017), 

kann selbst unter Miteinbeziehung integrativer Merkmale – wie etwa einfache 

Deutschkenntnisse– eine von Art. 8 EMRK geschützte „Aufenthaltsverfestigung“ noch nicht 

angenommen werden (vgl. VwGH 26.06.2007, Zl. 2007/01/0479, wonach ein dreijähriger 

Aufenthalt „jedenfalls“ nicht ausreichte, um daraus eine rechtlich relevante Bindung zum 

Aufenthaltsstaat abzuleiten; vgl. auch VwGH 20.12.2007, Zl. 2007/21/0437, zu § 66 Abs. 1 

FPG, wonach der 6-jährigen Aufenthaltsdauer eines Fremden im Bundesgebiet, der 

Unbescholtenheit, eine feste soziale Integration, gute Deutschkenntnisse sowie einen 

großen Freundes- und Bekanntenkreis, jedoch keine Familienangehörigen geltend machen 

konnte, in einer Interessensabwägung keine derartige „verdichtete Integration“ zugestanden 

wurde, da der Aufenthalt „letztlich nur auf einem unbegründeten Asylantrag fußte“; ähnlich 

auch VwGH 25.02.2010, Zl. 2010/18/0026; VwGH 30.04.2009, Zl. 2009/21/0086; VwGH 

08.07.2009, Zl. 2008/21/0533; VwGH 08.03.2005, 2004/18/0354). Somit kann nicht 

festgestellt werden, dass dem subjektiven Interesse des BF am Verbleib im Inland Vorzug 

gegenüber dem maßgeblichen öffentlichen an der Einhaltung der die Einreise und den 

Aufenthalt von Fremden regelnden Vorschriften, denen aus der Sicht des Schutzes und der 

Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Art. 8 Abs. 2 EMRK) ein hoher Stellenwert 

zukommt (vgl. VwGH 22.01.2013, Zl. 2011/18/0036; VwGH 10.05.2011, Zl. 2011/18/0100; 

VwGH 22.03.2011, Zl. 2007/18/0628; VwGH 26.11.2009, Zl. 2007/18/0305), zu geben ist. 
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Der BF hat einen Deutschkurs absolviert. Ansonsten hat der BF keine besonderen 

Integrationsmaßnahmen gesetzt. Zudem ist der BF mehrfach straffällig geworden. Es ist 

daher davon auszugehen, dass die Interessen des BF an einem Verbleib im Bundesgebiet nur 

geringes Gewicht haben und gegenüber dem öffentlichen Interesse an der Einhaltung der 

die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden Bestimmungen aus der Sicht des 

Schutzes der öffentlichen Ordnung, dem nach der Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ein hoher Stellenwert zukommt, in den Hintergrund treten. Die 

Verfügung der Rückkehrentscheidung war daher im vorliegenden Fall dringend geboten und 

erscheint auch nicht unverhältnismäßig. 

Daher sind die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltsberechtigung nach  

§ 55 AsylG nicht gegeben. 

Gemäß § 52 Abs. 9 FPG hat das Bundesamt mit einer Rückkehrentscheidung gleichzeitig 

festzustellen, dass eine Abschiebung eines Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder 

mehrere bestimmte Staaten zulässig ist, es sei denn, dass dies aus vom 

Drittstaatsangehörigen zu vertretenden Gründen nicht möglich sei. 

Nach § 50 Abs. 1 FPG ist die Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig, wenn dadurch 

Art. 2 oder 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, 

oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde oder für sie als 

Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge 

willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts 

verbunden wäre. 

Nach § 50 Abs. 2 FPG ist Abschiebung in einen Staat unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für 

die Annahme bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer 

Religion, ihrer Nationalität, ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder 

ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 der Konvention über die Rechtsstellung 

der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der 

Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche 

Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005). 

Nach § 50 Abs. 3 FPG ist Abschiebung in einen Staat unzulässig, solange der Abschiebung die 

Empfehlung einer vorläufigen Maßnahme durch den Europäischen Gerichtshof für 

Menschenrechte entgegensteht. 
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Die Zulässigkeit der Abschiebung des BF in den Herkunftsstaat ist gegeben, da nach den die 

Abweisung seines Antrages auf internationalen Schutz tragenden Feststellungen der 

vorliegenden Entscheidung keine Gründe vorliegen, aus denen sich eine Unzulässigkeit der 

Abschiebung im Sinne des § 50 FPG ergeben würde. Wie bereits oben ausgeführt sieht auch 

der EGMR in seiner jüngsten Rechtsprechung die allgemeine Situation in Afghanistan nicht 

so gelagert, dass die Ausweisung dorthin automatisch gegen Art 3 EMRK verstoßen würde.  

Gemäß § 55 Abs. 1 FPG wird mit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 zugleich eine Frist 

für die freiwillige Ausreise festgelegt. Die Frist für die freiwillige Ausreise beträgt nach § 55 

Abs. 2 FPG 14 Tage ab Rechtskraft des Bescheides, sofern nicht im Rahmen einer vom 

Bundesamt vorzunehmenden Abwägung festgestellt wurde, dass besondere Umstände, die 

der Drittstaatsangehörige bei der Regelung seiner persönlichen Verhältnisse zu 

berücksichtigen hat, die Gründe, die zur Erlassung der Rückkehrentscheidung geführt haben, 

überwiegen. 

Recherchen im Internet haben ergeben, dass zum Zeitpunkt der Erlassung dieser 

Entscheidung mehrere Fluglinien wieder Flüge von Wien nach Kabul anbieten so zB: die 

Turkish Airlines oder die Qatar Airways. 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen. 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von 

der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder 

weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die 

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 

beurteilen (siehe dazu insbesondere die unter A) zitierte Judikatur). Auch liegen keine 

sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor. 


